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Historie erfolgreich 
zum Leben erweckt
Das Haus der Bayerischen Geschichte feier-
te 20-jähriges Jubiläum. Sein Leiter hat sich
besondere Verdienste er-
worben. Seite 3

Prof. Dr. Claus Grimm:

Die Gemeinden brauchen
stabile Einnahmen
Bei seinem Antrittsbesuch bei KPV-Vorsit-
zendem Luitpold Braun sicherte der Finanz-
staatssekretär die Unterstüt-
zung der Staatsregierung zu. Seite 9

Franz Meyer:

Versorgung auf hohem
Niveau bleibt gesichert
Die Kreiskrankenhäuser im Landkreis Rot-
tal-Inn stehen vor ihrer größten Umstruktu-
rierung. Für die Patienten
entstehen viele Vorteile. Seite 12

Bruni Mayer:

Mit Blick auf Hajo Klein,
der für eine Öffnung der
Geschäfte an den Advents-
sonntagen plädiert, meint
die Vorzimmerperle, dass
gerade Kommunalpolitiker
ein Auge darauf werfen
müssten, das Ladenschluss-
gesetz generell wegzufegen.
Denn nur so könne eine Ver-
ödung der Innenstädte ver-
hindert werden.        Seite 15

Festakt in Augsburg:

Bayerische Bezirke
läuten neue Ära ein
Manfred Hölzlein Nachfolger von Dr. Georg Simnacher

Ein Niederbayer steht künftig an der Spitze des Ver-
bandes der Bayerischen Bezirke. Der Landshuter Be-
zirkstagspräsident Manfred Hölzlein wurde im Rah-
men der Jubiläumssitzung „175 Jahre Bezirke und 50
Jahre Bezirksordnung“ in Augsburg zum neuen Vor-
sitzenden gewählt. Er tritt damit die Nachfolge von
Dr. Georg Simnacher an, der nach fast 25 Jahren an
der Spitze nicht mehr kandidiert hatte. Als Hölzleins
Stellvertreter fungiert jetzt Oberbayerns Bezirkstags-
präsident Franz Jungwirth, nachdem sein Kollege
aus Oberfranken, Edgar Sitzmann, nach 13 Jahren
als Vizepräsident ebenfalls ausgeschieden ist.      

Der 61-jährige Hölzlein gehört
seit 1974 dem niederbayerischen
Bezirkstag an und führt ihn seit
1998. Damit ist er dienstältester
Chef eines Bezirkstages. Vor sei-
ner Politkarriere war der dreifa-
che Familienvater Richter und
stellvertretender Direktor am
Landshuter Amtsgericht. Dass er
in seiner neuen Funktion schwie-
rigen Zeiten entgegensieht, dar-
aus machte der passionierte

Hobby-Bergsteiger in seiner An-
trittsrede kein Hehl. 

Wesentliche Elemente
des Bedarfs

Viele Kommunen seien pleite
und nicht mehr in der Lage, den
Bezirken über höhere Umlagen
finanziell unter die Arme zu grei-

fen. Die Bezirke, so Hölzlein,
werden in den nächsten Jahren
daran gemessen werden, ob sie
einen Beitrag zur Kostenreduzie-
rung im Sozialbereich leisten
können. Um die Finanzierbarkeit
der Sozialausgaben langfristig
sichern zu können, bedürfe es
zunächst einer Überprüfung der
in den Einrichtungen und Dien-
sten angebotenen Leistungsstan-
dards. Ziel müsse es sein, das
Leistungsangebot auf die we-
sentlichen Elemente des Bedarfs
zu konzentrieren. 

In den für die Bezirke beson-
ders wichtigen Verhandlungen
über die Entgelte lägen weitere
wichtige Ansatzpunkte zur Kos-
tenreduzierung. Einen wichtigen
Beitrag zur zukunftsgerichteten
Zusammenarbeit mit den Ein-
richtungen könne zudem ein ef-
fektives Controlling sowie eine

(Fortsetzung auf Seite 4)

„Sammeln für einen guten Zweck“: Für Landesmutter Karin Stoiber in den Wochen vor Weih-
nachten eine besonders lohnende Aufgabe, die sie mit Hingabe erfüllt. Unsere Aufnahme entstand
in ihrer Heimatstadt Wolfratshausen. Bernhard Reith, Leiter des dortigen Service-Centers von
Erdgas Südbayern (ESB), überreichte der Gattin von Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber ei-
nen großen Scheck für die Jugendarbeit in der Region. Unser Bild zeigt (v. l.): Bernhard Reith,
Karin Stoiber, Paul Brauner, 2. Bürgermeister, und Vertreter des Jugendzentrums Stein.            ?

Erste Reaktionen auf Vermittlungsausschuss:

Erstes Licht am
Horizont

„Wir freuen uns über die Senkung der Gewerbesteuerum-
lage, damit ist der Zustand vor der Änderung 1999 wieder
halbwegs hergestellt“, sagte der Landesvorsitzende der
Kommunalpolitischen Vereinigung der CSU, GZ-Heraus-
geber Landrat Luitpold Braun angesichts des am Wochen-
ende erreichten Kompromisses im Vermittlungsausschuss.

Die Senkung der Gewerbe-
steuerumlage sei eine alte Forde-
rung der KPV in Bayern. „Damit
ist das Raubrittertum in diesem
Bereich, das Rot-Grün 1999 ein-
geführt hat, beendet. Wir sind
jetzt wieder auf dem Stand von
vor dieser Zeit“, erklärte Braun.

Mit der Senkung von 28 auf
20 Prozent erhalten die Kommu-
nen ca. 2,5 Mrd. Euro mehr in
ihre Haushaltskassen, wobei das
Vorziehen der Reform im Be-
reich der Einkommenssteuer
auch Ausfälle zur Folge hat.

Dank an Stoiber

„Die Union, vorne weg der
Bayerische Ministerpräsident
Stoiber, hat mit Nachdruck für
eine Gemeindefinanzreform im
Ausschuss gekämpft. Wir sind
froh, dass zumindest eine kleine
Einigung zustande kam. Natür-
lich hätten wir uns noch mehr
dringende und notwendige Ent-
lastung gewünscht, aber das war
mit Rot-Grün nicht zu errei-
chen!“, so Braun weiter.

Auch das Optionsmodell bei

den Langzeitarbeitslosen geht
nach Meinung der KPV in die
richtige Richtung. Jetzt erhalten
die Kommunen die Möglichkeit,
auf eigenen Wunsch die Betreu-
ung selbst zu übernehmen.

„Wir hoffen, dass die Refor-
men einen positiven psychologi-
schen Effekt haben. Denn nur
wenn der Motor der Konjunktur
in Deutschland wieder anspringt,
kommen die Kommunen wieder

(Fortsetzung auf Seite 2)

Abschied und Neuanfang: Vor dem Schwabentor im Goldenen
Saal in Augsburg verabschiedete sich der bisherige Präsident Dr.
Georg Simnacher vom Verband der Bayerischen Bezirke und
hieß - gemeinsam mit dem Vorsitzenden des Bayerischen Städ-
tetags, Landshuts Oberbürgermeister Josef Deimer - seinen
Nachfolger im Amt, Manfred Hölzlein, herzlich willkommen.   ?

Das Gute siegt immer!
Liebe Leserinnen und Leser,

wenn man den Kritiken Glauben schenken
kann, dann erwartet uns aus der Welt des Kinos
in diesen Tagen ein „episches Abenteuer von
Gut gegen Böse“, eine Geschichte von der
Macht der Freundschaft, eigenem Mut und der
heldenhaften Suche nach Wegen, um das
Schlechte, das es in der Welt gibt, zu bezwin-
gen. J.R.R. Tolkiens Meisterwerk „Der Herr
der Ringe“ erfährt mit seinem dritten und letz-
ten Teil „Die Gefährten“ seine
Vollendung.

Mehr als 50 Millionen Men-
schen mehrerer Generationen
rund um die Welt sind mit ei-
ner einzigartigen Legende
aufgewachsen - der Erzählung
über den grandiosen Versuch,
die Menschheit zu retten

Lange vor unserer Zeit, an
einem Ort, der sich Mittelerde
nennt, hat ein dunkler und
mächtiger Herrscher die
Mächte des Bösen zusammen-
gebracht, um die Kulturen des
Landes Mittelerde zu zerstören
und alle Lebewesen, die sich
ihm in den Weg stellen, zu ver-
sklaven. Die Zeit für Sauron ist gekommen, und
er benötigt nur noch ein kleines Objekt - einen
Ring, der jahrhundertelang verloren gewesen
ist, um das Licht der Zivilisation zu löschen und
die Welt in Dunkelheit zu hüllen.

Obwohl er seine ganze Macht in die Suche
nach dem einen Ring gesteckt hat, legt das
Schicksal ihn in die Hände von jemand ande-
rem - einem jungen Hobbit namens Frodo
Beutlin, der den Ring erbt und zur Legende
wird. Mit Hilfe seiner treuen Gefährten, den
Hobbits Sam, Merry und Pippin, Gimli, dem
Zwerg, den Menschen Aragorn und Boromir,
mit der Unterstützung des Zauberers Gandalf
und der Elben Arwen, Galadriel und Elrond

muss Frodo zum Schicksalsberg reisen, um den
Ring zu zerstören. Wenn nicht er den Weg fin-
det, dann kein anderer. 

Das Werk kommt gerade zur rechten Zeit. Es
passt zu unserem modernen Weihnachten, in
dem viele sich nicht mehr die Mühe machen,
christliche Riten zu zelebrieren, aber doch auf
einer Suche sind nach „dem Guten“ in einer
Welt, in der sich so viel Böses breit macht. Die
weltweiten Sorgen sind groß, dass die Gefahr,

die von international operie-
renden Terrororganisationen
ausgeht, letztlich in einen
Weltkrieg münden könnte, der
das Ende der Menschheit be-
deuten würde. 

Aber auch die Nöte im eige-
nen Land rauben uns die Ru-
he. Nein, ich spreche nicht von
den materiellen Problemen,
die unsere Gesellschaft wirt-
schaftlich in die Knie zwingen;
ich meine die vielen Bösen, die
sich in unserem unmittelbaren
Lebensumfeld breit machen.
Jeder kennt Geschichten, wie
Menschen, die ein gutes Bei-
spiel geben sollten, korrum-

pierbar geworden sind, wie selbstverständlich
„Bakschisch“ erwartet wird von jemandem,
der eigentlich seine Pflicht tun müßte, wie man
„das eigene Schäfchen ins Trockene bringt“,
mit welcher Chuzpe manche egomanische An-
sprüche geltend machen und viele Menschen
resignieren, weil sie sich nicht allein gegen
„das Böse“ stemmen können.

Tun wir’s trotzdem! Jeder an seinem Platz.
Wenn wir alle nur ein bisschen Mut beweisen,
standhaft und authentisch bleiben, dann wer-
den wir die Welt verändern!

In diesem Sinn wünsche ich Ihnen frohe und
gesegnete Weihnachten und für das neue Jahr
alles Gute!          Ihre Anne-Marie von Hassel
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Bürgermeister Franz Schwarz
94501 Aldersbach

am 31.12.
Bürgermeister Michael Rosner

63867 Johannesberg
am 7.1.

Bürgermeister
Gerhard Nürnberger

91807 Solnhofen
am 10.1.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Oberbürgermeister

Norbert Kastner
96450 Coburg

am 23.12.
Bürgermeister Christian Mrosek
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am 25.12.

Bürgermeister Bruno Altrichter
97616 Bad Neustadt a. d. Saale

am 28.12.
Bürgermeister

Willi Amerdinger
86745 Hohenaltheim

am 30.12.
Bürgermeister Helmut Reck

91096 Möhrendorf
am 30.12.

Bürgermeister Alois Sauer
63849 Leidersbach

am 5.1.
Bürgermeister

Bernhard Winter
am 11.1.

85570 Markt Schwaben

Z U M  4 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Johann Ostermünchner
83677 Greiling

am 13.1.
Bürgermeister Günter Stich

92685 Floß
am 15.1.

Z U M  4 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Roland Krieger

87772 Pfaffenhausen
am 22.12.

Bürgermeister Gerhard Brosch
87785 Winterrieden

am 17.1.

ZUM 65 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister Oskar Mangold

97656 Oberelsbach
am 27.12.

Bürgermeister
Matthias Kammerbauer

85462 Eitting
am 31.12.

Bürgermeister Albert Beer
85120 Hepberg

am 10.1.

ZUM 60 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister

Werner Oberleiter
91224 Pommelsbrunn

am 25.12.
Bürgermeister

Heinz Berchtenbreiter
89264 Weißenhorn

am 27.12
Bürgermeister

Dietmar Koltzenburg
90596 Schwanstetten

am 5.1.
Bürgermeister 

Bernhard Kaspar
96250 Ebensfeld

am 1.1.
Bürgermeister Josef Huber

84544 Aschau a. Inn
am 10.1.

Bürgermeister Anton Galler
92360 Mühlhausen i. OPf.

am 11.1.
Bürgermeister

Wilhelm Remling
97291 Thüngersgheim

am 15.1.
ZUM 55 .  GEBURTSTAG

Bürgermeister 
Rainer Richter

95110 Kipfenberg
am 24.12.

Bürgermeister
Manfred Schafnitzel

86679 Ellgau
am 24.12.

Bürgermeister 
Rupert Oberhuber
83549 Eiselfing

am 30.12.

Wir gratulieren

Stoibers Sparkonzept
bleibt umstritten

Zehnprozentige Ausgabenkürzung hält CSU in Bewegung - Dezente Kritik von
Landtagspräsident Glück - Staatsregierung bleibt bei den Eckwerten

Angesichts anhaltender öffentlicher Proteste gegen die
Eckwerte des Sparkonzepts der Staatsregierung und der
auch in der CSU-Landtagsfraktion noch teilweise leiden-
schaftlichen Auseinandersetzungen um das „Wie“ der
Ausgabenkürzung 10% im Etat 2004, hat die Opposition
in der letzten Plenarsitzung des Parlaments vor Weih-
nachten und vor den Klausurtagungen im Januar 2004
heftige Kritik geübt. SPD und Grüne befürchten, Bayern
werde „kaputt gespart“ und fordern „eine stetige Haus-
halts- statt einer sprunghaften Sparpolitik“.

Finanzminister Prof. Kurt
Faltlhauser und die CSU zeigten
sich entschlossen, den Sparkurs
im Interesse einer zukunftwei-
senden, nachhaltigen Politik
fortzusetzen. Im einzelnen ver-
wiesen sie auf die laufenden Ver-
handlungen in Kabinett und
Fraktion sowie mit Kommunen
und anderen Betroffenen.

Dringlichkeitsanträge

Die Opposition hatte ihre Kri-
tik in Dringlichkeitsanträgen und
mündlichen Anfragen zusam-
mengepackt. Die SPD nannte in
ihrem Antrag Bildung, Kinder-
betreuung, Kommunen und in-
nere Sicherheit als „politische
und damit finanzwirksame
Schwerpunkte“ für den Nach-
tragshaushalt 2004, den der Fi-
nanzminister Ende Januar im
Landtag einbringen will. Seinem
Ziel, ab 2006 ohne neue Schul-
den auszukommen setzten sie
die Forderung entgegen, kon-
junkturell bedingte Steuerausfäl-
le - es ist von derzeit 2,5 Milliar-
den € die Rede - durch Kredit-
aufnahmen auszugleichen. Die
Grünen verlangten u.a. Erhalt
der Etats für Bildung, Hochschu-

le und Forschung, Forcierung
ökologischer Modernisierungen,
die mittelfristig Kosten senken,
Streichung ökologisch unsinni-
ger Verkehrsprojekte, Verwal-
tungsreform nach ökonomi-
schen, ökologischen und sozia-
len Kriterien sowie Überprüfung
aller Fördermittel , Zuwendun-
gen und Zuschüsse auf ihre Ko-
sten/Nutzen-Relation.

Stetige Sparpolitik

Dr. Heinz Kaiser, der neue fi-
nanzpolitische Sprecher der
SPD-Fraktion, nannte das Ziel-
jahr 2006 „eine reine Fata Mor-
gana und Wählertäuschung“
nach einer „leichtfertigen, ex-
pansiven Haushaltspolitik in den
letzten drei Jahren mit der Ver-
schleuderung von Privatisie-
rungsmilliarden. Die jetzigen
Kürzungsvorschläge seien „ein
wahrer Horrorkatalog“. Die SPD
fordere stattdessen „eine stetige
statt sprunghafte Sparpolitik“. 

Der gleichfalls neue Grünen-
Experte Thomas Mütze meinte,
der Ministerpräsident habe vor
der Wahl und bis zu den Kabi-
nettsbeschlüssen im Oktober mit
niemandem über das Sparkon-

zept gesprochen, selbst mit der
CSU-Fraktion nicht. Mit dem,
was jetzt beabsichtigt sei, werde
das Leben in Bayern nicht le-
benswert bleiben. „Geiz ist eben
nicht geil“, stellte Mütze fest. Er
distanzierte sich aber auch von
der SPD, die für „Schulden auf
Teufel komm raus“ eintrete.

Steuerausfälle nicht durch
neue Schulden ausgleichen

Für die CSU konstatierte der
stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende Dr. Otmar Bernhard, es sei
falsch, von der Bundesregierung
mit verschuldete strukturelle
Steuerausfälle durch neue Schul-
den auszugleichen. Das führe
nur zu Strohfeuereffekten. Im
Antrag der Grünen sah Bernhard
„ökologisch verbrämte Unver-
bindlichkeiten“, die uns nicht
weiterbrächten. Die CSU sei ent-
schlossen, nach eingehender
Diskussion den von der Staatsre-
gierung eingeschlagenen Kurs
fortzuführen. Vernünftige Vor-
schläge zum Sparkonzept werde
man im Rahmen des Möglichen
in das Konzept einbeziehen.

Verantwortung 
der Bundesregierung

Der Finanzminister wies die
Vorwürfe der Opposition wegen
einer expansiven Ausgabenpoli-
tik der vergangenen Jahre an-
hand vieler Zahlen zurück. Er
betonte die Verantwortung der
Bundesregierung für die wirt-
schaftliche Talfahrt und stellte
dem die relativ stabile Lage Bay-
erns gegenüber. Gleichwohl sei
jetzt eine Kraftanstrengung not-
wendig, um wieder Gestaltungs-
spielraum zu gewinnen. Die im
Etat bisher vorgesehene Investi-
tionsquote (Anteil an den Staats-
ausgaben) werde man allerdings
nicht bei 14,5% halten können.

Bayern liege damit aber immer
noch mit an der Spitze der Län-
der und vor dem Bundeshaus-
halt. Angesichts der Vorbehalte
zu den Spareckpunkten in der
CSU-Fraktion erklärte Faltlhau-
ser, er würde sich über die Zu-
stimmung der Mehrheitsfraktion
freuen.

Die oppositionellen Dringlich-
keitsanträge wurden von der
CSU abgelehnt, wobei die Grü-
nen auch zur SPD-Vorlage Nein
sagten. Dagegen stimmten die
Sozialdemokraten für den Grü-
nen-Antrag.

Konnexitätsprinzip und
Konsultationsverfahren 
in der Praxis

In der Fragestunde ging es
auch um das Konnexitätsprinzip,
das seit dem Volksentscheid vom
21. September in der Landesver-
fassung steht. Die Abgeordneten
Johanna Werner Muggendorfer
(SPD) und Christine Kamm
(Grüne) wollten wissen, wie die
Staatsregierung die Praxis ab
1.1.2004 gestalten werde. Fi-
nanz-Staatssekretär Franz Meyer
erklärte, den kommunalen Spit-
zenverbänden werde in Kürze
ein erster Formulierungsvor-
schlag für die Konsultationsver-
einbarung übermitteln. Darin
wird die Praxis der neuen Verfas-
sungsnorm geregelt, die Kom-
munen vor ausgabenwirksamen
Gesetzen oder Beschlüssen an-
zuhören. Er sei sicher, betonte
Meyer, dass im partnerschaftli-
chen Miteinander ein Verfahren
vereinbart werde, „die das Kon-
nexitätsprinzip für die tägliche
Arbeit konkretisiert“. Selbstver-
ständlich gelte die Konnexität ab
1.1.2004. Die Opposition zeigte
sich nicht überzeugt.

Auswirkungen 
auf kommunale Bühnen

Als derzeit nicht zu beantwor-
ten, charakterisierte der Wissen-
schaftsminister die Frage des
Würzburger SPD-Abgeordneten
Rainer Boutter, wie sich die Kür-
zungspläne im einzelnen auf das
Würzburger Mainfranken-Thea-
ter und insgesamt auf die kom-
munalen Bühnen auswirken wer-
de. Minister Thomas Goppel ver-

wies auf das laufende Verfahren
zur Aufstellung des Nachtrags-
haushalts 2004. Sein Ministerium
werde sich im Wissen um die fi-
nanzielle Situation der Kommu-
nen bemühen, die nichtstaatli-
chen Theater so weit wie möglich
von den Einsparungen auszuneh-
men. Ob dies gelinge, hänge da-
von ab, dass andere Bereiche des
Haushalts überdurchschnittlich
belastet werden können.

Grundbürgschaften

Die SPD-Abgeordnete Mari-
anne Schieder verlangte Aus-
kunft darüber, ob die Staatsregie-
rung bereit sei, anstelle der
Kommunen die Grundbürg-
schaften für Projekte der örtli-
chen Sportvereine zu überneh-
men, wenn die Städte oder Ge-
meinden aus finanzieller Not da-
zu nicht in der Lage seien. Kul-
tus-Staatssekretär Karl Freller
konnte keine Hoffnungen ma-
chen. Eine Bürgschaft des Frei-
staats sei nicht vorgesehen. Al-
lerdings erübrige sich die Frage,
da das entsprechende Darlehens-
programm ausgeschöpft sei. Die
Sportvereine hätten jedoch wei-
terhin die Möglichkeit, die re-
guläre Sportförderung über den
Bayerischen Landessportver-
band in Anspruch zu nehmen.

Keine Bestandsgarantie

Nach der vorgesehenen Ver-
längerung der Wochenarbeitszeit
im öffentlichen Dienst auf 42
Wochenstunden und deren kon-
kreter Auswirkung auf die Leh-
rer erkundigte sich der SPD-Ab-
geordnete Hermann Memmel.
Staatssekretär Freller antwortete,
es sei noch nicht entschieden,
wie das auf die Unterrichts-
pflichtzeit der Lehrer übertragen
werden solle.

Pläne, die Mindestschülerzahl
für Grund- und Hauptschulen
anzuheben, was den Bestand
mancher Schulen gefährden
würde, brachte Marianne Schie-
der zur Sprache. Das Ministeri-
um habe keine solchen Planun-
gen und wisse auch von keinen
der CSU-Fraktion, versicherte
Freller. Er räumte ein, dass es
beim Rückgang der Schülerzah-
len keine Bestandsgarantie ge-

ben könne. Bisher sei man
großzügig verfahren. Aber gera-
de bei Teilhauptschulen mit den
Klassen 8 und 9 sei es wohl im
Einzelfall nicht möglich, alle zu
erhalten. Der Staatssekretär stell-
te Schulverbünde zur Diskussi-
on. Der SPD warf er vor, ihre
Forderung nach Regionalschu-
len sei eine echte Gefahr für vie-
le kleine Schulen.

Kritische Diskussion

Im Plenum verteidigte die
CSU das Sparkonzept als sinn-
voll und notwendige Vorausset-
zung für spätere Initiativen. In
der Fraktionssitzung jedoch war
zuvor die kritische Diskussion
weitergegangen. Auch Landtags-
präsident Alois Glück zeigte sich
unzufrieden mit dem Vorgehen
der Staatsregierung, wie er auf
Journalistenfragen bestätigte. In-
direkt nahm er dann bei der tra-
ditionellen Adventsfeier des
Landtags im Steinernen Saal des
Maximilianeum Stellung. In sei-
ner Ansprache kam er auf den
Sinn des Nachdenkens zu spre-
chen. Wenn er beim Bergwan-
dern - seine Leidenschaft - mal
die Orientierung verloren habe,
neige auch er dazu, erst einmal
schneller zu gehen. Doch das sei
falsch. Es gelte, innezuhalten,
auf die Karte zu schauen, sich zu
orientieren und dann in Ruhe
den richtigen Weg fortzusetzen.
Ministerpräsident Dr. Edmund
Stoiber, der mit Ehefrau zu den
Gästen zählte, schien verstimmt.
Beim folgenden Abendessen
hatte er dann Gelegenheit, mit
Glück zu sprechen. rm

Landtag fordert europäische
Subsidiarität ein

Insbesondere die Daseinsvorsorge soll Sache der Kommunen und Länder bleiben
Unmittelbar vor der Regierungskonferenz zum Europäi-
schen Verfassungsvertrag am 12./13. Dezember hat sich
der Bayerische Landtag nochmals mit der Mahnung zu
Wort gemeldet, die Interessen der Länder und der Kom-
munen in diesem Grundgesetz der ab nächstem Jahr 25
und später 27 EU-Mitgliedstaaten nach dem Subsi-
diaritätsprinzip zu berücksichtigen. Insbesondere in der
Daseinsvorsorge dürfe kein Zuwachs zentraler Macht ver-
ankert werden. In diesem Sinne soll die Bundesregierung
entgegenstehende Formulierungen ablehnen.

Alle drei Landtagsfraktionen
hatten zur Bekräftigung früherer
Beschlüsse Dringlichkeitsanträ-
ge eingebracht. Formal sind es
Aufträge an die Staatsregierung,
die ihrerseits das Anliegen ge-
genübender Bundesregierung als
Verhandlungspartner in der EU-
Regierungskonferenz zur Gel-
tung bringen soll. Im CSU-An-
trag werden u. a. „zentrale Vor-
gaben im Bereich der Daseins-
vorsorge, der Wirtschaftspolitik
und der Zuwanderung“ abge-
lehnt. Ganz allgemein müsse der
Verfassungsvertrag „auf den
christlichen Wurzeln Europas
gegründet“ sein. Kritisiert wird
ferner, dass die Preisstabilität
nicht mehr EU-Ziel sein und die
Unabhängigkeit der Europäi-
schen Zentralbank eingeschränkt
werden solle. Prof. Ursula
Männle erläuterte im Plenum,
zum Beispiel dürfe es keine Li-
beralisierung der Wasserversor-
gung und ähnlicher Dienstlei-
stungen geben. Das müsse Sache
der Kommunen bleiben. Den

Ländern müssten von Brüssel
und Berlin Aufgaben zurückge-
geben werden.

Interessen der Kommunen

Die SPD stellt fest, die vorge-
schlagene Regelung zur Da-
seinsvorsorge „widerspricht den
Interessen der Kommunen“ . Die
Bundesregierung müsse sich
darum bemühen, dass der EU
„kein Gesetzgebungsrecht für
Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichen Interesse „
eingeräumt werde. Wolfgang
Hoderlein befürchtete, dass der
Landtag mit seinen Forderungen
keinen entscheidenden Einfluss
auf die Konferenz und mögliche
weitere Verhandlungen mehr ha-
ben werde.

Im Text der Grünen heißt es,
man sehe „keine zielführenden
Gründe, die einen horizontalen
Gemeinschaftsrahmen für alle
Bereiche der Daseinsvorsorge
rechtfertigen würde“. Der vorlie-
gende Verfassungsentwurf stärke

die Kompetenz der Gemein-
schaft zu Lasten des Subsi-
diaritätsprinzips. Dr. Martin
Runge kritisierte in diesem Zu-
sammenhang auch den eigenen
Außenminister Joschka Fischer
und den Bundeskanzler.

Höchste Alarmstufe

Innenminister Dr. Günther
Beckstein schlug in die gleiche
Kerbe: Die Bundesregierung
hätte schon längst mehr auf die
Subsidiarität in der Daseinsvor-
sorge geben müssen. Neben
Wasserversorgung nannte er
stichwortartig auch den Bereich
des Nahverkehrs. Angesichts der
EU-Regierungskonferenz gelte
die „höchste Alarmstufe“. Wie
Hoderlein und Runge zweifelte
auch Beckstein, dass der Land-
tagsappell noch entscheidende
Wirkungen entfalten könne. eine
Hoffnung sahen sie in der Per-
spektive, dass das letzte Wort
über die EU-Verfassung wohl
erst im Vorfeld der Europawahl
2004 gesprochen werde.

Trotz übereinstimmender Ten-
denz der drei Anträge wurde we-
gen unterschiedlicher Einzelfor-
mulierungen nur der von den
Grünen einstimmig gebilligt.
Beim SPD-Antrag sagte auch die
CSU Ja und die Grünen enthiel-
ten sich. Zum CSU-Text mochten
beide Oppositionsfraktionen we-
der Ja noch Nein sagen. rm

Erstes Licht am ...
(Fortsetzung von Seite 1)
richtig auf die Beine!“, so Braun
abschließend.   

Mehr Schatten als Licht sehen
die Repräsentanten von Bayeri-
schem Gemeindetag und Bayeri-
schem Städtetag, Bürgermeister
Dr. Uwe Brandl und Oberbür-
germeister Josef Deimer, im Ver-
handlungsergebnis. Während die
Senkung der Gewerbesteuerum-
lage positiv bewertet wird, trau-
ert man der Nichteinbeziehung
der Freiberufler in die Gewerbe-
steuerpflicht nach. Deimer be-
dauerte vor allem, dass die in
Aussicht gestellte Anhebung des
kommunalen Anteils an der Um-
satzsteuer von 2,2 auf 3 Prozent
nicht beschlossen wurde. 

Kompromiss Optionsmodell

„Das Optionsmodell bei den
Langzeitarbeitslosen kann ich
als Kompromiss akzeptieren“,
sagte Dr. Brandl. Unverständlich
bleibe, weshalb die Gewerbe-
steuer nicht revitalisiert werden
solle. Die vorgezogene Steuerre-
form wolle man in der Hoffnung
akzeptieren, dass damit ein Sig-
nal für das Anspringen der Kon-
junktur gesetzt wurde.
Auf folgende, die Gemeinden
berührende Eckpunkte, hat sich
der Vermittlungsausschuss geei-
nigt: 
? Die Gewerbesteuerumlage,
also der Anteil, den die Gemein-
den an Bund und Land aus der
eingenommenen Gewerbesteuer
weiterleiten müssen, wird ge-
senkt. Ca. 2 Milliarden Euro sol-
len dadurch den deutschen Ge-
meinden zusätzlich zufließen. 
? Die Gewerbesteuer bleibt un-
verändert. Die Einbeziehung der
freien Berufe, wie von den kom-
munalen Spitzenverbänden ge-
fordert, wird nicht weiter verfolgt. 
? Die Betreuung der Langzeit-
arbeitslosen bleibt weiterhin Auf-
gabe des Bundes. Die Kommu-
nen erhalten aber die Möglich-
keit, auf eigenen Wunsch die Be-
treuung selbst zu übernehmen. 

Die beschlossenen Kompro-
missformeln könnten aber eine
grundlegende Reform der Finanz-
beziehungen zwischen Bund,
Ländern und Gemeinden nicht er-
setzen, so Brandl. Diese stünden
weiterhin auf der Agenda. ?



18. 12. 2003 BLICKPUNKTEGZ 3

selbst Zeitgenossen, die es
mit der gegenwärtigen Berli-
ner Regierung gut meinen,
können über die Finanzpoli-
tik, die dort getrieben wird,
wohl nur noch den Kopf
schütteln.

Es ist ja schlimm genug,
dass die Haushaltsjahre
2003 und 2004 mit giganti-
schen Neuverschuldungen
enden. Doch diese negativen
Erscheinungen werden noch übertroffen

durch den Bruch des Stabilitätspaktes zu Gun-
sten des Euro.

Ich kann mich noch sehr gut erinnern, als
der frühere Bundesfinanzminister Theo Wai-
gel den Stabilitätspakt durchgesetzt und ge-
genüber allen Kritikern verteidigt hat. Die
Tatsache, dass die damalige Deutsche Bun-
desregierung diesen Pakt erreicht hat, war
tatsächlich und psychologisch eine der wich-
tigsten Voraussetzungen für die Einführung
des Euro in Deutschland und Europa. Gerade
die vielfältigen negativen Erfahrungen des
deutschen Volkes mit den Inflationen der
Mark nach dem Ersten und dem Zweiten Welt-

krieg lassen uns auf Wäh-
rungsmanipulationen beson-
ders empfindlich reagieren.

Bei den beiden großen In-
flationen der Vergangenheit
wurden ungeheure private
Geldvermögen vernichtet.
Sparanlagen auch des soge-
nannten „kleinen Mannes“
haben sich nahezu in Nichts
aufgelöst. Die Inflationen
ihrerseits waren die Folge
einer hemmungslosen Schul-
denpolitik zur Kriegsfinan-
zierung des Reiches. Die Ze-
che zahlte das Volk. 

Und deshalb ist die Schuldenpolitik der
Bundesregierung abzulehnen. Da auf dieser
Welt nichts geschenkt wird, geht auch an der
Rückzahlung der heutigen Schulden zukünftig
kein Weg vorbei. Im übrigen hilft auch das
Ausweichen auf die Inflation nichts, denn
auch diese vernichtet private Vermögen. 

Es bleibt nur zu hoffen, dass die anderen
Signatarmächte des Stabilitätspaktes sich die-
sen Umgang auch mit ihrer eigenen Zukunft
durch Deutschland und Frankreich nicht
mehr gefallen lassen.

KolumneGZ Luitpold Braun

Unverzeihlicher Bruch
des Stabilitätspakts
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Viktoria Bertele

Telefon: 08171/9307-11
Fax: 08171/80514
Internet: http://www.gemeindezeitung.de
eMail: info@gemeindezeitung.de

GZ

20 Jahre Haus der Bayerischen Geschichte:

„Cranach war auch
schon ein Schlawiner“

Historie erfolgreich zum Leben erweckt
Von Carl Friedrich von Weizsäcker stammt der Satz:
„Was den Menschen auszeichnet, ist nicht, dass er Ge-
schichte hat, sondern dass er etwas von seiner Geschichte
begreift.“ Dafür sorgt das Haus der Bayerischen Ge-
schichte nun schon seit über zwei Jahrzehnten: Vor 25
Jahren, am 1. Oktober 1978, wurde es „als selbständige,
unmittelbar dem Staatsministerium für Unterricht und
Kultus unterstellte Behörde“ gegründet, und vor 20 Jah-
ren, am 1. Januar 1983, wurde es mit Beschluss der
Bayerischen Staatsregierung der Bayerischen Staatskanz-
lei angegliedert und nahm dort seine Arbeit auf. 

Im Jahr 1993 zog das Haus der
Bayerischen Geschichte nach
Augsburg um. 1998 wurde es in
das Bayerische Staatsministeri-
um für Wissenschaft, Forschung
und Kunst eingegliedert, wo es

nes Hauses der Bayerischen Ge-
schichte“ hingewiesen hatte,
dessen baldige Gründung er für
dringend geboten hielt.

Auf der Seite der Historiker,
die sich leidenschaftlich für die-

den Maler-Unternehmer Cra-
nach in Kronach hineinschrei-
ben, „Ich wusste nicht, dass man
aus Edelsteinen solche Bilder
malen kann“ oder „Cranach war
auch schon ein Schlawiner“, so
spiegle sich in diesen nicht ganz
unrichtigen Erkenntnissen die
intensive Auseinandersetzung
mit den Lebensumständen einer
früheren Zeit wider, betonte
Goppel. Professor Grimm und
seine Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter veranschaulichten immer
wieder erfolgreich die Lebenszu-
sammenhänge früherer Zeit. Sie
inszenierten und setzten Akzente,
sie vernetzten auf eindrucksvolle
Weise originale Urkunden und
Reste vergangenen Lebens mit
den beeindruckenden Zeugnissen
des Denkens und des künstleri-
schen Schaffens. Damit machten
sie etwas sichtbar, das kein ande-
res Medium in gleicher Weise
zeigen kann.

Geschichte wird lebendig

Geschichte werde so lebendig,
die Schwellenangst beim Betre-
ten von Museen und Ausstellun-
gen werde abgebaut und die 
dunklen Bilder und fremdartigen
Figuren würden als Dokumente
eines früheren Lebens begriffen.
Dieser Zugang habe alle Ausstel-
lungen des Hauses attraktiv ge-
macht; ganz besonders galt dies
für die Ausstellung über „Glanz
und Ende der alten Klöster“ in
Benediktbeuern 1991, über die
„Buchmalerei“ in Seeon 1994,
über das „Salz“ in Rosenheim,
Traunstein und Bad Reichenhall

seitdem seinen Platz nahe an der
Planung für die Museen und die
staatliche Denkmalpflege ein-
nimmt.

Lange geplantes Projekt

Das Haus der Bayerischen Ge-
schichte war möglich geworden,
nachdem im Dezember 1977 der
damalige bayerische Minister-
präsident Alfons Goppel auf das
„seit langem geplante Projekt ei-

ses Projekt eingesetzt haben, ist
vor allem der Name von Profes-
sor Max Spindler zu nennen,
dem Ordinarius für Bayerische
Geschichte an der Universität
München und Herausgeber des
„Handbuchs der Bayerischen
Geschichte“. 

Geschichtsbewusstsein 
fördern

Dass diese neue Einrichtung
nicht nur einen Namen bekam,
sondern mit Geist und Leben 
erfüllt wurde, ist das Verdienst 
der Historiker, Museumsleute
und Ausstellungsmacher. Ein
langjähriger Kämpfer für das
bayerische Geschichtsprojekt ist
Professor Hubert Glaser, der
1964 die erste Konzeption 
für Museumseinrichtungen und
Ausstellungstätigkeit entwarf
und dem bemerkenswerte Aus-
stellungen über „Max Emanuel.
Bayern und Europa um 1700“
und „Wittelsbach und Bayern“
gelangen. Seine Tätigkeit war
bahnbrechend und seine Gedan-
ken waren maßgeblich für die
Satzung, nach der das heutige
Haus der Bayerischen Geschich-
te arbeitet. Auf ihn geht die For-
mulierung der zentralen Aufgabe
zurück, „Geschichtsbewusstsein
zu fördern“.

Verdienst von Grimm

Die über zwei Jahrzehnte
währende Arbeit des Hauses der
Bayerischen Geschichte galt ei-
nem Programm von großen und
kleinen Ausstellungen, von Ver-
öffentlichungen, Vorträgen, der
Herausgabe von didaktischen
Heften, der Aufnahme von Zeit-
zeugeninterviews, von Fotogra-
fien für das Bildarchiv der
bayerischen Geschichte und der
Anfertigung von CD-ROMs und
Computerspielen und Internet-
Projekten. Wie Wissenschafts -
minister Dr. Thomas Goppel bei
einem Festakt anlässlich des Ju-
biläums hervorhob, „ist es das
Verdienst des jetzigen Leiters
des Hauses, Professor Claus
Grimm, dass in den vergangenen
20 Jahren fantasievoll und krea-
tiv die Möglichkeiten erkundet
wurden, für Bayerns Geschichte
und Kultur zu werben, und dies
schwerpunktmäßig in den
bayerischen Regionen“. 

Wenn Schüler in das Besu-
cherbuch der Ausstellung über

1995, über „Kaiser Heinrich II.“
in Bamberg 2002, „Grünewald“
in Aschaffenburg 2002 und zu-
letzt den „Winterkönig“ in Am-
berg 2003.

Reiche Ernte

Goppel wies darauf hin, dass
er die Planungen des Hauses der
Bayerischen Geschichte aus voll-

er Überzeugung fördert. In ihnen
sehe er einen fruchtbaren
Brückenschlag zwischen dem
Staat und den bayerischen Regio-
nen, zwischen der Wissenschaft
und dem breiten Publikum. Es
sei eine Leistung des Staates, die
sich großer Nachfrage seitens der
Kommunen erfreue und eine rei-
che Ernte an Wissen über Bayern
erbracht habe. DK

Freie Wähler:

„Projekt FW 2008“
soll Weichen stellen

Die FW-Landesvorsitzen-
den Armin Grein und Johann
Deuerlein haben die erneute
Teilnahme der Freien Wähler
an der Landtagswahl 2008 be-
tont. Um für die kommenden
kommunalpolitischen Heraus-
forderungen und die Wahlen
2008 gerüstet zu sein, wollen
sie in den nächsten Jahren so-
wohl intensiv am Profil als
auch an der Organisation fei-
len. In den nächsten Monaten
soll ein Leitbild erarbeitet und
auf allen FW-Ebenen disku-
tiert werden. Auf der Grundla-
ge dieses Leitbilds werden die
Freien Wähler in Zukunft zu
allen laufenden politischen
Fragen Stellung beziehen. Ar-
min Grein: „Künftig werden
wir nicht nur zu kommunalen
Themen, sondern auf alle Fra-
gen, die unsere Bürgerinnen
und Bürger bewegen, pragma-
tische und sachbezogene Ant-
worten geben.“

Neben der Profilbildung
wird die Verbesserung der
FW-Organisation im Zentrum
der Anstrengungen stehen.
Durch die Stärkung der Be-
zirksorganisationen und der
Landesgeschäftsstelle soll der
Austausch mit und der Service
für die Orts- und Kreisverbän-
de verbessert werden. Der in-
ternen Kommunikation, d.h.
der verstärkten Einbindung
der Mandatsträger, der Land-
tags- und Bezirkstagskandida-
ten der Wahl 2003 sowie aller
FW-Verbandsebenen soll be-
sondere Bedeutung zukom-
men. Für die Ausarbeitungen
und Umsetzung der vielfälti-
gen Aufgaben wird das „Pro-
jekt FW 2008“ ins Leben ge-
rufen. DK

Kommunalkongress in Passau:

Sudetendeutsche Dimension
Die Sudetendeutsche Landsmannschaft will die Zusammen-
arbeit mit aufgeschlossenen Kräften auf allen Ebenen verbes-
sern. Mit einem zweitägigen Kommunalkongress in Passau,
an dem über 300 Gäste teilnahmen, trug sie zu mehr Verstän-
digung mit dem östlichen Nachbarn Tschechien bei.

Durch die Darstellung heraus-
ragender Beispiele praktizierter
grenzüberschreitender Zusam-
menarbeit wurde die sudeten-
deutsche Dimension auf deut-
scher wie tschechischer Seite
stärker in den Mittelpunkt
gerückt. So informierte u.a. die
Ackermann-Gemeinde Passau
zum Thema „Kirchenrenovie-
rungen als Beitrag zur deutsch-
tschechischen Versöhnung“,
stellte die Sudetendeutsche Ju-
gend Bayern ihre deutsch-tsche-
chische Arbeit insbesondere mit
Sojka vor und präsentierte Dieter
Janik für das Kuhländchen im
Rahmen der Ausstellung „Kultur
und Heimatpflege der Kuhländ-
ler“ Fotos von Friedhofsgedenk-
stätten, Gedenksteinen und Ta-
feln sowie renovierte Küchen
und Kapellen. Der Vorsitzende
des Partnerschaftskomitees
Forchheim-Braunau, Alfred
Schwanse, zeigte wiederum Fo-
tos mit Ansichten der beiden
Städte und Aufnahmen einiger
Par tnerschaf t sak t iv i tä ten ,
während Editio Bärenreiter aus
Prag im Rahmen der Ausstellung
„Partner für die böhmische Mu-
sikkultur“ Interessantes aus der
Musikwissenschaft vorstellte.  

Öffentlichkeitsarbeit

Bundesvorsitzender Bernd
Posselt sprach in seiner Be-
grüßung von einem „völlig neu-
en Schritt der Sudetendeutschen
Landsmannschaft, ihre seit Jahr-
zehnten systematische Arbeit
voranzubringen und einer breite-
ren Öffentlichkeit bekannt zu
machen“. Es gelte, einer breiten
europäischen, deutschen und

tschechischen Öffentlichkeit
deutlich zu machen, „wer wir
sind und was wir wollen, was
wir auch in Zukunft sein wollen
und was wir immer waren - eine
Volksgruppe im Herzen Euro-
pas, ohne die dieses Europa un-
endlich ärmer wäre“. Gerade im
zusammenwachsenden Gesamt-
europa, dessen Herzkammern
Bayern und Böhmen sein wer-
den, seien die Sudetendeutschen
als zweites Volk der böhmischen
Länder und vierter Stamm Bay-
erns ein unverzichtbares Bin-
deglied, erläuterte Posselt. 

Leitlinien für die 
Zusammenarbeit

Der Vorsitzende bezog sich in
seiner Rede auch auf den ehema-
ligen bayerischen Ministerpräsi-
denten Franz Josef Strauß, der
sich bereits zwei Jahre vor der
Deutschen Einheit in einem offi-
ziellen Brief als Schirmherr der
Sudetendeutschen an die Kom-
munalpolitiker in Deutschland
gewandt hatte und Leitlinien für
die partnerschaftliche Zusam-
menarbeit zwischen deutschen
und tschechischen Kommunen
formulierte. Strauß hatte bereits
damals darauf hingewiesen, dass
eine Zusammenarbeit zwischen
deutschen und tschechischen
Kommunen nicht funktionieren
könne, wenn die tschechische
Seite die deutsche Geschichte
der Städte in Böhmen, Mähren
und Schlesien, die sudeten-
deutsch waren, verleugne, dass
aber ebenso eine aktive Beteili-
gung der Sudetendeutschen an
diesen Partnerschaften unab-
dingbar sei.

Vor dem Hintergrund der be-
vorstehenden EU-Osterweite-
rung wies Staatskanzleichef Er-
win Huber darauf hin, dass es
sich dabei nicht nur um den Bei-
tritt von zehn neuen Staaten
handle, sondern dass sich zu-
gleich auch Tausende von Kom-
munen zur Europäischen Union
gesellten. Europa werde dadurch
vielfältiger und facettenreicher.
Deshalb komme auf die Ge-
meinden in der Europäischen
Union, insbesondere auf die
österreichischen, die bayerischen
und deutschen Kommunen we-
gen der räumlichen Nähe zu den
neuen Partnern eine wichtige In-
tegrationsaufgabe zu.

100 Patenschaften

Allein in Bayern bestünden
rund 100 Patenschaften zwi-
schen Bayerischen Kommunen
und sudetendeutschen Gemein-
den, Städten und Heimatkreisen,
sagte Huber. Er verwies darauf,
dass im Millenniumsjahr 2000
der Bayerische Landtag den Be-
schluss gefasst habe, „den Auf-
und Ausbau neuer Partnerschaf-
ten zwischen bayerischen und
osteuropäischen Kommunen an-
zuregen“. Damit unterstütze der
Bayerische Landtag ausdrück-
lich die Bemühungen der Kom-
munen, die Partnerschaftsidee,
die im Westen unseres Konti-
nents so erfolgreich sei, auch auf
den Osten zu übertragen. 

Huber dankte der Sudeten-
deutschen Landsmannschaft für
ihre Initiative, die Idee der Part-
nerschaft aus Patenschaft aufzu-
greifen. 

Vielfältige Beziehungen

Dagmar Plenk, Bürgermeiste-
rin von Passau, hob hervor, dass
die Drei-Flüsse-Stadt einst als ei-

ner der wichtigsten Ausgangsor-
te für die Besiedelung Böhmens
und für die „Goldene Steige“
diente. Jahrhunderte lang hätten
vielfältige Beziehungen auf wirt-
schaftlichem, kulturellem und
kirchlichem Gebiet nach Böh-
men bestanden. Nach dem Krieg
seien Tausende von Vertriebenen
nach Passau geströmt und viele
davon auch geblieben, um
nochmals von vorne zu begin-
nen. Am raschen Wiederaufbau
in den Nachkriegsjahren seien
die Heimatvertriebenen maßgeb-
lich beteiligt gewesen. Für diese
großartige Leistung sei man ih-
nen auch heute noch dankbar. So
sei es für den Passauer Stadtrat
im Jahre 1961 selbstverständlich
gewesen, die Patenschaft über
die Böhmerwäldler zu überneh-
men und einen Kulturpreis zu
stiften, der alle zwei Jahre an ei-
ne verdiente Persönlichkeit oder
Institution der Böhmerwäldler
verliehen wird. 

Auftrag an der Schwelle 
zu einer neuen Phase

Hans Schaidinger, Oberbürger-
meister der Stadt Regensburg,
verwies seinerseits auf die histo-
rischen Beziehungen Regens-
burgs zu Böhmen und Tschechi-
en, die Übernahme der Paten-
schaft über die Sudetendeutsche
Volksgruppe im Jahr 1951 durch
die Stadt Regensburg sowie die
Städtepartnerschaft Regensburgs
mit Pilsen, deren 10-jähriges Be-
stehen vor wenigen Wochen ge-
feiert wurde. Der Stadtrat von
Regensburg und er, Schaidinger,
hätten diese drei Gegebenheiten
als Auftrag an der Schwelle zu ei-
ner neuen Phase im Einigungs-
prozess Europas, die Beziehun-
gen zwischen den Deutschen und
den Tschechen auf kommunaler
Ebene durch eine Vielzahl von
Begegnungen zu fördern, emp-
funden. 

Zu Recht, so Schaidinger, wei-
se die Sudetendeutsche Volks-
gruppe einerseits auf ihre be-
rechtigten Belange hin. Anderer-
seits werde im nächsten Jahr die
Republik Tschechien Mitglied
der Europäischen Union. Dies
sei „der geeignete Zeitpunkt, wo
alte Feindbilder begraben, die
Verständigung und die Zusam-
menarbeit einen neuen Aufbruch
erleben sollten“. Die Stadt Re-
gensburg wolle in diesem Pro-
zess gerne die Rolle des ehrli-
chen Maklers übernehmen.   DK
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Ein Jahr Mobilfunkpakt:

Verbesserte Kommunikation
Eine positive Halbzeitbilanz zogen Bayerns Umweltminister
Werner Schnappauf, Dieter Hertlein vom Bayerischen Land-
kreistag, Direktor Werner Schmid vom Bayerischen Gemeinde-
tag und Michael Keller als Vertreter der Mobilfunkbetreiber in
Bayern anlässlich des ersten Geburtstags des Mobilfunkpakts II
in München. Laut Schnappauf hat sich der bundesweit erste
dreiseitige Mobilfunkpakt zwischen Staat, Kommunen und
Netzbetreibern bewährt. Die Paktpartner stünden im Dialog mit
den Bürgern und nähmen die geäußerten Sorgen um ihre Ge-
sundheit ernst. Über 700 Informationsveranstaltungen haben
die Kommunen und Mobilfunkbetreiber heuer durchgeführt
und im Dialogverfahren wurden knapp 2.000 alternative Sen -
derstandorte geprüft.

Nach den Worten Schnappaufs
ist durch den Mobilfunkpakt der
größtmögliche Konsens beim
Ausbau des Mobilfunknetzes ge-
währleistet. Seit Paktbeginn er-
richteten die vier bayerischen
Mobilfunkbetreiber E-Plus, O2,
Vodafone und T-Mobile rund
900 neue Mobilfunkanlagen. In
knapp 60 Prozent der Fälle wur-
de das Dialogangebot angenom-

men und in jedem zweiten Fall
ein Standort im Konsens mit der
Kommune gefunden. Schnap-
pauf rief die Kommunen auf,
noch häufiger das Angebot zum
Dialog anzunehmen. Zwi-
schenzeitlich haben zwei Drittel
aller bayerischen Städte die An-
gebote des Mobilfunkpakts II
aufgegriffen und Runde Tische
eingerichtet, obwohl der Städte-

tag den Mobilfunkpakt II nicht
unterzeichnet hat.

Formalisiertes Verfahren

„Der Mobilfunkpakt hat prin-
zipiell die Erwartungen an ein
formalisiertes Verfahren zwi-
schen Mobilfunkbetreibern und
Gemeinden erfüllt. Festzustellen
ist jedoch, dass die Sorgen der
Bevölkerung nach wie vor in un-
seren Gemeinden stark artiku-
liert werden. Hier erwarten wir
ein größeres Informationsange-
bot von Staat und Mobilfunkbe-
treibern“, bilanzierte Werner
Schmid, Direktor beim Bayeri-
schen Gemeindetag. Zum Pakt
selbst wünsche er sich aber noch
ein paar Verbesserungen. Verlän-
gerte Fristen für gemeindliche
Standortvorschläge, die Einrich-
tung einer Schlichtungsstelle
und Sanktionen bei Verstößen
gegen den Pakt stünden auf dem
Wunschzettel der Gemeinden, so
Schmid.

Mehr Transparenz

Der Verband forderte zudem
mehr Transparenz bei der Suche
nach geeigneten Standorten für
Mobilfunksender. Im Großen
und Ganzen stellt der Gemeinde-
tag eine verbesserte Kommuni-
kation zwischen Gemeinden und
Mobilfunkbetreibern seit Ab-
schluss des Pakts vor einem Jahr
fest. Auch werde in der Regel bei
geplanten Standorten in der

(Fortsetzung von Seite 1)
entsprechende Beratung der Ein-
richtungen bewirken. Angesichts
der dramatischen Entwicklung
der Ausgaben bei der Eingliede-
rungshilfe mahnte Hölzlein die
„angemessene Beteiligung des
Bundes“ an der Sicherung der
notwendigen Hilfen und ihrer Fi-
nanzierung als einer gesamtge-
sellschaftlichen Aufgabe an,
„um weiteres finanzielles Aus-
bluten der Kommunen zu ver-
hindern“. Die Bezirke forderten
deshalb die Einführung eines
bundeseinheitlichen Leistungs-
gesetzes für behinderte Men-

schen sowie die Einführung ei-
nes Konnexitätsprinzips auf
Bundesebene.

Eigene Finanzquelle

Darüber hinaus erwarte man
vom Freistaat Bayern, die finan-
zielle Eigenständigkeit der Be-
zirke durch eine eigene, der ge-
sellschaftlichen Bedeutung die-
ses Aufgabenbereiches entspre-
chende Finanzquelle im Rahmen
des kommunalen Finanzaus-
gleichs ohne Beeinträchtigung
der Einnahmen der anderen
kommunalen Ebenen zu stärken.

Deshalb wollen die Bezirke am
allgemeinen Steuerverbund in
Form von Schlüsselzuweisungen
teilhaben. Dazu wäre eine Auf-
stockung des Verbundsatzes von
11,54 Prozent erforderlich, damit
diese FAG-Leistungen nicht zu
Lasten der anderen Kommunen
gehen.

Hilfe aus einer Hand

Nach dem Grundsatz „Hilfe
aus einer Hand“ sollten schließ-
lich auch Zuständigkeiten kon-
zentriert werden, fuhr Hölzlein
fort. Um den Vorrang ambulan-
ter vor stationärer Versorgung
wirksam umsetzen zu können,
müsse den Bezirken die Zustän-
digkeit für die ambulante Ein-
gliederungshilfe auch bei Hilfen
für körperlich und geistig Behin-
derte übertragen werden. 

Dass sich die Bezirke heute zu
Recht als eine selbstbewusste
kommunale Ebene präsentieren,
darauf verwies Staatskanzlei-
Chef Erwin Huber. Was auf so-
zialem und kulturellem Gebiet
geleistet werde, verdiene „unser
aller Anerkennung“. Die Bezirke
seien fest im Bewusstsein der
Menschen verankert. Heimat sei
dort, wo der Mensch seine Iden-
tität gewinne, wo er verwurzelt
sei. Aus genau diesem Grund ha-
be Ludwig I. 1838 die Neube-
nennung der Kreise angeordnet
und damit die alten Bezeichnun-
gen aus der Montgelaszeit aufge-
hoben. Die Umbenennung in die
Stammesbezeichnungen habe
Ludwig damit begründet, dass er
die Vergangenheit mit der Ge-
genwart verknüpfen wolle, um
„Volkstümlichkeit und National-
gefühl zu erhalten und immer
mehr zu festigen“.

Identitätsstiftende Funktion

Neben den sozialen und kultu-
rellen Leistungen spreche gerade
diese identitätsstiftende Funkti-
on für die Qualität der Bezirke.
Seit 175 Jahren seien sie in eine
gewachsene Struktur eingebettet
und hätten wichtige Aufgaben zu
erfüllen. Zu dieser in Deutsch-
land einmaligen Konstruktion
gebe es keine bessere Alternati-
ve. Dies habe auch die Anhörung
im Februar 2001 im Bayerischen
Landtag ergeben. Das Ergebnis

habe damals ein klares Votum
für die Bezirke erbracht. Huber:
„Diese Entscheidung steht!“ 

Kräftige Konturen

In Würdigung der beiden aus-
scheidenden Verbandsspitzen
Georg Simnacher und Edgar
Sitzmann meinte der „Supermi-
nister“, sie hätten das soziale und
kulturelle Gesicht Bayerns mit-
gestaltet und ihm kräftige Kon-
turen verliehen. Simnacher vor
allem habe dem vierten kommu-
nalen Spitzenverband seinen un-
verwechselbaren Stempel aufge-
drückt. Dies dürfe ihn ebenso
mit Stolz erfüllen wie all die Lei-
stungen für die Menschen mit
Behinderungen, die er zusam-
men mit den Verantwortlichen in
den Bezirken erbracht habe. Hu-
ber: „Man wird künftig mit Si-
cherheit von der Ära Simnacher
sprechen.“

Enge Zusammenarbeit mit
der Staatsregierung

Vizepräsident Sitzmann wie-
derum sei 33 Jahre Mitglied des
Bezirkstages von Oberfranken
gewesen, 21 Jahre dessen Präsi-
dent. Erst wenn man zurück-
blicke auf das soziale und kultu-
relle Oberfranken 1970 und die-
ses mit dem Oberfranken von
heute vergleiche, sei zu ermes-
sen, was geleistet wurde. Die
vielen Projekte, die Sitzmann für
Menschen mit Behinderung
durch- und umgesetzt habe,
zeugten von unermüdlichem
Einsatz und Schaffenskraft. 

Der Staatskanzleichef bekräf-
tigte in diesem Zusammenhang
die enge Zusammenarbeit zwi-
schen der Staatsregierung und
dem Verband der Bayerischen
Bezirke. Der Dialog sei immer
aufrichtig und stets von gegen-
seitigem Verständnis für die Pro-
bleme des Anderen geprägt ge-
wesen. Dieses ehrliche und pro-
blemorientierte Gespräch wolle
die Regierung natürlich auch mit
Manfred Hölzlein weiter führen.
Schließlich sei gerade in Zeiten
wie diesen mit enormen Heraus-
forderungen und dem dringend
notwendigen Reformbedarf,
„der vertrauensvolle Dialog zwi-
schen Staat und Kommunen von
besonderer Bedeutung“.         DK

Europäische Ehrenmedaille
für Georg Simnacher 

Bei einem Festakt, der in der Geschäftsstelle des Verbandes der
bayerischen Bezirke stattfand, wurde Dr. Georg Simnacher mit
der Ehrenmedaille der Fondation du Mérite Européen ausge-
zeichnet. Die Ehrung nahm der stellvertretende Präsident des Eu-
ropaparlaments, Dr. Ingo Friedrich, unter Beisein des neuen stell-
vertretenden Verbandspräsidenten Franz Jungwirth, des CSU-
Europaparlamentariers Bernd Posselt sowie weiterer Politiker
aus den bayerischen Bezirken vor. 

Ingo Friedrich würdigte in seiner Laudatio Georg Simnacher
als einen „Vorkämpfer für die europäische Idee“ sowie als „Pio-
nier der Einigung der europäischen Völker nach dem Zweiten
Weltkrieg“. Simnacher habe sich in seiner jahrzehntelangen poli-
tischen Arbeit unermüdlich für den Ausgleich zwischen Deut-
schen und Franzosen im allgemeinen sowie später zwischen dem
Bezirk Schwaben und der Bukowina eingesetzt. Dabei sei es ihm
gelungen, nicht nur gut nachbarschaftliche Beziehungen zu be-
gründen, sondern eine die Nationen verbindende Freundschaft
mit auf den Weg zu bringen. Insbesondere auf dem Feld des Ju-
gendaustausches habe Simnacher wegweisende Akzente gesetzt.
So sei es nur folgerichtig, dass er nun für dieses Lebenswerk mit
diesem Orden ausgezeichnet werde.

Georg Simnacher wies darauf hin, er habe den europäischen
Gedanken stets als Auftrag verstanden, auch auf kommunaler
und regionaler Ebene die Einigung zwischen den einst verfein-
deten Nationen des alten Kontinents voran zu bringen. Wenn ihm
dies in Schwaben und darüber hinaus gelungen sei, freue ihn dies
ganz besonders. Er gab der Hoffnung Ausdruck, dass die Wei-
chenstellungen, die er habe vornehmen können, sowohl im Be-
zirk Schwaben als auch innerhalb des Verbandes der Bezirke
fortentwickelt werden mögen. DK

Die Gäste in der ersten Reihe: Verbandspräsident Manfred
Hölzlein, Staatsminister Erwin Huber, Frau Ursula Simnach-
er, Verbandspräsident a. D. Dr. Georg Simnacher, Städtetags-
präsident Josef Deimer und Schwabens Bezirkstagspräsident
Jürgen Reichert. Foto: Nuhn

Bayerische Bezirke ...

Nähe oder auf Einrichtungen wie
Kindergärten und Schulen seit-
dem zumindest versucht, einver-
nehmliche Lösungen zu finden.

Versachlichung
der Diskussion

Der Mobilfunkpakt sieht so-
wohl eine Informationspflicht
der Mobilfunkbetreiber über den
weiteren Ausbau des Netzes, als
auch ein Beteiligungsrecht der
Gemeinden bei der Standortfin-
dung für Sendeanlagen vor. Die
konsequente Umsetzung des
Pakts hat nach Beobachtungen
des Gemeindetags zu einer Ver-
sachlichung der Diskussion um
das Für und Wider des Mobil-
funks beigetragen. Um den Pakt

noch effizienter zu machen, for-
dert der Gemeindetag eine Ver-
längerung der Fristen für ge-
meindliche Standortvorschläge
in begründeten Fällen, eine Ver-
längerung der Möglichkeit, ein
abschließendes Konsensge-
spräch zwischen Gemeinde und
Mobilfunkbetreiber zu führen,
nachvollziehbare Begründungen
bei der Ablehnung gemeindli-
cher Standortvorschläge, die
Aufnahme einer Informations-
pflicht auch für den Baubeginn
von Anlagen sowie die Einrich-
tung einer Schlichtungsstelle
und Maßnahmen bei begründe-
ten Verstößen gegen den Pakt. 

Bayernweit gibt es derzeit
neun Millionen Mobilfunknut-
zer. Sie erhalten über rund 7.400

Antennenstandorte Anschluss in
das Mobiltelefonnetz. In den
nächsten zwei Jahren werden
darüber hinaus für den Ausbau
des UMTS-Mobilfunknetzes
noch knapp 2.000 neue Sende-
standorte vor allem in den größe-
ren Städten notwendig. Der Mo-
bilfunkpakt ist daher für die
Kommunen wie auch die Netz-
betreiber eine gute Ausgangsba-
sis für den kommenden Ausbau
des Mobilfunknetzes. Die
Bayerische Staatsregierung sieht
im Ausbau der Mobilfunk-Kom-
munikation viele Vorteile, die
von der Verbesserung des Not-
rufsystems bis zur drahtlosen
Weitergabe von Umweltdaten im
Hochwasserfall oder bei Unwet-
tern reichen. DK

116 Millionen Euro 
für 45 bayerische Gemeinden

Auch die letzten fünf Gewinner der EU-Gemeinschaftsinitiative Leader-Plus stehen fest
Jetzt stehen alle 45 bayerischen Lokalen Aktionsgruppen (LAG)
fest, die in den nächsten Jahren Zuschüsse aus der EU-Gemein-
schaftsinitiative Leader-Plus erhalten. Wie Landwirtschaftsmi-
nister Josef Miller in München mitteilte, kamen im dritten und
damit letzten Auswahlverfahren von elf Bewerbern fünf, und
zwar je eine oberbayerische und schwäbische Aktionsgruppe so-
wie je eine LAG aus Ober-, Mittel- und Unterfranken zum Zug. 

In dem Programm Leader-
Plus stehen für die Entwicklung
der ländlichen Räume in Bayern
bis 2006 insgesamt 116 Mio. Eu-
ro, jeweils zur Hälfte EU-Mittel
und nationale Gelder, zur Verfü-
gung. Mit der Entscheidung der
neunköpfigen Jury aus Wissen-
schaftlern, Praktikern und Ver-
tretern des federführenden Land-
wirtschaftsministeriums sowie

des Umwelt- und des Wirt-
schaftsministeriums haben nun
auch die letzten fünf Aktions-
gruppen grünes Licht für kon-
krete Förderanträge erhalten. Sie
sind bei den Leader-Managern
an den Bezirksregierungen ein-
zureichen. In den ersten beiden
Wettbewerbsrunden im vergan-
genen Jahr waren bereits 40 Be-
werber ausgewählt worden. 

Die LAG-Projekte bringen
nach Darstellung von Landwirt-
schaftsminister Miller Impulse
für eine zukunftsorientierte Ent-
wicklung der ländlichen Gebie-
te: „Sie stärken die regionale
Identität und Wertschöpfung,
verbessern die Lebens- und Um-
weltbedingungen und vitalisie-
ren die ländlichen Räume.“ Lea-
der-Plus sei damit eine wichtige
Ergänzung bayerischer Struktur-
politik, so der Minister. Das Pro-
gramm leiste einen Beitrag, den
ländlichen Raum als Arbeits-
und Wirtschaftsstandort und als
Gegengewicht zu den Ballungs-
gebieten voran zu bringen.

Folgende Projekte wurden
jetzt noch ausgewählt:

In Oberbayern die LAG Alt-
bayerisches Donaumoos aus
Neuburg a. d. Donau mit dem
Schwerpunkt Natur und Kultur.
Mit dem Leitsatz „Zukunft für
das größte Niedermoor Süd-
deutschlands“ sollen bestehende
Entwicklungspotenziale gepflegt
und künftige erschlossen wer-
den, um den einzigartigen Natur-
raum im altbayerischen Donau-
moos zu erhalten, die Region
wirtschaftlich zu stärken und die
soziale Funktionalität der Ge-
meinschaft zu sichern. Schlüssel-
projekte sind u.a. ein Entwick-
lungskonzept „Tourismus 21“,
das Aufzeigen von Entwicklungs-
potenzialen zur Wertschöpfung
durch Wisente, eine Machbar-
keitsstudie für eine Grasraffine-
rie, ein Praxisversuch zur Moor-
renaturierung und eine Lebens-
schule für labile Jugendliche.

In Oberfranken die LAG
Wohlfühlregion Fichtelgebirge
in Bayreuth mit dem Schwer-
punkt Lebensqualität. Das Leit-
bild „Wohlfühlregion Fichtelge-
birge“ drückt das Ziel aus, die
Lebensqualität für Einheimische
und Gäste durch Kooperation,
Nutzung von Synergien und Ver-
netzung vorhandener Potenziale
nachhaltig zu verbessern und die
regionale Identität zu stärken.
Zudem geht es um eine aktive
Auseinandersetzung mit den
„Jahrhundertherausforderungen“
Klimawandel und EU- Oster-
weiterung. Geplant sind u.a. die
Einrichtung eines „Nordic Parc“
für Ganzjahressport, die Umset-
zung des dezentralen, integrier-

ten Wellness-Konzepts „ele-
ments5“, die Aufwertung regio-
naler Besonderheiten durch
„Zeitreisen“ und ein „grenzenlo-
ser Ferienspaß“.   

In Mittelfranken die LAG 
Aischgrund in Neustadt/Aisch
mit dem Schwerpunkt Natur und
Kultur. Das Leitbild „Lebens-
ader Aisch - Naturraum, Kultur-
landschaft, Wirtschaftsregion -
nachhaltig schützen, stärken und
vernetzen. Für ein lebendiges
Miteinander der Bürgerinnen
und Bürger, Verbände, Betriebe,
Städte und Gemeinden im Ai-
schgrund“ drückt die Leitvor-
stellungen der LAG für eine
nachhaltige und zukunftsfähige
Entwicklungaus. Ein Schlüssel-
projekt ist dabei der Aufbau ei-
nes naturnahen Erlebniswege-
netzes mit dezentralen, aufeinan-
der abgestimmten Erlebnisstatio-
nen, in denen sich die Besonder-
heiten der Region und der jewei-
ligen Gemeinde von der Quelle
bis zur Mündung der Aisch wi-
derspiegeln.

In Unterfranken die LAG
Main-Steigerwald in Gerolz-
hofen mit dem Schwerpunkt Le-
bensqualität. Das Leitbild „Frän-
kische Lebensart neu entdecken“
- Lebensqualität zwischen Main
Wein und Steigerwald -  umfasst
die drei Leitziele der LAG. Dies
sind Inwertsetzung des Natur-
und Kulturraumes durch einen
zukunftsorientierten, umwelt-
und sozialverträglichen Touris-
mus, Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit und Imagege-
winn durch starkes Marketing,
hohe Qualität und effiziente Ko-
operationen sowie Stärkung der
regionalen Identität unter beson-
derer Einbeziehung der Jugend
und der Verbesserung des sozia-
len Lebens. Zudem ist eine bei-
den Seiten dienende Stadt-Land-
Partnerschaft mit der Stadt
Schweinfurt geplant. 

In Schwaben die LAG Mon-
heimer Alb in Monheim mit dem
Schwerpunkt Natur und Kultur.
Das Leitbild „Monheimer Alb -
in Schwaben ganz oben!“ steht
nicht nur für die geographische
Lage der Monheimer Alb in
Schwaben, sondern auch für die
hohe Motivation zur nachhalti-
gen Entwicklung und Inwertset-
zung der vorhandenen Ressour-
cen und Potenziale. Im Mittel-
punkt steht dabei das regionsspe-
zifische Thema „Stein“. Schlüs-
selprojekte sind u.a. ein Gesamt-
marketingkonzept für die Regi-
on unter dem Motto „Stein-
reich“, ein Gesamtkonzept zur
Rettung der letzten Jurahäuser,
ein Hobbysteinbruch, der Auf-
bau eines sozialen Netzwerks,
die Förderung der regionalen
Vermarktung und der Ausbau
des Radwegenetzes. 

Die erweiterte LAG Altusried-
Oberallgäu in Sonthofen hat dem
Auswahlgremium ein überarbei-
tetes Konzept mit dem Schwer-
punkt „Lokale Produkte und
Dienstleistungen“ zur Abstim-
mung vorgelegt. doh.
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Sparkassen und BayernLB arbeiten enger zusammen:

Eine starke Einheit
Großbanken haben öffentlich-rechtliche Geldinstitute im Visier

Von Marianne E. Haas

Die deutsche Bankenlandschaft befindet sich im Um-
bruch, denn das Wirtschaftswachstum lässt zu wünschen
übrig: die Aktienkurse sind im „Keller“, und die Zahl der
Unternehmenszusammenbrüche steigt weiter. Für die 
Geldinstitute bedeutet das nicht nur niedrigere Einnah-
men aus Wertpapierkommissionsgeschäft und -eigenhan-
del, sondern auch hohe Abschreibungen auf Wertpapier-
bestände, vor allem aber auf das Kreditportfolio.

Gegenüber vielen großen Pri-
vatbanken geht es Genossen-
schaftsbanken und Sparkassen
wegen ihres Breitengeschäftes
und der guten Kenntnisse vor
Ort immer noch relativ gut. Das
aber erweckt bei den Privatban-
ken Begehrlichkeiten. Der Kauf
von ertragsstarken Sparkassen
ist im Gespräch. So will die
Stadt Stralsund ihren Haushalt
durch den Verkauf ihrer Sparkas-
se sanieren. Darüber hinaus
spricht sich der Internationale
Währungsfonds (IWF) für
Lockerungen des Systems der
Institutssicherung, des Regional-
prinzips und der öffentlichen
Rechtsform aus. Damit sollen

die Übernahme von Sparkassen
und Genossenschaftsbanken
durch Privatbanken ermöglicht
und das Entstehen größerer Insti-
tute erleichtert werden. Fusionen
oder Übernahmen sollen nach
den Vorstellungen des IWF das
Drei-Säulen-Banksystem in
Deutschland auflockern. 

Privatisierung nicht ohne
weiteres machbar 

In Bayern ist der Sachverhalt
eindeutig. Der Freistaat und die
kommunalen Spitzenverbände
bekennen sich klar zum öffent-
lich-rechtlichen System der
Sparkassen-Finanzgruppe in den

derzeitigen Strukturen. „Sie wis-
sen genau so wie der Mittelstand
und die Bürger, was sie am bis-
herigen System haben“, stellt Dr.
Siegfried Naser, Geschäfts-
führender Präsident des Sparkas-
senverbands Bayern, fest. „Im
Übrigen ist eine Privatisierung
der Sparkassen, selbst wenn man
sie wollte, so ohne weiteres nicht
machbar und würde zu erhebli-
chen Verwerfungen führen.“

2003 in der Gewinnzone

Wie lange sich die Sparkassen
ihre Präsenz in der Fläche noch
leisten können, wird letzlich von
ihren Betriebsergenissen be-
stimmt. „Auch wenn die Spar-
kassen im Verhältnis zu ihren
Wettbewerbern heute noch rela-
tiv gut dastehen, haben doch ei-
nige in den vergangenen Jahren
aus dem operativen Geschäft, al-
so ohne Auflösung von Reser-
ven, Verluste geschrieben.“ Für
2003 prognostiziert Naser je-

Die Unterzeichner des Rahmenvertrags (v. l.): Sparkassenpräsident Werner Netzel, Geschäfts-
führender Präsident Dr. Siegfried Naser, Werner Schmidt, Vorstandsvorsitzender der Bayeri-
schen Landesbank, Landrat Hansjörg Christmann, ehrenamtlicher Präsident und Theo Har-
nischmacher, Vorstandsmitglied der Bayerischen Landesbank. ?

doch eine deutliche Verbesse-
rung der Betriebsergebnisse und
sieht alle Sparkassen auch opera-
tiv wieder voll in der Gewinnzo-
ne. Dazu kommt, dass auch die
Bayerische Landesbank, je 50-
Prozent-Tochter des Freistaates
Bayern und der Sparkassen, we-
gen ihres Kreditengagements
und des Wegfalls der Staatshaf-
tung 2005 einen verschärften
Sparkurs fahren muss. 

Rahmenvertrag

Damit die 82 Institute und die
BayernLB dem immer stärker
werdenden Wettbewerb stand-
halten können, hat der Sparkas-
senverband Bayern einen Rah-
menvertrag für eine noch besse-
re Zusammenarbeit der Sparkas-
sen-Finanzgruppe unterzeichnet,
der die Zusammenarbeit in wich-
tigen Geschäftsfeldern regelt.
Welches Institut jetzt auf wel-
chem Gebiet mit der BayernLB
tatsächlich zusammenarbeitet,
das wird noch in individuellen
Verträgen geregelt. „Die jeweili-

ge rechtliche, wirtschaftliche
und damit geschäftspolitische
Selbstständigkeit der Sparkassen
wird dabei nicht angetastet“, ver-
sichert Naser. Eben so wenig
werde die Stellung der kommu-
nalen Träger und deren Verant-
wortung für das jeweilige Institut
berührt.

„Mit dieser noch engeren
Bindung können wir künftig
Kosten senken, Erträge stei-
gern und damit die Marktposi-
tion der Sparkassen-Finanz -
gruppe weiter verbessern“, ist
Naser überzeugt. Gemeinsam
mit dem Sparkassenverband
bildet die BayernLB künftig
landesweite Kompetenz-Center
als fachorientierte Netzwerke
für das Auslandsgeschäft, Cor-
porate Finance, Kommunal-
und Immobiliengeschäft, Ver-
mögensanlage und das Kredit-
risikomanagement. „Das be -
deutet“, wie Werner Schmidt,
Vorstandsvorsitzender der Bay-
ernLB sagt, „dass beide Seiten
in optimaler Arbeitsteilung die
vom Markt aktuell benötigten

Leistungen erbringen werden.“

Wettbewerbsdruck

Dem Rahmenvertrag stimmen
auch die Vorstandsvorsitzenden
der größten Stadt- und der größ-
ten Kreissparkasse, Harald Ströt-
gen und Karl-Ludwig Kamprath,
beide München, zu. Sie befür-
worten wegen des zunehmenden
Wettbewerbsdrucks im Banken-
bereich und der Angriffe auf den
öffentlich-rechtlichen Status von
Sparkassen und Landesbanken
die noch engere Zusammenar-
beit. „Sparkassen und Landes-
bank sind in guten, aber auch
schwierigen Zeiten eine strategi-
sche und wirtschaftliche Schick-
salsgemeinschaft“, sagt Kam-
prath. „Es ist geradezu absurd,
wenn aus einem aktuellen Er-
tragslagenproblem der großen
Privatbanken, das letztendlich
durch Fehler in der Vergangen-
heit entstanden ist, eine 200-
jährige Erfolgsstory, nämlich das
Sparkassenwesen in Deutsch-
land, beendet werden soll.“      ?

Saturn-Arena für Ingolstadt
Finanzierung über Public-Private-Partnership der SüdLeasing

Von Wilfried Gehr
Ingolstadt. Trotz angespannter Haushalte in den Kommunen
hat sich die Stadt Ingolstadt nun mit der Saturn-Arena auch ei-
ne Mehrzweckhalle für Veranstaltungen und Nutzungsvarian-
ten verschiedenster Art gegönnt. Die Finanzierung erfolgte
nicht wie üblich über den Haushalt durch die Aufnahme von
Kommunalkrediten. Zur Projektfinanzierung wurde eine
Partnerschaft mit einem privaten Investor gewählt. Als Part-
ner hat Ingolstadt die SüdLeasing, die bereits eine Vielzahl an-
derer Kommunalprojekte finanziert hat, gewonnen. 

Der private Investor ist eine
Projektgesellschaft der Inter-
SPA-Gruppe aus Stuttgart. Sie
erwarb das Baugrundstück und
verpflichtete sich vertraglich
zur Planung, Errichtung und Fi-
nanzierung des Projekts.

Olaf Grübler und Michael
Edinger von der Südleasing
sind begeistert von ihrem Fi-
nanzierungsmodell: „Mit dem
Bau der Saturn-Arena hat Ingol-
stadt neue Wege der Finanzie-
rung beschritten. Ein solches Fi-
nanzierungsmodell hat ange-
sichts der angespannten Finanz-
lage öffentlicher Haushalte vie-
le Vorteile mit zukunftsweisen-
dem Charakter: Die Investition
wird privat finanziert. Alle Risi-
ken während der Bauzeit trägt
der Investor, was natürlich zu
einer spürbaren Entlastung für
die Stadt führt. Erst nach Fertig-
stellung mietet die Kommune
den Bau, betreibt die Einrich-
tung und zahlt ihn aus den Ein-
nahmen nach und nach ab.
Nach Ende des Vertrags kann
sie ihn zu einem fest stehenden
Preis übernehmen.“

Auch Saturn-Arena-Betriebs-
leiter Thomas Wohrl steht voll

hinter der gewählten Public-Pri-
vate-Partnership (PPP): „Dieses
Modell einer privatwirtschaftli-
chen Finanzierung hat für In-
golstadt nur Vorteile. Diese se-
hen wie folgt aus: 
? Das von der SüdLeasing im
Verbund mit der Landesbank
Baden-Württemberg (LBBW)
arrangierte Finanzierungskon-
zept ermöglicht eine langfristi-

ge Finanzierung zu Kommunal-
krediten ähnelnden Konditionen
? ohne zusätzliche finanzielle
Belastungen für Ingolstadt.
? Die Stadt wurde von sämtli-
chen Bauherrenaufgaben wäh-
rend der Bauzeit entlastet. Ter-
mine, Kosten und Qualitäten
wurden vom privaten Bauherrn
überwacht. 
? Alle Baumaßnahmen wur-
den pünktlich und ohne Kos-
tenüberschreitungen fertig ge-
stellt.
? Die fachkundige Ausführung
durch die InterSPA-Gruppe ge-
meinsam mit dem Architekten
Horst Haag aus Stuttgart war
Garant für den Erfolg.
? Das Know-how der SüdLea-

Eine Sportstätte, die keine Wünsche offen läßt: Die neue Ingol-
städter Saturn-Arena ist technisch perfekt ausgestattet und
läßt sich dank flexibler Multifunktionstechnik vielseitig nutzen
für Sport- und Kulturevents. ?

Olaf Grübler (links) und Michael Edinger von der Südleasing
sind begeistert von ihrem Finanzierungsmodell. Nach ihrer
Auffassung können Engpässe in Kommunalhaushalten durch
solide PPP-Modelle überbrückt werden. ?

sing als Spezialist für Infra-
strukturfinanzierungen der öf-
fentlichen Hand war eine
Grundlage für das Gelingen des
Projekts.“

Achten auf Stabilität

? Der Investor garantiert der
Stadt die Übernahme der Sa-
turn-Arena nach Ende der Ver-
tragslaufzeit zu einem heute
schon festgelegten Preis. 

Gemeinsam mit anderen
Kommunen, die auch öffentli-
chen Infrastrukturmaßnahmen
über Partnerschaften mit priva-
ten Investoren erfüllt haben,
wird auch Ingolstadt darauf
bauen, dass sich die Kommu-
nalfinanzen nicht weiter ver-
schlechtern, damit nach Ablauf
des Vertrages der Kaufpreis und
die anfallenden Unterhaltungs
und Sanierungskosten auch auf-
gebracht werden können. ?



KOMMUNALFINANZEN6 GZ18. 12. 2003

Grünes Licht für 
Cross-Border-Leasing?
Von Rechtsanwalt Arnd Bühner und Rechtsanwalt Florian Goppel, 

Ernst & Young AG
Die genehmigungsrechtliche Behandlung von Cross-Bor-
der-Leasing (CBL) war Thema einer Gemeinschaftsver-
anstaltung des Bayerischen Städtetags und der Ernst &
Young AG in München. Gegenstand des Colloquiums
war der Gesetzesentwurf der Bayerischen Staatsregie-
rung vom 18. März 2003, mit dem die Voraussetzungen
für die Genehmigung von CBL-Transaktionen neu gere-
gelt werden sollten. Bei der Diskussion der Zweckmäßig-
keit und der Verfassungsmäßigkeit des Gesetzesentwur-
fes zwischen Innenminister Dr. Günther Beckstein und
Experten aus dem Inland und den USA wurden die Risi-
ken des CBL intensiv erörtert.

Staatsminister Dr. Beckstein
forderte die konsequente Risiko-
minimierung bei CBL. Es sei
nicht die Absicht der Staatsregie-
rung gewesen, CBL-Transaktio-
nen zu untersagen; vielmehr sei
es die Aufgabe der Rechtsauf-
sicht, die Kommunen vor beson-
ders gravierenden Risiken zu
schützen. Die beteiligten Wis-
senschaftler Prof. Dr. Sester, Pri-
vatdozent Dr. Bausback trugen
dagegen vor, dass die Risiken
des CBL beherrschbar seien. Der
Gesetzesentwurf stelle deshalb
einen verfassungswidrigen Ein-
griff in die kommunale Finanz-
hoheit dar. Praktiker machten
klar, dass die Risiken des CBL
nicht wesentlich von solchen an-
derer innovativer Finanzierungs-
modelle abweichen.

Staatsminister Dr. Beckstein
erklärte, dass die Staatsregierung
keine Einwände gegen CBL-
Transaktionen von privaten oder
kommunalen Beteiligungsge-
sellschaften erhebt. Für die
Schieneninfrastruktur-Transakti-
on der Stadt Nürnberg, deren
Genehmigungsantrag dem In-

nenminister seit Juli 2003 vor-
liegt, stellte er eine zügige
Klärung der Genehmigungslage
in Aussicht.

Zwischenzeitlich arbeitet das
Bayerische Innenministerium an
einem CBL-Kriterienkatalog.

Position des Städtetages

Der Bayerische Städtetag hat
mit einem Positionspapier hierzu
Stellung genommen: Es sei un-
verständlich, wenn einerseits
überflüssige Regelungen in den
Kommunalgesetzen verankert
werden und andererseits eine
Kommission zum Bürokratieab-
bau und zur Streichung überflüs-
sige Rechtsnormen durch die
Bayerische Staatsregierung ein-
gesetzt wird.

Was nun?

Noch ist nicht klar, wie die
Staatsregierung zukünftig mit
Genehmigungsanträgen für
CBL-Geschäfte verfahren wird.
Fest steht jedoch, dass kein
CBL-Verbot verfolgt wird und

dass binnen weniger Wochen
klare Vorgaben existieren wer-
den. Bereits heute können Kom-
munen in Bayern folgende
Schritte einleiten, wenn eine
CBL-Transaktion noch im Jahr
2004 abgeschlossen werden soll:
? Identifikation geeigneter 
Objekte.
? Aufstellung eines sorgfältig
erarbeiteten Projekt- und Risi-

? Cross-Border-Leasing (CBL) ist eine Sonderfinanzierung 
für kommunale Infrastruktur mit US-amerikanischen Vertrags-
partnern. 
? Transaktionsertrag (Nettobarwertvorteil) nach Abzug aller
Transaktionskosten: 4 - 5% des Anlagenwertes.
? Geschätztes Gesamtpotential für bayerische Kommunen: 
800 Mio. Euro.
? Geeignete Transaktionsgegenstände: Abwasserkanalnetze,
Kläranlagen, Schieneninfrastruktur, Messehallen, Müllverbren-
nungsanlagen, Frischwassernetze ab einem Anlagenwert von 
100 Mio. USD.
? Deutsches zivilrechtliches und steuerrechtliches Eigentum
bleibt beim Anlageneigentümer.
? US-Vertragspartner erzielt handels- und steuerrechtliche Ef-
fekte, Eigentümer der Infrastruktur partizipiert daran.
? Laufzeit von ca. 99 Jahren mit Beendigungsoption nach 
25-30 Jahren.
? Die Transaktion ist für ihre gesamte Laufzeit finanziert, es ent-
stehen im Regelfall keine Belastungen des kommunalen Haus-
haltes in Folgejahren.
? Über die Ausübung der Beendigungsoption entscheidet der
Anlageneigentümer.
? Komplexes Geschäft mit hohem Beratungsaufwand: Schlüs-
selfigur ist ein nur im Erfolgsfalle zu vergütender Finanzmakler
(Arrangeur). Zusätzlich ist ein unabhängiger Berater für Aus-
schreibungs-, Projekt- und Risikomanagement empfehlenswert.

Zehn Merkmale des Cross-Border-Leasing:komanagements mit klaren Aus-
stiegsszenarien, erforderlichen-
falls mit Unterstützung durch ei-
nen unabhängigen Berater.
? Vorbereitung der Vergabe der
Leistung des Finanzmaklers (Ar-
rangeur).
? Laufende Beobachtung der
Vorgaben der Staatsregierung
für CBL.

Haltung anderer Länder

CBL-Transaktionen werden in
Nordrhein-Westfalen als geneh-
migungsfrei behandelt. Baden-
Württemberg und der Freistaat
Sachsen sehen CBL-Transaktio-
nen als genehmigungspflichtig
und regelmäßig genehmigungs-
fähig an. Eine Verwaltungsvor-

schrift des Freistaat
Sachsen regelt, un-
ter welchen Bedin-
gungen eine Ge-
nehmigung zu er-
teilen ist. Auch in
Bayern wurden
CBL-Transaktio -
nen bis 2002 ge-
nehmigt. Diese Ge-
nehmigungspraxis
wurde durch Wei-
sung des Innenmi-
nisteriums geän-
dert. Die von Innen-
minister Dr. Beck-
stein auf dem Collo-
quium gemachte
Zusage, zeitnah ei-
nen Kriterienkata-
log für CBL-Trans-
aktionen vorzule-
gen, eröffnet bayeri-
schen Kommunen
erneut die Möglich-
keit, unter Beach-
tung des von Innen-
minister Günther
Beckstein formu-
lierten Ziels der Ri-
sikomini-mierung,
CBL-Geschäfte ab-
zuschließen.       ?

Staatsminister Dr. Günther Beckstein (r.)
im Gespräch mit den Autoren (v. l.) Flo-
rian Goppel und Arnd Bühner. ?

Idealtypischer Projektablaufplan einer CBL-Transaktion
PHASE 1

Meilen-
steine

Aktivi-
täten

Ziel
Mandatierung 

eines Arrangeurs

Beschlussfassung 
kommunaler Gremien

Vorlage / Zustimmung zu 
Transaktionsbeschreibung durch kommunale

Gremien

Vertragscontrolling
für US-Leasingvertrag

Abschluss US - Leasingvertrag 

PHASE 3PHASE 2

Vertragsunterzeichnung
(„Closing“)

Teilziele: Stufe 1
?Due Diligence
?Genehmigung 

Stadtrat

Teilziele: Stufe 2
?Schlussabstimmung

mit allen Beteiligten
?Vertragsabschluss

STUFE 1 STUFE 2

?Beauftragung eines 
unabhängigen Beraters 
(Ernst & Young)

?vorläufige 
Anlageneinwertung

?Ausschreibung
Arrangeurleistung

?Auswahl von Favoriten
?Nachverhandlung
?Auswahl eines Arrangeurs/

Mandatserteilung

?Mandatierung weiterer
Gutachter / Berater
?Suche nach 

US-Investor / 
Eigenkapitalzusage
?Erarbeitung 

Transaktions-
beschreibung

?Unterzeichnung
Eigenkapitalzusage
?Verhandlung der 

Transaktions-
dokumente
?Bankenauswahl
?Abstimmung mit Finanz-

und Aufsichtsbehörden

?Erarbeitung eines 
Pflichtenhefts
?Laufendes

Vertragscontrolling

© ERNST & YOUNG

Oberallgäu (kae). Ein ganzes Paket der sogenannten WM-
Schuldscheine hat jetzt der Allgäuer Skiverband zur Mitfinan-
zierung der Baumaßnahmen für die Nordische Ski-WM zur
Verfügung gestellt. Bei der Übergabe der Schuldscheine am
Auslauf der Schattenbergschanze hoben Bori Kössel, 2. Vorsit-
zender des Allgäuer Skiverbandes, und Alfons Hörmann, Prä-
sident des Bayerischen Skiverbandes, unisono die große Be-
deutung der anstehenden WM auch für den Allgäuer Skisport
hervor. „Mit unserer Beteiligung wollen wir Flagge zeigen und
sagen, wir stehen zu unserer WM“, so Kössel. Mit 35 Schuld-
scheinen im Wert von je tausend Euro beteiligten sich Ver-
bandsverantwortliche und Mitglieder des Allgäuer Skiverban-
des an der Aktion. Das Schuldscheinpaket nahmen Landrat
Gebhard Kaiser, der Oberstdorfer Bürgermeister Thomas
Müller sowie Präsidiumsmitglied Josef Geiger in Empfang.
Auf dem Bild v.l.n.r.: Präsidiumsmitglied Josef Geiger, Bür-
germeister Thomas Müller, Landrat Gebhard Kaiser, BSV-
Präsident Alfons Hörmann und ASV-Vize Bori Kössel. ?

Kommunen und ihr Vermögen: 

Das Ende der Kameralistik 
Die Kommunen sind als Gestalter des unmittelbaren Lebens-
umfeldes der Bürger erster und wichtigster staatlicher An-
sprechpartner. Sie sind für Bau und Erhalt kommunaler
Straßen, kommunaler Energie- und Wasserversorgungseinrich -
tungen, für den kommunalen Nahverkehr, für kommunale Ver-
waltungsgebäude und vieles mehr zuständig. Ein gutes Fünftel
der öffentlichen Ausgaben und rund zwei Drittel der öffentli-
chen Investitionen und der öffentlichen Bauaufträge sind in der
Verantwortung der Kommunen. Eine gewaltige Aufgabe und
Verantwortung - aber sind die Kommunen hierfür auch mit den
richtigen Instrumenten ausgestattet? 

Um über Einnahmen, Ausga-
ben, Erfolg oder Misserfolg
rechtzeitig informiert zu sein, ha-
ben Unternehmen ein hoch ent-
wickeltes Rechnungswesen.
Doch beim Staat, bei Bund, Län-
dern und Kommunen ist dies

ganz anders. Die vorherrschende
Methode ist hier die Kamerali-
stik, ein überholtes Rechnungs-
wesen, das nur auf die Erfassung
von Geldströmen abstellt. Die
Kommunen kennen den Wert ih-
res Sachvermögens nicht.

Die Kommunen stochern hier
gewissermaßen im Nebel, ohne
verlässlichen Kompass und da-
her ohne rechte Orientierung: Sie
kennen weder den Wert ihres
Sachvermögens, noch wissen sie
darüber Bescheid, wie sich die
ihnen anvertrauten Güter im
Wert verändern. Die Kommunen
sind mit ihrem überholten Rech-
nungswesen, der Kameralistik,
nicht in der Lage, am Jahresende
anzugeben, ob sie nun im Jahres-
verlauf reicher oder ärmer ge-
worden sind. Bund und Ländern
geht es genauso. Am Jahresende
können die Kommunen nur an-
geben, ob sie einen Einnahmen-

oder Ausgabenüberschuss er-
reicht haben. Das ist zwar auch
eine wichtige Saldogröße, aber
sie hat weit weniger Aussagekraft,
als sie eine vollständige Vermö-
gensübersicht liefern würde. 

Falscher Kompass 
mit hohen Folgekosten 

Wer über Wert und Verände-
rung seines Vermögens nicht
Bescheid weiß, hat weitreichen-
de Konsequenzen zu tragen:
? Untätigkeit lohnt sich: Wer
nicht weiß, wie sein Vermögen
durch Nichtstun verfällt, was ihn
also die Abschreibung kosten
würde, der gibt sich möglicher-
weise der Illusion hin, durch un-
terlassene Erhaltungsinvestitio-
nen könne er „sparen“. De facto
aber verschuldet er sich zu 

Lasten der nächsten Generation.
? Wer den Wert seines Vermö-
gens nicht kennt, merkt mögli-
cherweise nicht rechtzeitig, dass
er über seine Verhältnisse lebt.
Eine saubere Bilanzierung würde
dies verhindern. 

Weg von der Kameralistik
hin zu einem modernen
Rechnungswesen

Kommunen, Länder und der
Bund brauchen daher ein moder-
nes Rechnungswesen, das den
Wert ihres Vermögens und des-

sen Wertveränderung zeitnah er-
fasst und abbildet. Nur so wird
Transparenz erreicht über die
Entwicklung des staatlichen Ver-
mögens, nur so werden die Fol-
gen unterlassenen Handelns
sichtbar, nur so können die Kom-
munen ihre Mittel zielgerichtet
einsetzen. Der Bayerische Bauin-
dustrieverband hat daher zusam-
men mit der Ludwigs-Maximili-
ans-Universität München ein
Projekt gestartet mit dem Ziel,
ein modernes Rechnungswesen
auch in den bayerischen Kom-
munen einzuführen. ?

Ein Beispiel zeigt ein wesentliches Defizit 
herkömmlicher Kameralistik 

Wenn eine Kommune im Jahr X Einnahmen in Höhe von 10
Mio. Euro und Ausgaben in Höhe von 9 Mio. Euro hatte, kann
sie nach der herkömmlichen Kameralistik einen Überschuss von
1 Mio. Euro ausweisen. Dass dies eine Illusion sein kann, erkennt
man, wenn man das Beispiel ausweitet. 

Am Jahresanfang betrug das Vermögen der Kommune (Infra-
struktur, Gebäude, Guthaben u.a.) 100 Mio. Euro. Wenn man ei-
nen durchschnittlichen Abschreibungssatz von 3 % unterstellt
(gewichtetes Mittel aus Nutzungsdauer Gebäude 20 Jahre,
Straßen 50 Jahre), so hat sich das Vermögen der Gemeinde in-
nerhalb eines Jahres um 3 Mio. Euro entwertet. 

Jetzt sieht die Rechnung der Kommune folgendermaßen aus:

Finanzüberschuss: + 1 Mio. Euro 
Vermögensänderung: - 2 Mio. Euro 

Saldo - 1 Mio. Euro

Durch die Berücksichtigung der Veränderung des Vermögens-
wertes hat sich der Überschuss aus der Kameralistik in ein Minus
von 1 Mio. Euro verwandelt. Die Kommune ist also im Jahre X
ärmer geworden, nicht „reicher“, wie dies die Kameralistik aus-
weisen würde. ?
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Kommunale Gebäude-
und Inhaltsversicherung

NSGB legt Muster für die Ausschreibung von
Versicherungsdienstleistungen vor

Grundsätzlich sind Versicherungsdienstleistungen, ebenso wie
andere Dienstleistungen, entsprechend den Vorschriften des
Vergaberechts national oder EU-weit auszuschreiben. Ausge-
nommen hiervon sind z.B. die über kommunale Schadensaus-
gleiche abgeschlossenen Versicherungen, da es sich insoweit
um Selbsthilfeeinrichtungen der Kommunen handelt. 

Um den Kommunen die Aus-
schreibung von Versicherungs-
dienstleistungen zu erleichtern,
hat der Niedersächsische Städ-
te- und Gemeindebund (NSGB)
in Zusammenarbeit mit der Ver-
sicherungswirtschaft ein Aus-
schreibungsmuster für die Ver-
gabe von Gebäude- und Inhalts-
versicherungen (Gebäude
einschließlich Glas) entwickelt.
Die praktische Anwendbarkeit
ist in Kooperation mit mehreren
Kommunen erprobt worden.

Spezialfälle

Das Ausschreibungsmuster
kann nur für typische kommu-
nale Gebäude (z.B. Schulen,
Kindergärten, Frei- und Hallen-
bäder, Büchereien, Dorfgemein-
schaftshäuser, Feuerwehrhäuser
und ähnliche Gebäude) Verwen-
dung finden. Für bestimmte an-
dere Risiken wie großindustriel-
le Betriebe, besondere Bauten,
Krankenhäuser oder wertvolles
Inventar muss die Leistungsbe-
schreibung wesentlich detail-
lierter ausfallen, um dem Versi-
cherer die Kalkulation der Ver-
sicherungsbeiträge zu ermögli-
chen. Für derartige Risiken kön-
nen keine allgemein gültigen
Leistungsbeschreibungen ange-
boten werden.

Kein Wagnis aufbürden

Wie bei jeder Ausschreibung
muss auch bei der Ausschrei-
bung von Versicherungsdienst-
leistungen die Leistung so ein-
deutig und erschöpfend be-
schrieben werden, dass alle Be-
werber die Beschreibung im
gleichen Sinne verstehen und
die Angebote miteinander ver-
glichen werden können. Um ei-
ne einwandfreie Preisermittlung
zu ermöglichen, sind alle sie be-
einflussenden Umstände festzu-
stellen und in den Verdingungs-
unterlagen anzugeben. Dem
Auftragnehmer soll kein unge-
wöhnliches Wagnis aufgebürdet
werden für Umstände und Er-
eignisse, auf die er keinen Ein-

fluss hat und deren Einwirkun-
gen auf die Preise und Fristen er
nicht im voraus schätzen kann.
Um diesen grundlegenden ver-
gaberechtlichen Normen ausrei-
chend Rechnung zu tragen,
wurde insbesondere Wert auf ei-
ne präzise Leistungsbeschrei-
bung gelegt.

Ohne Versicherungssteuer

Was die Berechnung des
Schwellenwertes anbelangt, ist
zu berücksichtigen, dass die
Versicherungssteuer hier nicht
mit zu berücksichtigen ist. Der
Schwellenwert für eine EU-
weite Ausschreibungspflicht
liegt bei 200.000 Euro. Dieser
Betrag ist bei Verträgen mit
nicht absehbarer Vertragsdauer
auf 48 Monate zu verteilen, so
dass als Jahresbetrag 50.000
Euro als Schwellenwert anzuse-
hen sind. 

Schäden durch Terrorakte

Die Versicherer verlangen zu-
nehmend beim Abschluss neuer
Versicherungsverträge eine be-
sondere Regelung über den Ein-
oder Ausschluss von Schäden
durch Terrorakte. In dem vom
NSGB entwickelten Ausschrei-
bungsmuster gibt es sowohl die
Möglichkeit, den Einschluss
von Schäden durch Terrorakte
auszuschließen, als auch diese
unter besondere Bedingungen
einzuschließen. Die im Muster
vorgeschlagenen Klauseln sind
aufgrund von Anforderungen
der Versicherungswirtschaft ei-
nem fortlaufenden Wandel un-
terworfen. Es wird deshalb
empfohlen, insoweit den Markt
sorgfältig zu beobachten und
ggf. vor einer Ausschreibung
mit Vertretern der Versiche-
rungswirtschaft Kontakt aufzu-
nehmen. Das Ausschreibungs-
muster liegt nunmehr in ge-
druckter Fassung vor. Damit das
Muster leichter gehandhabt
werden kann, wurde eine CD-
Rom mit den wesentlichen Ver-
tragsinhalten erstellt.             DK

Unterfränkische Landräte:

Große Finanznot der 
Kommunen erwartet

Voraussichtlich keine Erhöhung der Bezirksumlage im kommenden Jahr
Kreis Miltenberg. Mit Sorge sehen die unterfränkischen Land-
räte dem Jahr 2004 entgegen. Auf ihrer Dienstbesprechung im
Landratsamt Miltenberg betonte der unterfränkische Bezirks-
vorsitzende Landrat Harald Leitherer, Schweinfurt: „Das Jahr
2004 wird das schwierigste Jahr für die Kommunen seit dem
Zweiten Weltkrieg“. Die Landräte appellierten dabei an die
bayerische Staatsregierung, den drastischen Einsparkurs im
Investitionsbereich nochmals zu überdenken. Erfreuliche
Nachrichten brachte der unterfränkische Bezirkstagspräsident
Albrecht Graf von Ingelheim mit: Für 2004 ist mit keiner Er-
höhung der Bezirksumlage zu rechnen. 

Der 1. Vizepräsident des
Bayerischen Landkreistages, der
Miltenberger Landrat Roland
Schwing, sagte zur Arbeit des Be-
zirkes Unterfranken, dieser habe
gut gewirtschaftet und sei damit
auch in der Lage, die um 9,8%
gesunkene Steuerkraft finanziell
zu meistern, ohne die Bezirksum-
lage zu erhöhen. Der Bezirk Un-
terfranken habe die niedrigste
Umlage aller sieben bayerischen
Bezirke und unterhalte sogar eine
eigene Kulturstiftung. Die unter-
fränkischen Landräte seien mit
dieser Entwicklung sehr zufrie-
den, denn sie würden dadurch
auch eine gute Planungssicherheit
für das kommende Haushaltsjahr
erhalten. Der Bezirk Unterfran-

ken rechnet mit einer finanziellen
Ausgleichszahlung durch den
Freistaat Bayern in Höhe von
13,7 Mio. Euro. Sollte dieser
Wert noch erhöht werden, könne
sogar mit einer möglichen Sen-
kung der Bezirksumlage gerech-
net werden, so Landrat Roland
Schwing.

Appell an Staatsregierung

Die unterfränkischen Landräte
sehen die Einsparungsbemühun-
gen der Bayerischen Staatsregie-
rung mit dem Ziel eine Null-
Netto-Neuverschuldung zu errei-
chen, als einen Schritt in die rich-
tige Richtung. Allerdings können
die Einsparungsziele realistischer

Weise nur dann erreicht werden,
wenn bürokratische Hemmnisse
reduziert, die  Reglementierungs-
flut drastisch verringert und die
gesetzlichen Leistungsstandards
spürbar abgesenkt werden. Ein-
sparungen im Konsumtivbereich
sind unverzichtbar.

Kommunale Bauvorhaben

Hingegen sehen die Landräte
die geplanten Einsparungen im
Investivbereich außerordentlich
kritisch. Bereits im Jahr 2003 und
verstärkt 2004 wird die Mehr-
zahl der bayerischen Kommunen
nicht mehr in der Lage sein, drin-
gend notwendige Aufträge im
Hoch- und Tiefbau zu vergeben.

Hiervon sind insbesondere Vor-
haben im Krankenhaus- und Pfle-
geheimbereich, aber auch im
Schul- und Straßenbau betroffen. 

Ein Aussetzen und Verschieben
von kommunalen Bauvorhaben -
auch im Bereich von Unterhal-
tungsmaßnahmen für kommuna-
le Einrichtungen - führt zwangs-
läufig künftig zu mehr Generalsa-
nierungen, damit höheren Kosten
und insgesamt zu einem nicht
mehr finanzierbaren Investitions-
stau in den Folgejahren. Nach-
dem ca. 60 Prozent aller öffentli-
chen Bauaufträge aus dem kom-
munalen Bereich resultieren, hat
deren Ausfall eine verheerende
Auswirkung auf die ohnehin
mehr als kränkelnde Bauwirt-
schaft mit der Folge zusätzlicher
Insolvenzen weiterer Betriebe,
womit weitere Arbeitsplatzverlu-
ste und zurückgehende Steuerein-
nahmen verbunden sind.

Die unterfränkischen Landrä-
te appellieren deshalb an die
Bayerische Staatsregierung, den
drastischen Einsparkurs im Inves-
titionsbereich nochmals zu über-
denken. ?

Landrat Roland Schwing, Landrat Harald Leitherer und Ge-
schäftsführendes Präsidialmitglied des Bayerischen Land-
kreistages, Johannes Reile (v. l. n. r.).                                           ?

Rekordabschlüsse bei der 
Landesbausparkasse

Neugeschäft stieg um 50 Prozent
Gegen Streichung der Wohnungsbauprämie

München. Die beabsichtigte Streichung der Wohnungsbauprä-
mie zum 1. Januar 2004 durch die Bundesregierung stößt bei der
Bayerischen Landesbausparkasse (LBS) auf scharfe Kritik. Wie
der Sprecher der Geschäftsleitung, Manfred Werner, bei der Jah-
resabschluss-Pressekonferenz erklärte, ist die damit verbundene
wohnungs- und vermögenspolitische Weichenstellung fatal.

Die Wohneigentumsförde-
rung mit einem Schlag auf Null
zu setzen sei inkonsequent und
nicht schlüssig, denn die „Im-
mobilienrente“ sei das Gegen-
stück zur Riester-Rente, Bau-
sparen das Pendant zum Rie-
ster-Sparen und die Wohnungs-
bauprämie das Äquivalent zur
Riester-Prämie.

Werner bezeichnete die Woh-
nungsbauprämie als „äußerst
kostengünstige und höchst effi-
ziente Hilfe zur Selbsthilfe“.
Der bescheidene staatliche Im-
puls löse eine systematische Ei-
genkapitalbildung aus, die zum
miet- und schuldenfreien Woh-
nen im Alter führe und so eine
nachhaltige Entlastung der öf-
fentlichen Haushalte und Ren-
tenkassen bewirke. Die Strei-
chung dieses erfolgreichen In-
struments sei auch sozialpoli-
tisch ein verheerendes Signal,
denn die Wohnungsbauprämie
begünstige Bezieher mittlerer
und niedriger Einkommen. Ins-
besondere junge Menschen pro-
fitierten von der „Initialzün-
dung“ zur Vermögensbildung.

Klares Votum
für Altersvorsorge

Die drohende Beseitigung der
Förderung hat das Neugeschäft
der Landesbausparkasse stark
beeinflusst. Sie wird 2003 so
viele Bausparverträge vermit-
teln wie nie zuvor. Werner er-
wartet zum Jahresende rund 
310.000 Abschlüsse mit einer
Bausparsumme von über sieben
Milliarden Euro. Damit werde
das Neugeschäft gegenüber
2002 um über 50 Prozent zule-
gen. „Wir wachsen noch stärker
als der Bausparmarkt insgesamt
und werden unser bisheriges
Spitzenjahr 1996 um eine Milli-
arde Euro übertreffen“, erklärte
Werner. Er wertete die Rekord-
zahlen als klares Votum der
Kunden für die Altersvorsorge

durch Wohneigentum.
Die vorgesehene Streichung

der Wohneigentumsförderung
beeinflusste auch das Finanzie-
rungsgeschäft der LBS. Die
Auszahlungen von Vor- und
Zwischenfinanzierungskrediten
werden 2003 voraussichtlich
um 47 Prozent auf 460 Millio-
nen Euro steigen. 

Der starke Zuwachs bei den So-
fortfinanzierungen ist laut Werner
vor allem darauf zurückzufüh-
ren, dass viele Immobilienerwer-
ber ihre Kaufentscheidungen be-
schleunigt haben, um noch in den
Genuss der unveränderten Eigen-
heimzulage zu kommen. 

Stabile Ertragslage

So habe sich in Bayern die
Zahl der Baugenehmigungen
für Einfamilienhäuser in den er-
sten neun Monaten um 25,4
Prozent auf 23.409 erhöht, die
für Zweifamilienhäuser sogar
um 41,6 Prozent auf 6352. Die
Ertragslage der LBS nannte die
Geschäftsleitung „stabil“. Sie
rechnet mit einem Betriebser-
gebnis vor Risikovorsorge von
67 Millionen Euro. Den Rück-
gang gegenüber dem Vorjahres-
wert (100,8 Millionen) erklärte
Werner mit Sondereinflüssen,
die das Ergebnis 2002 in die
Höhe getrieben hatten.

Um den Bauspargedanken in
Europa zu verbreiten, will die
LBS mit Rumänien ins Ge-
schäft kommen. Die erste Bau-
sparkasse Romania S.A., deren
Gründungstag am 1. August in
Bukarest unterschrieben wurde,
wird nach Werners Angaben
planmäßig im zweiten Quartal
2004 den Kundenbetrieb auf-
nahmen. Er betonte, dass die
LBS mit dem Joint-venture, an
dem sie 60 Prozent hält, strate-
gische Ziele verfolge. Der
rumänische Markt biete interes-
sante Wachstums- und Ertrags-
aussichten.                     E. Scholl

Mittelfränkische Landräte:

Kalkulation der Haushalte
mit „Nullrunde“

Die Landräte aus Mittelfranken fordern den Bezirk Mittel-
franken auf, die Bezirksumlage nicht zu erhöhen. „Die Umlage
muss stabil bleiben, und genau so werden wir auch unsere
Haushalte kalkulieren“, erklärte die Vorsitzende des mittel-
fränkischen Bezirksverbandes des Bayerischen Landkreista-
ges, Fürths Landrätin Dr. Gabriele Pauli, auf einer Verbands-
tagung in Weingartsgreuth.

Wie die Landrätin ausführte,
werden die Kämmerer aller mit-
telfränkischen Landkreise in
ihren Haushalten eine unverän-
derte Bezirksumlage zu Grunde
legen. Eine Anhebung der Umla-
ge käme für die meisten Land-
kreise nämlich einer finanziellen
Katastrophe gleich. So würde bei-
spielsweise beim Landkreis Fürth
jeweils ein Prozentpunkt Anhe-
bung einen Fehlbetrag in Höhe
von rund 665.000 Euro im Ver-
waltungshaushalt verursachen. 

Möglichkeiten ausgeschöpft

Den Landkreisen fehle das
Geld, um weitere Anhebungen
des Bezirksumlagenhebesatzes
verkraften zu können. Nachdem
die Landkreise keine eigenen
Steuereinkünfte hätten und die
meisten Haushalte nur noch mit
Mühe und Not ausgeglichen wer-
den könnten, müsse jede Er-
höhung der Bezirksumlage in
vollem Umfang über die Kreis-
umlage an die Kommunen wei-
tergegeben werden, die aber
selbst am Ende ihrer finanziellen
Möglichkeiten seien. Die Folge
wäre, dass die Kommunen wich-
tige Investitionen, wie in Schulen
oder in den Straßenbau, nicht
mehr tätigen könnten. „Das muss
verhindert werden“, waren sich
die Landräte einig, die zugleich
beschlossen, keine Erhöhung der
Bezirksumlage in ihre Kreishaus-
halte einzuplanen.

Darüber hinaus hätten alle
kommunalen Spitzenverbände
bereits im November 2003 um-
fangreiche Forderungen an den
bayerischen Finanzminister ge-

stellt. Darin sei enthalten, dass der
Freistaat Bayern den Sozialhilfe-
ausgleich an die Bezirke auf-
stocken solle. Diese Maßnahme
würde dazu beitragen, den Bezirk
und seine Umlagezahler erheb-
lich zu entlasten. Bekomme der
Bezirk den Sozialhilfeausgleich
nicht im geforderten Umfang,
würden laut Dr. Pauli nicht nur
die Landkreise und kreisfreien
Städte, sondern auch die kreisan-
gehörigen Gemeinden erheblich
zusätzlich belastet.

Eigenes Leistungsgesetz

Die Landkreise fordern vor al-
lem ein eigenes Leistungsgesetz
des Bundes für Menschen mit
Behinderungen, an dem sich
Bund, Länder und Kommunen
jeweils zu einem Drittel beteili-
gen. Außerdem müssten sich die
Leistungen in Zukunft stärker an
der Leistungsfähigkeit der öffent-
lichen Haushalte orientieren. So
sei es beispielsweise nicht ein-
sichtig, weshalb ein Behinderter
mit hohem eigenem Vermögen
nicht auch an den Kosten seiner
Betreuung beteiligt werde.

Kämen Bund und Land ihren
Verpflichtungen gegenüber Men-
schen mit Behinderungen nach,
wofür sie eigentlich auch zustän-
dig seien, könnte die Kreisumlage
wesentlich geringer ausfallen
oder effizienter vor Ort verwen-
det werden. Nach den Berech-
nungen der mittelfränkischen
Landräte fließt mittlerweile etwa
die Hälfte der Kreisumlage
(Landkreis Fürth sogar 56 %) an
den Bezirk zur Finanzierung sei-
ner Sozialausgaben.                      ?

Genossenschaftsverband Bayern:

Neuer Präsident berufen
Aber der Wechsel an der Spitze findet erst

zum Jahreswechsel 2004/05 statt 

Der Genossenschaftsverband Bayern kündigt schon
jetzt einen Wechsel an seiner Spitze in gut einem Jahr
an. Zum 1. Januar 2005 wird Stephan Götzl (43) als Ver-
bandspräsidenten Wilhelm Frankenberger ablösen, der
den Verband seit 1. Januar 2000 führt und Ende 2004
nach Vollendung seines 65. Lebensjahres in den Ruhe-
stand gehen wird.

Die Vertreterversammlung des Genossenschaftsverbandes
Bayern, hat in ihrer Sitzung am 8. Dezember 2003 in Mün-
chen einstimmig beschlossen, Stephan Götzl mit Wirkung
vom 1. Januar 2005 an zum Vorstandsmitglied des Genos-
senschaftsverbandes Bayern zu bestellen. Gleichzeitig hat
der Verbandsrat Götzl zum neuen Verbandspräsidenten vom
1. Januar 2005 an berufen.

Stephan Götzl, ein gebürtiger Oberpfälzer, ist seit fünf Jah-
ren Hauptgeschäftsführer der Vereinigung der Bayerischen
Wirtschaft (vbw) und des Verbandes der Bayerischen Metall-
und Elektroindustrie (VBM) sowie im Aufsichtsgremium des
Bildungswerkes der Bayerischen Wirtschaft.

Nach dem Abitur in Nürnberg machte er zunächst eine
kaufmännische Lehre bei Siemens und studierte dann Be-
triebswirtschaft an der Friedrich-Alexander-Universität in
Erlangen-Nürnberg. Weitere berufliche Stationen waren die
Kienbaum Unternehmensberatung, die Siemens AG und die
Pfleiderer AG in Neumarkt/Opf. Politische Erfahrungen
sammelte Götzl in den Jahren 1991 und 1992 als Staatsse-
kretär für Umwelt und Gesundheit in der Landesregierung
von Rheinland-Pfalz.                                                           doh.
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Finanzstaatssekretär Franz Meyer:

Den Gemeinden wieder stabile
Einnahmen verschaffen!

Antrittsbesuch beim KPV-Landesvorsitzenden Landrat Luitpold Braun

„Die Gemeinden brauchen wieder planbare und stabile Einnah-
men“, stellte  Finanzstaatssekretär Franz Meyer bei seinem An-
trittsbesuch beim Landesvorsitzenden der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung Bayern, dem Landrat des Landkreises Weil-
heim-Schongau Luitpold Braun, in Weilheim fest. 

„Die Schlagzeilen der Medi-
en belegen es Tag für Tag
überdeutlich: In dieser Bun-
desrepublik gibt es neben einer
Konjunkturkrise auch eine
Vertrauenskrise. Das Vertrauen
in eine Politik, die nur disku-
tiert aber nicht handelt, so des
Volkes Stimme, ist nachhaltig
gestört, Wirtschaft und Bürger
sind seit Monaten gleicher-
maßen verunsichert. 

Groteske Formen

Gesundheitsreform, Steuer-
reform, Reform der Gemeinde-
finanzen, die Verwirrung über
deren Ziele und Inhalte nimmt
mitunter schon groteske For-
men an, während die kommu-
nale Finanzkrise in Anbetracht
ihres Ausmaßes mit dem Prä-
dikat ‘dramatisch’ nur unzurei-
chend beschrieben wird und
sich zunehmend weiter ver-
schärft“, stellte Braun fest. Die
in Berlin zur Entscheidung ste-
henden Gesetzentwürfe der
Bundesregierung zur Reform
der Gemeindefinanzen be-
zeichnete Braun dabei als
„Schmalspurreform“, die zu
Recht auf harsche Kritik stoße.
Das wesentliche Reformziel,
endlich eine Verbesserung und
vor allem Verstetigung der
kommunalen Einnahmeseite
zu erreichen, um insbesondere
eine in der Vergangenheit völ-
lig ausgehöhlte Gewerbesteuer
in neuer Form zu erhalten,wer-
de damit nicht erreicht.

Konzeptlose Politik
der Bundesregierung

Angesichts der konzept- und
orientierungslosen Politik der
Bundesregierung seien echte
Alternativen gefordert. Die
Bundesregierung habe sich
nach den Worten von Meyer
bisher als reformunfähig ge-
zeigt, trotz ihrer vielen Gesetz-
entwürfe. Dies zeige auch die
Diskussion um eine Gemein-
definanzreform. Zuerst habe
die Bundesregierung die drin-
gend notwendige Reform um
fast fünf Jahre verschleppt.
Dann habe sie einen Entwurf
zur Gewerbesteuerreform vor-
gelegt, der trotz positiver An-
sätze insgesamt keine akzepta-
ble Lösung für die Kommunen
und die Unternehmen sein
könne. Er würde lediglich zu
einer Aufblähung der Bürokra-
tie führen und keine rasche
und sofort wirksame Verbesse-
rung der Einnahmensituation
der Kommunen bringen.

Soforthilfeprogramm

Primär gehe es dabei darum,
die eigenen Einnahmequellen
der Gemeinden zu erhöhen.
Deshalb habe Bayern ein So-
forthilfeprogramm entwickelt,
das sich der Bundesrat zu ei-
gen gemacht hat. Durch die
darin enthaltene Senkung der
Gewerbesteuerumlage von
derzeit rd. 28 Prozent auf etwa
20 Prozent des Gewerbesteuer-
aufkommens und die Anhe-
bung des Gemeindeanteils am
Umsatzsteueraufkommen im
Jahr 2004 auf 3 Prozent wür-
den die eigenen Steuereinnah-
men und Steuerbeteiligungen
der Gemeinden wirkungsvoll
gestärkt. „Die Gemeinden hät-
ten sofort mehr Geld in ihren
Kassen. Für die bayerischen

Gemeinden wären es im näch-
sten Jahr etwa 550 Millionen
Euro. Wir werden die Umset-
zung des Soforthilfepro-
gramms weiter von der Bun-
desregierung einfordern“, ver-
sicherte Meyer.

Einsatz für die Kommunen 

Die Bayerische Staatsregie-
rung setze sich traditionell für

die Belange der kommunalen
Ebene ein, wie Meyer mit ein-
drucksvollen Zahlen belegte.

Solide Finanzausstattung

Zentrales Anliegen sei eine
solide finanzielle Ausstattung
der Kommunen, damit die
kommunale Selbstverwaltung
ihren Verpflichtungen gegenü-
ber den Bürgern gerecht wer-
den könne. Dafür unterneh-
me die Bayerische Staatsregie-
rung große Anstrengungen
auch in für den staatlichen
Haushalt schwierigen Zeiten.

Von 1990 bis 2003 haben, so
Meyer, die Leistungen Bay-
erns für seine Kommunen etwa
94 Milliarden Euro betragen,
davon allein in diesem Jahr
rund 7,3 Milliarden Euro. Gut
ein Fünftel des Staatshaushalts
komme damit den Kommunen
zugute. Die staatlichen Lei-
stungen an die Kommunen
hätten gegenüber dem Jahr
1990 um 30 Prozent zugenom-
men. Ein sehr großer Teil da-
von stehe als allgemeine
Deckungsmittel für die eigen-
verantwortliche Erledigung
der kommunalen Aufgaben zur
Verfügung.

Zweckgebundene
Zuweisungen

In Bayern sei der Anteil der
allgemeinen Deckungsmittel
an den Finanzausgleichslei-
stungen kontinuierlich erhöht
worden, von 64 Prozent in
1990 auf über 80 Prozent im

Finanzstaatssekretär Franz Meyer und KPV-Landesvorsit-
zender, Landrat Luitpold Braun.                                                 ?

Jahr 2003. „Daneben haben
wir immer auch darauf geach-
tet, dass ein angemessener An-
teil an zweckgebundenen Zu-

weisungen für die dringend
notwendigen Investitionen
zur Verfügung stehen“, stellte
Meyer fest.                               ?
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Renovierung der Regensburger Neupfarrkirche:

Ein europäisches Dornröschen
wird geweckt

Projekt soll möglichst ausschließlich mit privaten Geldern und Sponsoring
finanziert werden

Die Regensburger Neupfarrkirche, Mutterkirche des evangeli-
schen Regensburg und evangelische Universitätskirche, ist als
eine der bedeutendsten Renaissancekirchen Bayerns derzeit in
einem baulichen Zustand, der ihrer überragenden historischen
Bedeutung nicht mehr gerecht wird. Sie soll daher nach den
Grundsätzen modernen Denkmalschutzes umfassend und
fachlich auf höchstem Niveau renoviert werden. 

Dieser geographische Mittel-
punkt der ehemals freien
Reichsstadt Regensburg soll in
Fortsetzung ihrer kunsthistori-
schen und ästhetischen Ent-
wicklung eine große neue Or-
gel, ein neues Kirchenmuseum,
ein erweitertes und in dieser
Form weltweit einmaliges
Glockengeläut erhalten, sowie
von Innen und Außen mit einem
ausgefeilten Lichtkonzept neu
beleuchtet werden. Auch wer-
den die Kunstschätze und Vasa
Sacra restauriert und die alten
Buntfenster des 19. Jahrhun-
derts wieder eingefügt. Zudem
wird die technische Infrastruk-
tur erneuert und die liturgische
Ausstattung vervollständigt. 

Ausbau zu bedeutendem
europäischem Standort

Diese und weitere Maßnah-
men sollen der Regensburger
Neupfarrkirche eine solide Ba-
sis für ihren künftigen Erhalt
geben. Parallel dazu soll die
Neupfarrkirche zu einem be-
deutenden Standort auf der eu-
ropäischen Kulturlandkarte aus-
gebaut werden. Sie ist hierdurch
wichtiger Faktor bei Regens-
burgs derzeitigen Bewerbungen
um die europäische Kultur-
hauptstadt 2010 und die Aner-
kennung als Weltkulturerbe. 

Image- und Werbewirkung

Um dieses Jahrhundertprojekt
zu finanzieren, wurde der als
gemeinnützig anerkannte Kir-
chenbauverein der Regensbur-
ger Neupfarrkirche e.V. gegrün-
det, der das Projekt möglichst
ausschließlich mit privaten Gel-
dern und Sponsoring, also oh-
ne Inanspruchnahme öffentli-
cher Mittel finanzieren möchte.
Gesucht werden Sponsoren, die
durch ihr Engagement kulturel-
les und soziales Verantwor-
tungsbewusstsein gegenüber
der Öffentlichkeit wahrnehmen
wollen. Sie profitieren von der
europaweiten Image- und Wer-
bewirkung des Projektes, be-
sonders dank einer starken Part-
nerschaft mit regionalen, natio-
nalen und internationalen Medi-
en. Die Mitglieder des Ehrenku-
ratoriums und das ganze Pro-

jektteam bürgen für Seriosität,
Vertrauenswürdigkeit und Si-
cherheit des Projekts.

Ehrenkuratorium

Mitglieder im Ehrenkuratori-
um sind u.a. Innenminister Dr.
Günther Beckstein und Regens-
burgs Oberbürgermeister Hans
Schaidinger. Wie Beckstein in
einer umfangreichen Projektbe-
schreibung darlegt, werden für
die Restaurierungsarbeiten an
der Kirche rund acht Millionen
Euro benötigt. Er hoffe, dass es
im gemeinsamen Bemühen ge-
lingt, das Projekt rasch voran-
zubringen. OB Schaidinger wie-
derum weist darauf hin, „dass
wir es als unsere Pflicht emp-
finden, dieses Kulturerbe den
Nachfolgegenerationen zu er-
halten und fruchtbar auszubau-
en“. Als Stadtoberhaupt freue
er sich aufrichtig, dass mit der
Initiative engagierter Bürger
diesem Ort und diesem Bau-
werk eine Perspektive gegeben
werde, die würdig an die Ge-
schichte anknüpft und ihr den
Weg in eine aussichtsreiche Zu-
kunft weist.

Geplante Aktivitäten

In Erweiterung der derzeiti-
gen Nutzung der Neupfarrkir-
che sind für die Zukunft folgen-
de Punkte geplant: In Gestal-
tung und Umfang erweiterte li-
turgische Angebote, ökumeni-
sche Programme, Universitäts -
gottesdienste, verstärkte kir-
chenmusikalische Aktivitäten,
Konzertreihen mit international
renommierten Solisten und En-
sembles, Wortveranstaltungen
wie Vorträge, Alltagspredigten
und Sonntagsschule, temporä-
re und dauerhafte Ausstellun-
gen, kirchenmusikalische Work-
shops und Meisterkurse, inter-
kulturelle Symposien, sakrale
Konzerte für VIP-Gäste der
Stadt Regensburg, Präsenz und
Übertragung dieser Angebote
auch in überregionalen Rund-
funk- und Fernsehprogrammen
sowie im Internet. Diese erwei-
terte Nutzung hebt die Bedeu-
tung dieser Kirche als spirituel-
les und weltliches Zentrum für
die Bürger der Stadt Regens-

burg und ihre Gäste hervor.
Durch eine Businessplanse-

minargruppe der wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät der
Universität Regensburg unter
Prof. Dr. Michael Dowling in
Zusammenarbeit mit dem Kir-
chenvorstand ist mittlerweile

ein detailliertes Nutzungs- und
Vermarktungskonzept ausgear-
beitet worden. Im Rahmen die-
ses Konzeptes gründet die Ge-
meinde eine Kulturmarketing-
gesellschaft mit dem Namen 
N e u p f a r r k i r c h e. c o m
Diese agiert marktwirtschaftlich
und professionalisiert im Auf-

trag und in Abstimmung mit der
Gemeinde deren Kulturpro-
gramm. Angestrebt wird ein
vielschichtiges Veranstaltungs-
angebot auf höchstem Niveau. 

Für Sponsoren ist ein Enga-
gement aus folgenden Gründen
lohnenswert: Das Projekt hat ei-
ne nationale wie internationale
Ausstrahlung, die Unterstüt-
zung demonstriert einer breiten
Öffentlichkeit kulturelles und
soziales Verantwortungsbewus-
stsein, Sanierung und Nutzung
werden auf höchstem Niveau
erfolgen, d.h. Beteiligung von
namhaften Experten, Renovati-
on nach dem neuesten Stand der
Technik, kulturelle Veranstal-
tungen und Konzerte der Spit-
zenklasse. Sponsoren profitie-
ren von der europaweiten Ima-
ge- und Werbewirkung, beson-
ders dank einer starken Partner-
schaft mit regionalen, nationa-
len und internationalen Medien.

Prioritätenschlüssel

Alle allgemein eingehenden
Gelder werden nach dem Prio-
ritätenschlüssel 7/10 Kirchen-
bauwerk und Einrichtung, 2/10
Orgel, 1/10 Glocken auf Unter-
konten des Vereins verteilt.
Zweckbestimmte Zuwendun-
gen unter Umgehung dieser all-
gemeinen Prioriäten sind aber
möglich, insbesondere im Rah-
men von Patenschaften. Die
Ausführung der Baumaßnah-
men erfolgt in einer von Verein
und Kirchenvorstand festgeleg-
ten, in der Regel technisch be-
dingten Reihenfolge.             DK

BayWa weiterhin auf
Erfolgskurs

Zuwachs durch Fusion mit der Genossenschaft
WLZ/Bausparte profitiert von Sonderkonjunktur

München - Der BayWa-Konzern hat sich entgegen dem
Markttrend weiter gut entwickelt. In den ersten neun Monaten
dieses Jahres lag der Umsatz mit 4,5 Milliarden Euro um 14
Prozent über dem Vorjahreszeitraum. Der Jahresüberschuss
stieg von 23 auf 28,8 Millionen Euro. Bis zum Jahresende wird
Deutschlands größter Agrar- und Baustoffhändler voraus-
sichtlich sechs Milliarden Euro erwirtschaften.

Ein wesentlicher Teil des Zu-
wachses geht, wie Vorstands-
vorsitzender Wolfgang Deml
vor der Presse erklärte, auf 
die Fusion mit der Württember-
gischen Landwaren-Zentrale
(WLZ) in Stuttgart zurück. Oh-
ne diesen Effekt wäre das Er-
gebnis auf Vorjahresniveau ge-
blieben, damit allerdings liege
das Unternehmen immer noch
über dem Branchendurchschnitt
Der Segment Bau konnte leicht
zulegen. Mit 1,24 Milliarden
Euro erhöhte sich der Umsatz
um knapp sechs Prozent ge-
genüber der Vergleichszahl des
Vorjahres. Speziell im Baustoff-
handel bedeutet es Marktan-
teilsgewinne, denn die Bran-
che verzeichnet aufgrund der
Diskussion über die Streichung
der Eigenheimzulage weiterhin
Rückgänge. 

Nischenstrategie 

Die Kompetenz im Bereich
Sanierung/Modernisierung
macht den Konzern noch weni-
ger abhängig vom Wohnungs-
bau. Im Baustoffhandel zeigt
sich das in einer Umsatzsteige-
rung um 3,5 Prozent auf 902
Millionen Euro. Die Bau- und
Gartenmärkte spüren nach wie
vor die Zurückhaltung der Kon-
sumenten. Gleichzeitig nehmen
die Verkaufsflächen in den Bal-
lungszentren weiter zu. Dage-
gen verfolgt die BayWa primär
eine Nischenstrategie in Regio-
nen mit geringerer Wettbe-
werbsintensität. Die Konzern-
sparte Bau- und Gartenmarkt
konnte um 13,6 Prozent auf 308
Millionen Euro zulegen. Insge-
samt gibt es jetzt 148 Konzern-
standorte. Das Agrargeschäft
hat weiter unter der Investiti-

onsschwäche der Landwirt-
schaft gelitten. Dazu kam er-
schwerend die Dürre hinzu. Im
Segment Agrar einschließlich
Technik liegen die Umsätze um
gut 12 Prozent über der Vorjah-
reshöhe und erreichen 2,005
Milliarden Euro. Ein großer Teil
der Steigerung kommt aus der
neuen BayWa WLZ-Niederlas-
sung in Württemberg. Beson-
ders erfreulich entwickelt sich
der Geschäftsbereich Energie,
also vor allem das Geschäft mit
Heizöl, Diesel und Schmierstof-
fen. Mit mehr als einer Milliar-
de Euro Umsatz gehört sie mitt-
lerweile zu den wichtigsten Be-
reichen des Unternehmens.

Chancenreicher Kandidat
für den Index

Ende September beschäftigte
der Konzern 15381 Männer und
Frauen in vier europäischen
Ländern, das waren 331 weni-
ger als am Jahresende 2002.
Laut Deml wird der Personalab-
bau wie schon seit Jahren wei-
tergehen. Auf der anderen Seite
ist der Konzern mit einer Aus-
bildungsquote von über zehn
Prozent vor allem in der Bun-
desrepublik mit an der Spitze.
Insgesamt gibt es 1570 Lehrlin-
ge, davon sind 428 Neueinstel-
lungen. Mittelfristig will das
Unternehmen, wie Deml be-
richtete, dem Börsensegment 
S-Dax angehören. Umsatz und
Marktkapitalisierung machten
das Unternehmen zu einem
chancenreichen Kandidaten für
den Index.

Er verwies auf die beein-
druckende Kursentwicklung der
Aktie in diesem Jahr und auf die
kontinuierlichen Dividenden-
zahlungen.                      E. Scholl

Baugenehmigung:

Erzwungene 
Kehrtwende 

Früher war klar: Wer bauen wollte, brauchte eine Baugeneh-
migung. Hatte der Bauherr eine unanfechtbare Genehmigung,
konnte keine Behörde und kein Nachbar gegen den Bau ein-
schreiten. Das nennt man rechtlich Bestandsschutz und wirt-
schaftlich Investitionssicherheit. Und für die Banken bedeute-
te dies ein gutes Stück Sicherheit für ihre Kredite.

Voraussetzung für diesen Bau-
herrnschutz war, dass sein Vorha-
ben allen Anforderungen des Pla-
nungs- und des Bauordnungs-
rechts und des sogenannten Ne-
benrechts, beispielsweise des
Denkmalschutzrechts, des Natur-
schutzrechts und des Wasser-
rechts entsprach. Die Baugeneh-
migung war der Schlusspunkt al-
ler Prüfungen durch die Bau- und
Fachbehörden. Das Oberverwal-
tungsgericht Münster hat erst
kürzlich wieder darauf aufmerk-
sam gemacht, dass die vom
Preußischen Oberverwaltungsge-
richt schon 1885 entwickelte
Schlusspunkttheorie dem Bau-
herrnschutz dient.

Investitionshindernis

Kehrseite einer solchen Geneh-
migung war ein zeitaufwändiges
Verfahren, denn die Baubehörde
musste nicht nur selber umfas-
send prüfen, sondern auch die
Prüfungen der Fachbehörden ab-
warten. Seit den 80er Jahren wur-
de die Verfahrensdauer zuneh-
mend kritisiert. In ihr sahen Poli-
tik und Wirtschaft ein entschei-
dendes Investitionshindernis.

Den ehrenwerten Versuch, den
Prüfungsumfang durch Strei-
chung von bau- und nebenrechtli-
chen Anforderungen zu verrin-
gern und so die Verfahrensdauer
zu verkürzen, haben die Baumini-
ster der Länder im Dezember
1993 aufgegeben. Und die
tatsächliche Rechtsentwicklung
ging sogar in die gegenteilige
Richtung.

Genehmigungsfreistellung

Als Ausweg aus dieser Zwick-
mühle wurde mit der Baurechts-
novelle 1994 die Schlusspunkt-
theorie aufgegeben und der
„mündige Bauherr“ kreiert. Die-
ser Bauherr und die von ihm be-
auftragten Planfertiger und Sach-
verständigen sollten in weitem
Umfang dafür gerade stehen, dass
ihr Vorhaben dem Bau- und dem
Nebenrecht entspricht. Damals
wurde die Figur der Genehmi-
gungsfreistellung geschaffen, wo-
nach ganz ohne Baugenehmi-
gung gebaut werden darf und
muss. Damals wurde auch das
vereinfachte Genehmigungsver-
fahren eingeführt, bei dem das
Baurecht nur eingeschränkt abge-
prüft wird. Nur bei den wenigen
Sonderbauten verblieb es bei der
Vollprüfung. 

Richtig ist, dass diese Deregu-
lierung die Verfahrenslaufzeiten
deutlich gesenkt hat. Unbestreit-
bar ist aber auch, dass die Geneh-
migungsfreistellung keinerlei und
das vereinfachte Genehmigungs-
verfahren nur einen einge-
schränkten Bestandsschutz ver-
mittelt. Die Baubehörde kann al-
so im vereinfachten Verfahren ein
Vorhaben genehmigen und den-
noch den Bau einstellen oder gar
beseitigen, wenn es außerhalb der
von der Baubehörde zu prüfen-
den Sachverhalte gegen das Bau-
recht verstößt. Inzwischen exi-
stieren Baugenehmigungen, die
auf dem gleichen Papier die Bau-
einstellung androhen.

Die von Ministerpräsident Dr.
Edmund Stoiber eingesetzte
Henzler-Kommission zum Abbau
„bürokratischen Ballasts“ hat im
Bericht vom Juli 2003 verlangt,
dass es der Bauherr nur mit einer
Behörde zu tun haben dürfe
(One-Stop-Agency) und die Bau-
genehmigung Investitionssicher-

heit gewährleiste. Damit verlangt
die Kommission die Wiederein-
führung der 1994 abgeschafften
Schlusspunkttheorie, ohne sie
freilich beim Namen zu nennen.
Darüber hinaus hat die Kommis-
sion „umfassende Beratungsan-
gebote durch die Baubehörde“
gefordert. Sie waren vor 1994
selbstverständlich; sie mussten je-
doch als Folge der Baurechtsno-
vellen 1994 und 1998 zurückge-
nommen werden, da die Bau-
behörden wegen geringerer Prü-
fungen weniger Gebühren ein-
nahmen und ihr Personal entspre-
chend ausdünnten.

Am 5. August 2003 hat der Mi-
nisterrat die dritte Stufe der Bau-
rechtsnovelle gebilligt, die in die
Genehmigungsfreistellung auch
gewerbliche Anlagen bis zur Son-
derbautengrenze einbezieht und
die im vereinfachten Verfahren
nur noch Planungsrecht prüft; für
die Einhaltung der Abstands-
flächen und der örtlichen Bauvor-
schriften wie auch für die Errich-
tung der notwendigen Stellplätze
sollen der „mündige Bauherr“
oder die von ihm Beauftragten
abschließend verantwortlich sein.

Das wird zu weiteren Ge-
bührenausfällen bei den Bau-
behörden und zu einem weite-
ren Abschmelzen des Personals
führen. Die Baubehörden werden
dann die von der Henzler-Kom-
mission geforderten „umfassen-
den Beratungsangebote“ auf kei-
nen Fall mehr gewährleisten kön-
nen. Diese Beratungsangebote
werden aber immer wichtiger, je
weiter sich die Behörden aus der
Prüftätigkeit zurückziehen. Denn
immer wieder stellen die Behör-
den fest, dass der „mündige Bau-
herr“ und die von ihm Beauftrag-
ten der neuen Rollenverteilung
seit 1994 nicht gewachsen sind.

Erzwungene Kehrtwende

Im Oktober hat der Ministerrat
auf den Henzler-Bericht reagiert.
Das Kabinett verlangt nunmehr
von der Baubehörde, dass sie an-
stelle des Bauherrn die Fach-
behörden kontaktiert und die ne-
benrechtlichen Beurteilungen in
einem von der Baubehörde zu
vertretenden Bescheid zusam-
menfasst. Das gilt sogar dann,
wenn die Baubehörde - wie etwa
bei der Genehmigungsfreistel-
lung - selbst nichts mehr zu prü-
fen hat. Die Schlusspunkttheorie
soll wieder Gesetz werden, frei-
lich in verstümmelter Form.

Diese von der Wirtschaft er-
zwungene Kehrtwende - dem
Bericht der Henzler-Kommissi-
on liegen ausschließlich Erfah-
rungen von Unternehmen zu-
grunde - sollte Anlass sein, die
dritte Stufe der Baurechtsnovel-
le vorerst zurückzustellen. Statt-
dessen sollte noch einmal vor-
urteilsfrei diskutiert werden,
wie die berechtigten Forderun-
gen nach Investitionssicherheit,
besseren Laufzeiten, umfassen-
der Beratung und Einsparung
von Behördenpersonal unter ei-
nen Hut gebracht werden kön-
nen. Dass dies schwierig ist,
steht außer Frage, denn auf den
ersten Blick schließen sich die-
se Anforderungen gegenseitig
aus. Fest steht aber auch, dass
mit der dritten Stufe der Bau-
rechtsnovelle der Ausgleich
zwischen den widerstreitenden
Anforderungen nicht gelingt,
sondern die Schwächen der bis-
herigen beiden Novellen poten-
ziert werden.                          IBSt
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Bürger sind einzubeziehen, dür-
fen nicht passiv zuschauen und
sind auch ständig zu informie-
ren.

Letztendliche Entscheidung
beim Gemeinderat

Wichtig ist aber auch: Der
Gemeinderat bleibt das ent-
scheidende Gremium. Nicht
weniger wichtig ist aber die In-
formation der Bevölkerung.
Aus der Erkenntnis „Was will
das Dorf?“ sind mit und aus ei-
nem Leitbild konkrete Planun-
gen und Maßnahmen zu ent-
wickeln. Es sind nicht leere
Köpfe und Herzen angesagt,
wir müssen die Qualität unserer
Orte wieder erkennen, war von
Diskussionsredner Ferdinand
Bisle von der Direktion für
ländliche Entwicklung in
Krumbach zu vernehmen.

Der Kreistag von Günzburg
unterstützt mit einem eigens
aufgelegten Förderprogramm
die Bemühungen um bedeuten-

Gemeinden von der 
Wohnungsaufsichtspflicht

entbinden!
Gemeindetag: Vorschriftenabbau ist möglich 

Der Bayerische Gemeindetag fordert die Bayerische
Staatsregierung auf, die Gemeinden und Städte aus der
Verpflichtung zu entlassen, auf die Beseitigung von Woh-
nungsmissständen hinzuwirken. „Diese gemeindliche Auf-
gabe hat sich längst durch den immer stärker geworden
Mieterschutz im Mietrecht überholt,“ sagte Dr. Uwe
Brandl, Präsident des Bayerischen Gemeindetags.

„Das Wohnungsaufsichtsgesetz gibt den Gemeinden Befug-
nisse, die in der Praxis kaum durchsetzbar sind. Wohnungs-
missstände, wie Schimmel, Feuchtigkeit, Ungeziefer oder feh-
lende Heizung in Mietswohnungen müssen ohnehin vom Ver-
mieter beseitigt werden.“ Der Gemeindetag plädiert daher für
eine ersatzlose Aufhebung des wohnungsaufsichtlichen Teils
des Wohnungsaufsichtsgesetzes. 

Das Wohnungsaufsichtsgesetz aus dem Jahre 1974 ver-
pflichtet die Gemeinden, auf die Einhaltung von Mindestan-
forderungen an gesunde Wohnverhältnisse im Gemeindege-
biet zu achten. So gibt ihnen das Gesetz das Recht, beispiels-
weise Vermieter, die keine Toiletten, Heizungen oder Öfen in
ihren vermieteten Wohnungen eingebaut haben oder durch-
feuchtete oder verschimmelte Wohnräume dulden, zur Besei-
tigung dieser Mängel aufzufordern und entsprechende Anord-
nungen zu treffen. 

In der Vergangenheit hat sich jedoch herausgestellt, dass die
wohnungsaufsichtlichen Befugnisse der Gemeinden „ein
stumpfes Schwert“ gegenüber gewissenlosen Vermietern sind.
Die gemeindlichen Anordnungen sind schwer durchsetzbar.
Sicherheitsrechtliche Anordnungen nach dem Bau-, Gesund-
heits-, Seuchen- bzw. Infektionsschutz- und allgemeinen Si-
cherheitsrechts bieten wesentlich bessere Durchsetzungskraft. 

„Wir fordern den Freistaat auf, hier einen Beitrag zum
Bürokratieabbau und zur Lichtung des Vorschriftendschungels
zu leisten. Das Wohnungsaufsichtsgesetz ist für die Gemein-
den kaum praktikabel und gehört deshalb ersatzlos aufgeho-
ben“ so Brandl.                                                                         ?

Leerstehende Gebäude an ortsbildprägender Stelle erfordern
dringend eine Problemlösung.                       Text und Bild: Joas

nicht ganz einfaches Unterfangen.

Informelle Planung

Der gemeindliche Rahmen-
plan ist und bleibt eine infor-
melle Planung ohne Rechtswir-
kung und unterliegt keinen ge-
setzlichen Vorschriften. Ein her-
kömmliches Verfahren ist nicht
anzuwenden. Wichtig dabei ist,
dass die Belange in einem Dorf
sehr vielschichtig sind und prä-
zise ermittelt werden müssen.
Grundstück für Grundstück muss
abgegangen und die Bedürfnisse
müssen abgefragt werden.

Bürger- und Sozialkultur

Im Sinne der Agenda bzw. der
neuen Bürger- und Sozialkultur
sind Individualität, Partizipation
und Transparenz gefragt. Die

de Einzelanwesen. Bezuschusst
wird neben der Planung auch
die Ausführung dieser Vorha-
ben. Helfen sollen auch von Ar-
chitekten auszuarbeitende inn-
erdörfliche Einzelkonzeptpla-
nungen, die die verschiedenen
Möglichkeiten einer dörflichen
Entwicklung beispielhaft auf-
zeigen sollen. 

Gebäudebörse

Nachdem viele Eigentümer
von alten Höfen und Gebäuden
aber aus verschiedenen Grün-
den meist nicht in der Lage
sind, eine Umnutzung zu finan-
zieren, wurde eine Gebäudebör-
se auf die Homepage des Land-
kreises ins Internet gestellt, die
unter www.landkreis-guenz-
burg.de/lkgz/buergerinformati-
on/ abzurufen ist.                   ?

V.l.: Vergaberechtsspezialist Prof. Wolfgang Heiermann, Land-
rat Georg Huber, Rechtsanwältin Andrea Kullack, Rechtsan-
walt Alfred Sauter, MdL.                                                               ?

Vergabemanagement
im Blickpunkt

Informationsveranstaltung am Landratsamt 
Mühldorf a. Inn fand großes Interesse

Vor 60 Landräten, Bürgermeistern und Vergabereferenten be-
grüßte der Landrat des Landkreises Mühldorf a. Inn, Georg
Huber, die Vergaberechtsspezialisten Prof. Wolfgang Heier-
mann - VOB-Kommentator - und Rechtsanwältin Kullack, Ge-
schäftsführerin des Vergabezirkels der Deutschen Gesellschaft
für Baurecht e.V. München - Frankfurt/Main.

Im Rahmen einer eintägigen
Veranstaltung am Landratsamt
Mühldorf a. Inn erläuterten Prof.
Wolfgang Heiermann und Rechts-
anwältin Andrea Kullack aktuelle
Fragen des neuen Vergaberechts.
Vorrangiges Ziel der Veranstal-
tung war es, die Vertreter der öf-
fentlichen Auftraggeber bei der
rechtskonformen und ermessens-
fehlerfreien Anwendung des Ver-
gaberechts zu unterstützen.

Die Referenten hoben daher
insbesondere die Notwendigkeit
des Vergabemanagements hervor,
um sicherzustellen, dass dringend
zu verwirklichende Bauprojekte
der Kommunen nicht durch Ver-
gabestreitigkeiten vor Vergabe-
kammern und Vergabesenaten an
den Oberlandesgerichten in ihrer
Durchführung gestört werden.

Es wurden Wege aufgezeigt,
um kostenpflichtige Nachprü-
fungsverfahren und gerichtliche
Auseinandersetzungen, vor allen
Dingen über Schadensersatzan-
sprüche von Bietern und Auftra-
gnehmern, zu vermeiden. Aktuel-
le Entwicklungen, Neuerungen
und Änderungen des Vergabema-
nagements, wie die fortdauernde
Diskussion über die Privatisie-
rung staatlichen Handelns oder
die künftige elektronische Be-
schaffung, wurden ebenfalls in
die Darstellung einbezogen.

Neben einer allgemeinen Ein-
führung in das öffentliche Auf-
tragswesen wurden aber auch

ausführlich der persönliche und
sachliche Anwendungsbereich
der Vorschriften und die grundle-
genden Vergabebestimmungen
und Vertragsbedingungen darge-
stellt und erläutert. Die sogenann-
ten vergabefremden Aspekte, wie
beispielsweise die Tariftreuerege-
lung und Lehrlingserlass, kamen
ebenso zur Sprache wie der neue
subjektive Rechtsschutz für den
Bieter oberhalb des Schwellen-
wertes und der Rechtsschutz nach
Haushaltsrecht unterhalb des
Schwellenwertes.

Rechtsanwältin Andrea Kul-
lack ging im einzelnen auch auf
die Struktur des Vergabemana-
gements aus der Sicht des öffent-
lichen Auftraggebers ein. Sie be-
handelte anhand von zahlreichen
praktischen Beispielen die Wer-
tung der Angebote, zeigte die
Wertungsstufen im einzelnen 
auf und erläuterte die Vorausset-
zungen für zwingend auszu-
schließende Angebote. Einen
wesentlichen Ausschlag gaben
von der Referentin aufgezeigte
Kriterien für den Ausschluss von
Bietern mangels Zuverlässigkeit.
Die Eignung der Bieter, die Be-
handlung fehlender Erklärungen
und des Nachunternehmereinsat-
zes waren ebenso wichtige The-
menschwerpunkte der Veranstal-
tung wie die Behandlung von
Unterkostenangeboten, Ände-
rungsvorschlägen und Nebenan-
geboten. ?

Innenstaatssekretär Georg Schmid:

„SPD bei Staatsstraßen ohne Sinn
für finanzpolitische Realitäten“

„Der bayerische Staatshaushalt ist nach wie vor solide, leidet je-
doch massiv unter den von der Bundesregierung verschuldeten
Steuerlöchern. Deshalb muss auch im Freistaat Sparen oberste
Priorität haben“, erklärte Innenstaatssekretär Georg Schmid.

Wer wie die SPD-Bundes-
tagsabgeordneten Heinz Paula
und Gabriele Fograscher vor
diesem Hintergrund den bayeri-
schen Staatsstraßenetat anpran-
gert, lasse jeden Blick für die fi-
nanzpolitische Realität missen.
Die Staatsregierung messe dem
Staatsstraßenbau nach wie vor
hohe Priorität bei, weil sie um
die Bedeutung dieser Investitio-
nen auch für die Wirtschaft

weiß. Wenn die SPD mehr Geld
für den Staatsstraßenbau forde-
re, müsse sie auch darlegen,
woher diese Mittel bei dem be-
grenzten Finanzrahmen kom-
men sollen.

Die Bayerische Staatsregie-
rung jedenfalls setze wie schon
bisher auf solide Staatsfinanzen
und zugleich auf eine möglichst
hohe Investitionskraft, so der
Staatssekretär .                       ?

Die Zukunft unserer Dörfer 
Fachtagung der Hanns-Seidel-Stiftung klärt auf

Deisenhausen/Lkr. Günzburg - Ausweisung von Bauland auf
grüner Wiese bei immer mehr leer stehenden Häusern und
Gehöften mitten im Ort - damit muss Schluss sein. „Rettet un-
sere Dörfer!“ lautet der Hilferuf. Sehen wir die Bedrohung und
die daraus entstehenden Gefahren überhaupt? Von welcher
Bedrohung und von welcher Gefahr sprechen wir eigentlich?
Ist uns allen bewusst, vor welchen existenzbedrohenden Ver-
änderungen unsere Dörfer im ländlichen Raum wir überhaupt
stehen? Damit beschäftigt sich auch ein Arbeitskreis „Dorfent-
wicklung“ im Landkreis Günzburg.

Welche Möglichkeiten haben
die Gemeinden dem Flächenfraß
einerseits und der Verödung der
Ortskerne andererseits entgegen
zu wirken? Welche Chancen bie-
ten der gemeindliche Rahmen-
plan und der innerörtliche Be-
bauungsplan? Dazu informierte
Dr. Franz Dirnberger, Jurist beim
Bayerischen Gemeindetag, in
der alten Schule in Deisenhausen
bei einer äußerst gut besuchten
öffentlichen Veranstaltung der
Hanns-Seidel-Stiftung. Dies ver-
anlasste den Referenten zur Ein-
gangsbemerkung: „Die Schwa-
ben haben eben doch ein stark
ausgeprägtes Bewusstsein für
Heimat“.

Die Ausgangslage

Im Landkreis Günzburg gibt
es 34 Gemeinden mit 155 Ort-
schaften und Weiler. 140 (90
Prozent) davon haben weniger
als 1500 Einwohner, sind also

Dörfer. In diesen leben ca. 50
Prozent der Einwohner des
Landkreises. Aufgrund des an-
haltenden Strukturwandels in
der Landwirtschaft stehen in
diesen Dörfern immer mehr
landwirtschaftliche Anwesen
leer.

Drohender Verfall

So ist die Anzahl der land-
wirtschaftlichen Betriebe in
fünf Jahren von 1995 bis 2000
von zunächst 1996 auf 1557 ge-
sunken - ein Minus von 22 Pro-
zent. Seit 1949 gaben 4304
Landwirte ihren Hof auf. Zur
Zeit wird nur noch jede dritte
Landwirtschaft im Vollerwerb
geführt. Viele dieser Betrie-
be sind bereits ausgesiedelt.
Zurück bleiben im Altort unge-
nutzte landwirtschaftliche An-
wesen an meist ortsbildprägen-
der Stelle. Verfall und Abbruch
drohen unweigerlich.

Haftungsfrage

Was kann die Gemeinde tun,
wenn dann ein Bauträger mit
unerwünschten und unpassen-
den Planungen auftaucht? „Den
Ratsmitgliedern steht keine Er-
messensentscheidung zu, sie ha-
ben das Baurecht anzuwenden“,
führte Dr. Dirnberger in die Ma-
terie ein. Dahinter steckt auch
eine Haftungsfrage. Angesagt
sind Veränderungssperre, Zu-
rückstellung des Bauplanes und
Aufstellung eines Bebauungs-
planes. Dieser sollte wiederum
schlank, flexibel, bürgernah,
einfach, für jedermann ver-
ständlich, rechtssicher und ge-
richtsfest, ökologisch, ökono-
misch und sozial sein, grundsätz-
lich eine ganzheitliche Planung
ermöglichen. - Ein in der Tat
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Krankenhäuser im Landkreis Rottal-Inn:

Versorgung auf hohem
Niveau bleibt gesichert 

Die Kreiskrankenhäuser im Landkreis Rottal-Inn stehen vor
der größten Umstrukturierung ihrer Geschichte. „Das Ziel, ei-
ne flächendeckende Versorgung unserer Bürgerinnen und
Bürger in der stationären Krankenhausversorgung auf hohem
Niveau zu sichern, kann nur durch zwar einschneidende, aber
eben auch sinnvolle Umstrukturierungsmaßnahmen erreicht
werden“, betonte Landrätin Bruni Mayer bei der Vorstellung
des entsprechenden Aufsichtsratsbeschlusses. 

Die augenfälligsten Änderun-
gen betreffen die beiden Häuser
Pfarrkirchen und Eggenfelden.
„Beide Kliniken geben Teile ih-
res Angebotes ab, werden aber
in anderen Bereichen deutlich
gestärkt“, machte Bruni Mayer
klar. Im Klartext bedeutet dies:
Alle operativen Fachabteilun-
gen werden im Krankenhaus
Eggenfelden zusammengeführt,
die chirurgische Abteilung am
Krankenhaus Pfarrkirchen zieht
nach Eggenfelden um.

Die Short-Stay-Chirurgie am
Simbacher Krankenhaus wird
dort erhalten bleiben, am Pfarr-
kirchner Krankenhaus soll eine
chirurgische Praxisklinik einge-
richtet werden, so dass die Ver-
sorgung kleinerer Verletzungen
auch hier gesichert ist. Die Ärz-
te, die derzeit noch an der Klinik
chirurgische Operationen durch-
führen, sollen, so sieht es das
Konzept zur Umstrukturierung
vor, ihre Patienten in Zukunft in
Eggenfelden behandeln.

Das Kreiskrankenhaus Pfarr-
kirchen soll den Vorstellungen
des Aufsichtsrates zufolge zu ei-
nem Fachkrankenhaus für Inne-
re Medizin ausgebaut werden.
Zudem soll in Pfarrkirchen ein
Zentrum für Seniorenmedizin
errichtet werden. Die erfolgrei-
che geriatrische Reha soll wei-
ter ausgebaut werden.

Eine einschneidende Ände-
rung kommt für das Kranken-
haus Simbach a. Inn: hier wird
die Abteilung für Rheumatolo-
gie aufgelöst, allerdings wird
derzeit, wie Thomas A. Kräh er-
läutert, die Einrichtung einer
Praxisklinik geprüft, die sich
auf die Behandlung von Rheu-
mapatienten spezialisiert. Ände-
rungen werden sich in Simbach
auch für die Diabetologie erge-
ben - sie wird in Eggenfelden
eine neue Heimat finden.

Die Innere Medizin im Sim-
bach a. Inn wird auch in Zu-
kunft ein Schwerpunkt am Sim-
bacher Krankenhaus bleiben.
Darüber freut man sich auch

jenseits der Grenze: Die geplan-
te enge Kooperation mit dem
Krankenhaus in Braunau basiert
nicht zuletzt auch auf dem me-
dizinischen Angebot in Sim-
bach a. Inn, wo in der ebenfalls
sehr erfolgreichen Abteilung für
Psychosomatik die Anzahl der
Betten sogar noch erhöht wird.

Vorteile für Patienten

„Wir sind uns natürlich be-
wusst, dass manche der geplan-
ten Änderungen auch zu Dis -
kussionen in der Bevölkerung
führen werden“, stellte Bruni
Mayer fest. Bei genauerer Be-
trachtung sei aber deutlich zu
erkennen, dass für den Patienten
viele Vorteile, aber keine Nach-
teile entstehen würden. „Rings-
um werden in anderen Land-
kreisen Krankenhäuser ganz ge-
schlossen, wir können diesen
Verlust an bürgernaher Infra-
struktur mit dem jetzt auf den
Tisch gelegten Konzept verhin-
dern“, erklärte die Landrätin,
die auf die Feststellung Wert
legt, dass die Millionendefizite,
die auch in den Kliniken im
Kreis Rottal-Inn entstanden
sind, nicht durch den Landkreis
oder die Krankenhäuser selbst
verschuldet werden: „Unsere
Kliniken haben alle Sparpoten-
ziale ausgeschöpft, aber wir
müssen der Tatsache ins Gesicht
sehen, dass finanzielle Spielräu-
me im gesamten deutschen Ge-
sundheitswesen immer enger
werden“.

Es habe angesichts des enor-
men Kostendrucks, der auf den
Landkreis durch die Kranken-
häuser ausgeübt werde, keinen
Sinn, sich vor unangenehmen
Entscheidungen zu drücken,
wenn sie derart dringlich sind.
Die Mitglieder des Aufsichtsra-
tes hätten mit ihrer Zustimmung
bewiesen, dass sie jenseits aller
„Kirchturmpolitik“ das Interes-
se aller Menschen im Landkreis
Rottal-Inn vertreten, so Bruni
Mayer.                                       DK

Landesgartenschau Burghausen 2004:

Ritter, Rosen und Ressourcen
Ganz Burghausen bekommt ein blühendes Gesamtkonzept.
Wenn vom 23. April bis 3. Oktober 2004 die Landesgarten-
schau ihre Pforten öffnet, wird eine ganze Stadt zum Gesamt-
kunstwerk. Unter dem Motto „Ritter, Rosen und Ressourcen“
wird die Salzachmetropole Gelegenheit haben, „ihren beson-
deren Reiz aus dem Kontrast von High-Tech und Historie“, so
1. Bürgermeister Hans Steindl, exponiert darzustellen.

Die Landesgartenschau ver-
bindet den Stadtpark in der
Neustadt mit der Burg, und
diese wiederum ist nur wenige
Minuten vom ruhigen Wald-
park entfernt, der den Über-
gang von der stolzen Stadt zur
freien Natur darstellt. Es steht
nicht ein isoliertes Garten-
schaugelände im Mittelpunkt,
sondern überall in der Stadt
findet „Gartenschau“ statt -
auch weil sich die Burghauser
mit der Schau identifizieren
und auseinandersetzen. 

Die Burg

Die Burghauser Burg ist Teil
der Stadt, so wie sie Teil des
Stadtnamens und deswegen
ein Hauptdarsteller der Lan-
desgartenschau ist. In den
Burghöfen gibt es faszinieren-
de Beispiele dafür, wie Men-
schen, Tiere und Pflanzen die-
se riesige Anlage mit Leben
erfüllen können. Handwerker
zeigen alte Techniken, Burg-
schafe weiden auf den Burg-
hängen, Burgbienen sorgen für
Burghonig, es gibt Nutz- und
Liebesgärtchen - mit einem
Wort: das ganze Leben auf ei-
ner eigenständigen Burg.

Der Stadtpark

Zentrales Ausstellungs-
gelände der bayerischen Lan-
desgartenschau 2004 ist der
Stadtpark in der Neustadt
Burghausens. Vor über 80 Jah-
ren hatten zwei Architekten
die Idee, eine Gartenstadt aus
der Neustadt zu machen. Doch

irgendwie wurde nichts aus
den Plänen. Jetzt belebt die
Landesgartenschau diese Idee
wieder mit neuem Leben. Nur,
dass nicht nur die Neustadt,
sondern die ganze Stadt „Gar-
tenstadt“ wird.

Garten-“Kabinette“

16 Garten-“Kabinette“ span-
nen einen Bogen zwischen
„Feuchtigkeit“ und „Trocken-
heit. Mal sprechen sie mit 
besonderen Farben, mal mit
besonderen Blattformen und
mal mit besonderen Düften
die unterschiedlichsten Ge-
schmäcker an. 16 Gärten mit
16 sprechenden Namen: vom
feuchten Farngarten über den
Wiesen- und Pfingstgarten bis
hin zum eher trockenen Erika-
Garten oder Kies- und Felsen-
garten. Ein Erlebnis anderer
Art bietet der Stangenwald,
der mit seinen rot gestrichenen
Baumpfählen einen angeneh-
men Kontrast zum Grün des
Rasens darstellt.

Gelegenheit zum Sport

Es gibt Wald, es gibt große
weite Flächen, auf denen man
liegen oder laufen kann. Oder
Fußballspielen. Es gibt zudem
einen Beachvolleyball-Platz,
auf dessen Sand man vielleicht
sportliche Strandgefühle hat,
und es gibt eine Skaterbahn.
Außerdem haben die Organi-
satoren einen Picknickweg für
diejenigen vorgesehen, denen
Brotzeit ebenso wichtig ist
wie Freizeit.                         DK

Schule der Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten:

Qualitätsmanagement und
Programmentwicklung

Besinnliches  zum Advent  - Bewegender Abschied von 
Altbezirkstagspräsident Dr. Georg Simnacher

Die Schule der Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten
(SDL) sieht sich der eigenständigen Entwicklung des ländli-
chen Raumes verpflichtet, dies bekräftige der scheidende  Vor-
standsvorsitzende Dr. Georg Simnacher in der Jahreshaupt-
versammlung des Vereins. Im ländlichen Raum Akzente set-
zen, sich auf eigenen Kräfte konzentrieren, Freiräume für Mit-
wirkung zu ermöglichen, stärkt das Gemeinwesen und fördert
das bürgerschaftliche Engagement in den Kommunen. Diese
Aufgaben hat laut Simnacher, die Schule der Dorf- und Land-
entwicklung hervorragend gemeistert, dafür sprächen steigen-
de Seminar- und Teilnehmerzahlen. 

Simnacher lobte das praxisna-
he Angebot der SDL, das den
Gemeinden und Regionen Hilfe-
stellung und Unterstützung in
schwierigen Zeiten biete.

10 Jahre erfolgreiche Arbeit,
steigende Seminar- und Teil-
nehmerzahlen  bedeuten laut
Prof. Auweck, Leiter des
Hauptausschusses, sich nicht
auf den Lorbeeren auszuruhen,
sondern dieser Erfolg ist Anlass
und Ansporn, das Programm
der Schule  zu überdenken, zu
bewerten und weiter zu ent-
wickeln. Die Evaluierung des

Angebotes dient dem Aufbau
des künftigen Qualitätsmanage-
ments, der Kontaktpflege zu
den Gemeinden und der Gestal-
tung  eines  aktuellen und pra-
xisnahen Angebotes. Wichtige
Zukunftsthemen wurden bereits
ins neue Programm aufgenom-
men. Diese Seminare beschäfti-
gen sich mit Wirtschaft und
Kommune, Nahversorgung im
ländlichen Raum sowie der In-
nerortsentwicklung. 

Das Qualifizierungspro-
gramm „Der Bürgermeister als
des Manager des Wandels“ un-

terstützt Bürgermeister bei ihrer
Aufgabe, den Wandel  der Ge-
meinden hin zu kommunalen
Entwicklungsagenturen optimal
zu meistern. In diesem Kontext
stehen auch Seminare zur Öf-
fentlichkeitsarbeit. In den 50
beschriebenen Veranstaltungen
des neuen Rahmenprogrammes
können sich die Gemeinden „Fit
für die Zukunft“ machen. 

Im Rahmen der Mitglieder-
versammlung wurde ein neuer
Vorstand gewählt. Als gutes
Zeichen werten die Mitglieder,
dass Bezirkstagspräsident Jür-
gen Reichert die Funktion des
Vorstandsvorsitzenden über-
nimmt. Eng verbunden mit der
SDL fühlt sich Staatsminister
Miller,  er übernimmt trotz um-
fangreicher Pflichten die  Funk-
tion des stellvertretenden Vor-
sitzenden. Der zweite Stellver-
treter ist der Präsident der Di-
rektion für Ländliche Entwick-
lung, Krumbach, Johann Huber.

Unter diesem Motto stand

die Feierstunde, die ganz der
Ehrung und Verabschiedung des
hochverdienten Vorstandsvor-
sitzenden Dr. Georg Simnacher,
gewidmet war. In einer bewe-
genden Rede würdigte Ministe-
rialrat Dr. Peter Jahnke in Ver-
tretung von Minister Josef Mil-
ler die Verdienste Simnachers
bei der Gründung und dem Auf-
bau der Schule. Das wiederbe-
lebte Kloster Thierhaupten
strahle und wirke durch sein
persönliches Engagement weit
über Thierhaupten in den ländli-
chen Raum Schwabens und
Oberbayerns. Dr. Jahnke über-
reichte Dr. Georg  Simnacher
die Ernennungsurkunde zum
Ehrenvorstandsvorsitzenden
des Vereins SDL.

„Loba, Komplimente maha,
Lösunga füar hoikle Sacha, un-
terstütza motiviera, ond nie da
Humor verliera.“- so charakteri-
sierte Hermann Maucher den
frisch ernannten Ehrenvor-
standsvorsitzenden, dessen
Handschrift nicht nur in Thier-
haupten, sondern in ganz
Schwaben zu finden ist.

Wer sich für das Rahmenpro-
gramm der SDL Thierhaupten
interessiert, kann es direkt unter
Tel.: 08271/41441 oder per
Email unter SDL.Thierhaup-
ten@t-online.de ab Februar
2004 anfordern. Informationen
sind auch im Internet unter sdl-
thierhaupten.de abrufbar.         ?

Dr. Simnacher und der neue Vorstandsvorsitzende Jürgen
Reichert, Bezirkstagspräsident von Schwaben.                            ?

Landkreis Günzburg:

Wettbewerb 
„Ökologisches Bauen“
Die stolze Zahl von 53 Wettbewerbsteilnehmern macht deut-
lich, dass im Landkreis Günzburg großen Wert auf die Ver-
wendung ökologischer Baustoffe sowie und energiesparendes
Bauen gelegt wird. In der Zeit von Juni 2001 bis zum Mai 2003
hatten Bauherren, die bei der Errichtung Ihrer Gebäude posi-
tive Beiträge auf dem Gebiet des ökologischen Bauens vorwei-
sen können, Gelegenheit, sich für diesen Wettbewerb anzumel-
den. Teilnahmevoraussetzung war, dass sich die Objekte im
Landkreis Günzburg befinden. Es konnte sich dabei um Neu-
bau- wie auch um Altbauvorhaben handeln. 

Aufgrund der vielen guten
Beiträge, entschied sich die
Fachjury mehrere Preisträger zu
ermitteln. So wurden die Objek-
te zunächst in die beiden Kate-
gorien Neubau und Altbau ein-
geteilt. Bei den Neubauten sind
deshalb drei erste Preisträger,
drei zweite Preisträger sowie
insgesamt neun dritte Preisträ-
ger ermittelt worden.

Preisvergabe

Für den Bereich Altbau wur-
den ebenfalls drei erste Preise
und jeweils ein zweiter und ein
dritter Preis vergeben. Darüber
hinaus ist im Bereich Altbau
und Neubau jeweils ein Sonder-
preis vergeben worden. Das
vom Landkreis Günzburg aus-
gelobte Preisgeld von insgesamt
10.000 Euro ging mit jeweils
1.000 Euro an die Ersten
Preisträger sowie an den Son-
derpreis Altbau und mit jeweils
500 Euro an die zweiten
Preisträger. Die Dritten Gewin-
ner erhalten jeweils 100 Euro. 

Der Landkreis Günzburg hat-
te im Rahmen der Agenda 21

den Wettbewerb „Ökologi-
sches Bauen“ ausgelobt, um
auf umweltverträgliches und
gesundes Bauen aufmerksam
zu machen.

Bewertungskriterien

Die angemeldeten Gebäude
wurden von einer Fachjury im
Rahmen einer Bewertungsfahrt
vor Ort beurteilt. Bewertet
wurde, ob natürliche Energie-
quellen genutzt werden und
ökologische Baustoffe verwen-
det wurden. Weitere Bewer-
tungskriterien waren die bauli-
che Energiebewahrung, die
Haustechnik und städtebauli-
che bzw. gestalterische Aspek-
te ebenso wie die naturnahe
Gestaltung der Außenanlagen
und die Regenassernutzung
bzw. -versickerung. 

Eine Ausstellung über die
prämierten Anwesen war bis
vor kurzem im Landratsamt
Günzburg zu sehen. Im neuen
Jahr ist die Ausstellung für in-
teressierte Bürgerinnen und
Bürger im Rathaus in Krum-
bach aufgebaut.                     ?

Gemeinde Schwabhausen:

Wichtige Impulse für
Gewerbegebiet

Die Gemeinde Schwabhausen gibt mit ihrem Gewerbegebiet
„nördlich der äußeren Münchener Straße“ im oberbayeri-
schen Raum Impulse. Im Infobrief „Planen und Bauen in
Oberbayern“ der Regierung von Oberbayern wird das
Schwabhauser Gewerbegebiet als Musterbeispiel aufgeführt.
Dabei wird verdeutlicht, „wie Gemeinden durch eine gute
städtebauliche Planung und Betriebe durch einen hohen ge-
stalterischen Anspruch Zeichen für eine Verbesserung des
Ortsbildes gesetzt haben“. 

Im Jahr 1995 wurde der Be-
bauungsplan in enger Zusam -
menarbeit zwischen Bürgermei-
ster, Gemeinderat, dem Pla-
nungsbüro „Zwischenräume“
aus München und dem Kreisbau-
meister innerhalb von nur neun
Monaten aufgestellt. „Genau der
richtige Zeitpunkt“, so Bürger-
meister Josef Mederer, denn in-
nerhalb weniger Monate konnten
sich die ersten Betriebe in der
Gemeinde Schwabhausen ansie-
deln.

Neben der bereits vorhandenen
handwerklichen Struktur haben
sich zwischenzeitlich renom-
mierte Firmen mit internationa-
lem Ruf angesiedelt. „Wir sind
ein attraktiver wirtschaftlicher
Standort für Betriebe jeglicher
Art und genau das schafft Ar-
beitsplätze vor Ort“, betont Josef
Mederer. Betrachtet man den An-
stieg der in der Gemeinde woh-
nenden und auch beschäftigten
Personen, so geben diese Zahlen
ihm recht. Die Steigerung der in
der Gemeinde beschäftigten Ein-
wohner ist in den Jahren 1999 bis
2001 jeweils um mehr als das
Doppelte im Vergleich zu den
auswärts beschäftigten Gemein-
debürgern gestiegen.

In den vergangenen drei Jahren
stieg die Zahl der Arbeitsplätze

um durchschnittlich 9 Prozent.
Dem Infobrief der Regierung
von Oberbayern zufolge ist das
Besondere an dem Schwabhau-
ser Gewerbegebiet nicht eine
ausgefallene Architektur oder be-
sonders auffällige Einzelbauten.
Vielmehr ordnen sich die einzel-
nen Bauten unter das gesamte Er-
scheinungsbild. 

„Gerade diese Homogenität
führt zu herausragender Qua-
lität“, ist in der Broschüre zu le-
sen. Neben dem „mit bedacht ge-
wählten Standort“ und der An-
ordnung der Baukörper lobt die
Regierung von Oberbayern auch
die Gestaltung der Dachland-
schaft. Auch bei der Umsetzung
waren sich Gemeinde und Land-
ratsamt einig, dass die im Bebau-
ungsplan enthaltene Qualität nur
dann erreicht werden kann, wenn
dessen Festsetzungen auch ein-
gehalten werden. 

Nachdem die meisten Grund-
stücke bereits verkauft sind, hat
die Gemeinde einen zweiten
Bauabschnitt ausgewiesen. „Das
Erweiterungsgebiet kann jeder-
zeit umgesetzt werden. Wir ha-
ben damit die Voraussetzungen
geschafften, damit sich weitere
Betriebe bei uns ansiedeln kön-
nen“, berichtet Bürgermeister Jo-
sef Mederer.                                   ?
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Bayerischer Städtetag/Bezirksversammlung Oberfranken: 

Kommunale Anliegen nicht 
faulem Kompromiss opfern! 

Wenn die Städte und Gemeinden wenigstens die dringendsten
Aufgaben im nächsten Jahr noch erfüllen sollen, brauchen sie
eine sofortige Finanzspritze, forderte der Vorsitzende des
Bayerischen Städtetags, Oberbürgermeister Josef Deimer, bei
der Bezirksversammlung Oberfranken seines Verbandes in
Bayreuth. Nach Expertenschätzung fehlen den Kommunen
Ende des Jahres rund 1,3 Milliarden Euro in den Kassen. 

Deimer verlangte als Sofort-
maßnahme, die Gewerbesteu-
er-Umlage von knapp 29 Pro-
zent auf 9 Prozent zu senken.
Zugleich müsste der kommu-
nale Anteil an der Umsatzsteu-
er von 2,2 Prozent auf 3,6 Pro-

zent angehoben werden. Beide
Maßnahmen brächten den
Kommunen unterm Strich
rund 5 Milliarden Euro bun-
desweit in die Kassen. Damit
würde das zu erwartende Defi-
zit in den kommunalen Haus-

halten im nächsten Jahr spür-
bar verringert.

Verwässerung

Mit Blick auf die derzeit
laufenden Verhandlungen im
Vermittlungsausschuss appel-
lierte Deimer an die Verhand-
lungspartner, keine faulen
Kompromisse bei der Reform
der Gewerbesteuer einzuge-
hen. Bereits die im Gesetzent-
wurf der Bundesregierung
vorgesehene Senkung der
Messzahl zur Berechnung der
Gewerbesteuer für Kapitalge-
sellschaften von 5 Prozent auf
3,2 Prozent verwässere die
Gewerbesteuer-Reform. Vor
allem die Konzerne würden
damit wieder steuerlich bevor-

zugt. Wenn nun auf Drängen
der unionsregierten Länder die
freien Berufe nicht gewerbe-
steuerpflichtig werden sollen,
blieben den Kommunen weni-
ger Gewerbesteuereinnahmen
als nach der gegenwärtigen
Rechtslage. Deimer: „Die In-
teressen der Städte und Ge-
meinden dürfen im Vermitt-
lungsausschuss nicht einem
faulen Kompromiss zwischen
Regierung und Opposition ge-
opfert werden.“

Gewerbesteuer

Eindringlich warnte der Vor-
sitzende in diesem Zusam-
menhang vor Plänen, die Ge-
werbesteuer ganz abzuschaf-
fen. Anlass dafür war, dass die
CDU bei ihrem Leipziger Par-
teitag beschlossen hat, die Ge-
werbesteuer durch kommunale
Hebesätze auf Anteile an der
Einkommensteuer und an der
Körperschaftssteuer zu erset-
zen. Deimer wies darauf hin,
dass die Bundesregierung be-
reits im Jahr 2000 mit einer

Im Bayreuther Rathaus trafen sich die oberfränkischen Mit-
glieder des Bayerischen Städtetags zu ihrer Bezirksversamm-
lung. Im Mittelpunkt der Tagung stand die kommunale Fi-
nanzlage mit Blick auf die Beratungen im Vermittlungsaus-
schuss. V.l.n.r:. Dr. Helmut Schwinghammer, Geschäftsführer
des Bayerischen Städtetags, Oberbürgermeister Josef Deimer,
Vorsitzender des Bayerischen Städtetags, Bayreuths Oberbür-
germeister Dieter Mronz, Bezirksvorsitzender, Regierungsprä-
sident Hans Angerer.                                                     Bild: Natter

Hundert Jahre 
Bayerischer Wald-Verein

Sektion Landshut eine der stärksten und 
traditionsreichsten Bürgerinitiativen Niederbayerns 

1883 wurde in Deggendorf von natur- und heimatbegeisterten
Männern der Bayerische Wald-Verein gegründet. Seine Aufga-
be sollte es sein, durch die Schaffung von Wanderwegen und
den Bau von Schutzhütten die Not im Bayerischen Wald zu lin-
dern und den „Woid“ für Wanderer und Touristen zu er-
schließen, um damit den Fremdenverkehr zu fördern. Dies
sollte dem Gebiet wirtschaftlichen Aufschwung und dem
Waldler eine zusätzliche Existenzgrundlage schaffen.

Zu den Zielen aus der Grün-
derzeit zählten später auch die
Vertiefung der Heimatliebe,
Kulturarbeit, Brauchtumspfle-
ge, Naturschutz, Durchführung
von Wanderungen, Vorträgen
und geselligen Zusammen-
künften. 

Waldler und Beamte

Während in der Folge an ver-
schiedenen Orten innerhalb und
außerhalb des Waldlandes Sek-
tionen als Untergliederungen
des Hauptvereins gegründet
wurden, dauerte es in Landshut
volle 20 Jahre, bis 1903 eine ei-
gene Sektion gegründet wurde.
Die Gründungsmitglieder wa-
ren frühere Waldler und Beamte
wie Lehrer und Polizisten, die
im Wald Dienst geleistet und
ihn schätzen gelernt hatten. 

Historische Höhepunkte

In seiner Festrede zum 100-
jährigen Bestehen des Vereins
im Landshuter Salzstadel wies
der ehemalige Präsident des
Bayerischen Wald-Vereins,
Dr. Heinz Huther, auf Höhe-
punkte in der Geschichte der
Sektion Landshut hin. Er hob
das 50-jährige Stiftungsfest
von 1953 ebenso hervor wie
die Uraufführung der vom
Landshuter Sektionsmitglied
Ferdinand Neumeier kompo-
nierten Waldlermesse in der
St. Konrad-Kirche in Lands-
hut im Jahre 1955, oder das
75-jährige Gründungsfest un-
ter der Schirmherrschaft von
Regierungspräsident Dr. Gott-
fried Schmid, der damals be-
reits Präsident des Bayeri-
schen Wald-Vereins war. 

Beitrag zur Verschönerung

Auch lobte Huther die Idee
der Sektion Landshut, zu
ihrem 80-jährigen Gründungs-
fest auf der Carossa-Höhe ein
Kreuz zum Gedenken an die
verstorbenen Mitglieder auf-
gestellt zu haben. Damit sei
„ein Beitrag zur Verschöne-
rung der Stadt und ihrer Topo-
graphie“ erbracht worden.

Huther betonte, dass ihn im-
mer besonders „der gute Geist

freundschaftlicher Zusammen-
arbeit in der Sektion“ beein-
druckt habe, „der es in sinn-
voller und auch heute noch
notwendiger Arbeitsteilung er-
möglicht, dass den Mitglie-
dern und auch sonst interes-
sierten Landshutern ein um-
fangreiches, vielfältiges und
weltoffenes Vortrags- und
Wanderprogramm geboten
wird, das sich sehen lassen
kann“. In diesem Zusammen-
hang hob der ehemalige Re-
gierungsvizepräsident auch
die europapolitische Dimensi-
on hervor: Für den Verein und
seine Sektionen lägen in der
Öffnung nach Osten „unge-
ahnte und noch gar nicht voll
erkannte Chancen und Mög-
lichkeiten“. 

Freude an der Schönheit

Der Vorsitzende der Sektion
Landshut, Klaus-Bernhard Rich-
ter, betonte, dass ihr Hauptan-
liegen im Schutz der Natur
und in der Bewahrung der Ur-
sprünglichkeit des Bergwaldes
liege. Nur auf diesem Wege
könne die Freude an seiner
Schönheit den Ruhe und Erho-
lung suchenden Menschen
vermittelt werden.

Beständigkeit vermitteln

Der Präsident des Bayeri-
schen Wald-Vereins und Land-
rat im Landkreis Regen, Heinz
Wölfl, lobte wiederum den
enormen Einsatz, den die Ver-
einsmitglieder für diese „wun-
derbare Landschaft“ leisteten.
In der Jubiläums-Festschrift
schreibt er: „In einer Zeit, wo
immer mehr Menschen an ih-
rer Entwurzelung leiden, wo
Werte immer mehr der Belie-
bigkeit weichen, in einer sol-
chen Zeit vermitteln wir vie-
len Menschen Beständigkeit
ohne Rückständigkeit...“

Oberbürgermeister und Schirm-
herr Josef Deimer verwies auf
den Charakter der Waldler:
„Ihre Tugenden wünschen wir
uns alle: Zuverlässigkeit, Ehr-
lichkeit, Heimatverbundenheit.“
Mit der Landshuter Sektion habe
sich eine starke Fraktion des
Vereins etabliert, die aus dem

Vereidigung von Bezirkstagspräsident Richard Bartsch
durch das älteste anwesende Mitglied des Bezirkstags, Be-
zirksrat Fritz Körber.                                                                      ?

Richard Bartsch:

Vom Reiz der
Herausforderung

Neuer Präsident des Bezirkstags Mittelfranken 

Richard Bartsch heißt der neue Präsident des Bezirkstags Mit-
telfranken. Der CSU-Politiker aus Roßtal wurde im Ansbacher
Bezirksrathaus mit 17 von 25 Stimmen ins Amt gewählt. Der
44-Jährige ist hauptberuflich Altenhilfeplaner bei der Stadt
Nürnberg und gehört dem Bezirkstag seit 1986 an. Bartsch hat
damit die Nachfolge von Gerd Lohwasser angetreten, der 13
Jahre lang die Amtsgeschäfte führte.

Bartsch steht nunmehr an der
Spitze der Bezirksverwaltung mit
über 20 Einrichtungen und rund
3500 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern. Der Reiz an der neuen
Aufgabe besteht seiner Ansicht
nach darin, dass die Mischung
aus Sozialem, Gesundheit, Kul-
tur, Bildung, Natur und Umwelt
sowie Regionalpartnerschaften
alle Menschen von Jung bis Alt
betrifft und somit die Bezirkspo-
litik abwechslungsreich und
spannend macht. Bartschs vor-
rangiges Ziel ist es, den Bezirk
durch die finanziell schlechten
Jahre erfolgreich zu führen.

Gefragt nach den Herausforde-
rungen, vor denen der Bezirk
Mittelfranken steht, verweist der
neue Präsident zum einen auf
steigende Ausgaben, weil immer
mehr Menschen pflegebedürftig
werden und die Heimkosten auf
Dauer nicht aus den sinkenden
Renten und dem eigenen Vermö-

gen bezahlen können. Auch gebe
es immer mehr Behinderte in der
Gesellschaft, die eine besondere
Förderung und Betreuung
benötigten. Diesen Mehraufwen-
dungen stünden Einnahmeausfäl-
le aufgrund der schlechten wirt-
schaftlichen Lage in Deutschland
gegenüber.

Hätte er einen Wunsch frei,
denkt Bartsch spontan an eigene
Finanzquellen für den Bezirk, da-
mit dieser unabhängig wird von
staatlichen Leistungen aus Mün-
chen oder der Bezirksumlage, die
von den sieben Landkreisen und
fünf kreisfreien Städten bezahlt
wird. Die eigenen Finanzquellen
sollten dazu noch so stark spru-
deln, dass wieder in Zukunftspro-
jekte investiert werden könnte.
Derzeit, so Bartsch, sei beides al-
lerdings noch Utopie, „aber Poli-
tiker brauchen auch langfristige
Ziele und Perspektiven - gerade
in diesen Zeiten“.                     DK

Kommunale Partnerschaften gesucht
Gemeinsam am Haus Europa bauen wollen zwei Gemeinden

aus der Wojewodschaft Pomorskie (Pommern), der Partnerregion
des Bezirks Mittelfranken. Sie sind deshalb auf der Suche nach
mittelfränkischen Kommunen, die eine Partnerschaft mit ihnen
eingehen wollen. Die Gemeinde Pszczólki, erstmals 1307 ur-
kundlich erwähnt, besteht aus neun Ortsteilen, in denen rund 7000
Einwohner leben. In der landwirtschaftlich orientierten Gemeinde
- Spezialität ist die Bienenzucht - haben sich ebenfalls eine Reihe
von kleineren Industrieunternehmen angesiedelt. Der Ort Leba,
mit seinen etwa 300 Einwohnern, ist ebenfalls an einem kommu-
nalen Erfahrungsaustausch interessiert. Der Ostsee-Badeort mit
Jachthafen liegt im Slovinzinischen Nationalpark. Kommunen,
die an einer deutsch-polnischen Verbindung interessiert sind, kön-
nen sich an Monika Micksch vom Büro für Regionalpartner-
schaften des Bezirks Mittelfranken wenden. Die Adresse lautet:
Danziger Straße 5, 91522 Ansbach, Telefon 0981/4664-1022.  KI

sehr unternehmerfreundlichen
Steuerreform der Wirtschaft
Milliardenentlastungen ge-
bracht habe. Darüber hinaus
belaste die Gewerbesteuer die
Unternehmen ohnehin kaum,
weil sie derzeit als Betriebs-
ausgabe abgesetzt werden
könne. „Wenn wir jetzt“, so
der Vorsitzende, „der Wirt -
schaft weitere 23 Milliarden
Gewerbesteuer erlassen, müs-
sen das die Bürgerinnen und
Bürger in diesem Lande zah-
len. Denn auf die Körper-
schaftssteuer brauchen wir
keine Zuschläge erheben, weil
sie ohnehin nur noch knapp
2,8 Milliarden Euro im Jahr
bringt.“ 

„Lastesel der Nation“

Für Deimer ist es einfach
nicht zu vertreten, dass die Be-
schäftigten in diesem Lande
zum „Lastesel der Nation“ ge -
macht werden. Er wies darauf
hin, dass die Steuern aus Ge-
winnen 1960 noch mit 34,7
Prozent am Gesamtsteuerauf-
kommen beteiligt waren. Heu-
te liegen sie bei rund 12 Pro-
zent. Die Steuern auf Arbeiten
und Verbrauch dagegen sind
von ehemals 37,5 Prozent auf
knapp 80 Prozent angestiegen.
Deimer: „Dies zeigt deutlich,
dass die für das Gemeinwohl
notwendigen Ausgaben immer
mehr von den Arbeitnehmern
und Konsumenten bezahlt
werden, während sich die Un-
ternehmen immer stärker aus
ihrer Gemeinwohlverpflich-
tung zurückziehen.“

Befreiungsschlag

Begrüßt wird vom Städtetag
indes die vom Bundestag be-
schlossene Zusammenführung
von Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe. Die Kommunen er-
hoffen sich von dieser Maß-
nahme eine Entlastung in 
Milliardenhöhe. Vorausset -
zung für diesen finanziellen
Befreiungsschlag ist laut Dei-
mer allerdings, dass das Ar-
beitslosengeld II von der Ar-
beitverwaltung übernommen

wird und die Kommunen da-
durch mögliche Einsparungen
behalten dürfen.

Arbeitsmarktproblem

Die von den unionsregierten
Ländern immer wieder gefor-
derte kommunale Zuständig-
keit für die Langzeitarbeitslo-
sen wird vom Städtetag abge-
lehnt, weil die Städte nicht
in der Lage sind, das Arbeits-
marktproblem zu lösen. Sie
können die Arbeitslosen nicht
überregional vermitteln. Wenn
die Union trotzdem die Zu-
ständigkeit der Kommunen
will, bedeute das letztlich ei-
nen Rückzug des Bundes aus
der Verantwortung für die
Langzeitarbeitslosen.

Diese würden dann künftig
keine Perspektiven mehr für
den Wiedereinstieg in den er-
sten Arbeitsmarkt haben. Die
Arbeitslosen wären auf lokale
Beschäftigungsprogramme an-
gewiesen, die die Kommunen
finanzieren müssten. Der
Bund würde sich dann mit der
Bundesanstalt für Arbeit nur
noch um „Arbeitslose erster
Klasse“ kümmern, die das Ar-
beitslosengeld I erhalten.

Letztlich würde der Rück-
zug des Bundes damit auf dem
Rücken der Arbeitslosen aus-
getragen, die länger als ein
Jahr ohne Arbeit sind und
Städte und Landkreise müs-
sten dafür auch noch die Ze-
che bezahlen.

Unausgegorener Vorschlag

Der Vorschlag des hessi-
schen Ministerpräsidenten Ro-
land Koch, die Zuständigkeit
für die Langzeitarbeitslosen
auf die Länder zu übertragen,
hält der Städtetag für nicht
ausgereift. Letztlich würde die
Aufgabe bei den Kommunen
in den Ländern landen. Für
den Städtetag wäre es eine we-
sentlich bessere Lösung, wenn
es zwischen Bundesanstalt
und Kommunen jeweils zu
Kooperationen käme, um die
Langzeitarbeitslosen optimal
betreuen zu können.            DK

Reigen der städtischen Traditi-
onsvereine nicht mehr wegzu-
denken sei.

Bedeutende Rolle

Regierungspräsident Dr. Wal-
ter Zitzelsberger stellte die be -
deutende Rolle der Sektion
Landshut für die Entwicklung
des Gesamtvereins mit heute
62 Sektionen und über 20.000
Mitgliedern heraus. Ihrer von
echter Heimatliebe getragenen
Arbeit und ihren regen gesell-
schaftlichen und kulturellen
Aktivitäten sei es zu verdan-
ken, dass der Bayerische
Wald-Verein längst selbst „zu
einem überzeugenden Vertreter
und vertrauten Bestand-
teil unserer niederbayerischen

Heimat insgesamt“ geworden
sei.

Landshuts Landrat Josef Ep-
peneder sprach schließlich von
Bayern als einem Land mit
Tradition und Fortschritt, das
durch die Vereinsstruktur ge-
prägt sei. Er plädierte für den
Einsatz gesunder Wälder.
Schließlich seien sie wichtige
Sauerstoffproduzenten.

Schmid Ehrenmitglied

Im Rahmen der Feierlich-
keiten wurde der ehemalige
Regierungspräsident von Nie-
derbayern, Gottfried Schmid,
zum Ehrenmitglied ernannt.
Schmid fungierte selbst 22
Jahre lang als Präsident des
Bayerischen Wald-Vereins.     DK
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Beispielhafte Vorreiterrolle gewürdigt:

Umweltpreis 2003 für die
Gemeinde Bächingen

Landrat Dr. Anton Dietrich: Rekordbeteiligung am Umweltwettbewerb des Land-
kreises Dillingen - 43 Auszeichnungen

Bächingen, Kreis Dillingen (jdt). „Umweltschutz ist heute kein
entbehrlicher Luxus mehr, sondern überlebensnotwendig für uns
und künftige Generationen“, dies betonte der Dillinger Landrat
Dr. Anton Dietrich bei der Verleihung von Auszeichnungen für be-
sonders gelungene Maßnahmen im Bereich des Natur- und Um-
weltschutzes. Vor zahlreichen Ehrengästen zeigte sich Dr. Dietrich
hocherfreut über das ungewöhnlich starke Echo auf den Umwelt-
wettbewerb des Kreises Dillingen, der 1988 erstmals durchgeführt
wurde. Mit 43 Ehrungen gab es eine absolute Rekordbeteiligung. 

Den „Umweltpreis 2003“, mit einer Prämie von 1000 Euro, über-
reichte Landrat Dr. Dietrich an
Bürgermeister Roland Grandel
für die Gemeinde Bächingen. Da-
mit wurde das seit Jahren bei-
spielhafte Engagement Bächin-
gens für Umwelt- und Natur-
schutz gewürdigt und auch der
weit überdurchschnittliche Ein-
satz vieler Bürger belohnt. 

Im „mooseum“, dem Forum
Schwäbisches Donautal, in
Bächingen hob Bürgermeister
Grandel in seinem Grußwort die
überregionale Bedeutung des
„Forum Schwäbisches Donautal“
hervor. Als Betreiber hätten sich
die Arbeitsgemeinschaft Schwä-
bisches Donaumoos e.V., „Do-
nautal-Aktiv e.V.“ und „Lebens-
raum Donauried“ zusammenge-
funden. Die Kosten für das „moo-
seum“ hätten über 1,5 Millionen
Euro betragen.

Hoffnung auf Nachahmer

Landrat Dr. Dietrich stellte in
seiner Ansprache heraus, dass
diesmal unter den 43 Auszeich-
nungen Projekte aus dem Bereich
des technischen Umweltschutzes
mit 29 Preisen eine besonders be-

deutende Rolle spielten. Ange-
sichts der aktuellen Klimaent-
wicklung („...das Wetter scheint
mehr und mehr verrückt zu spie-
len“) rückten technologische
Möglichkeiten der umwelt-
freundlichen Energiegewinnung
wie etwa Solaranlagen und Foto-
voltaikanlagen, immer stärker in
den Vordergrund. Der Landrat
äußerte seine Genugtuung darü-
ber, dass es im Landkreis eine
ganze Reihe von Privatpersonen
und Organisationen gebe, die die-
se Technologie einsetzten und 
damit eine Vorbildfunktion
übernähmen. Zu hoffen sei auf
viele Nachahmer.

Ideale Plattform

Hingewiesen wurde von Dr.
Dietrich auf die ebenfalls beacht-
liche Zahl von Naturschutz-Pro-
jekten, dafür ebenso herzlich dan-
kend. Im Bächinger „mooseum“
gebe es nunmehr eine ideale
Plattform für die Förderung viel-
facher Aktivitäten. Der Gemeinde
Bächingen widmete Dr. Dietrich,
als der Träger des „Umweltprei-
ses 2003, besondere Aufmerk-

samkeit. Schon 1992 habe man
die Gemeinde für vorbildlichen
Naturschutz-Einsatz geehrt. Re-
gistriert wurden die Anlage von
Windschutzhecken und Obst-
baumwiesen, von wechselfeuch-
ten Streuwiesen, Grabenaufwei-
tungen, dazu die aktive Agenda
21-Gruppe.

Größter Kraftakt

Der größte Kraftakt für Bächin-
gen sei die Realisierung des Pro-
jektes „mooseum“ gewesen, mit
einem außergewöhnlichen Enga-
gement der Gemeinde und dem
starken persönlichen Einsatz von
Altbürgermeister und Ehrenbür-
ger Wilhelm Rochau. Für den
ganzen Landkreis stelle das
überörtlich bedeutsame Natur-
schutzzentrum ein Aushänge-
schild dar.

„Bürger-Sonnen-
Kraftwerk“

Besondere Bedeutung hätten in
Bächingen auch Maßnahmen im
technischen Umweltbereich. Be-
zeichnend dafür nannte Dr. Die-
trich, dass neben der Gemeinde
jetzt noch neun Privatpersonen
aus Bächingen für die Errichtung
von Solar- und Fotovoltaik-Anla-
gen ausgezeichnet werden könn-
ten. Darüber hinaus habe die
Bächinger Gesellschaft „Bürger-
Sonnen-Kraftwerk“ inzwischen
die dritte Fotovoltaik-Anlage auf
öffentliche Gebäude in Bächin-
gen errichtet. Dem Bürgermeister
Grandel, dem Gemeinderat und
den Bürgern sprach Dietrich sei-
ne große Anerkennung aus.
Bächingen habe eine Vorreiterrol-
le im Landkreis inne.

Heizkosten gespart

In die Ehrungen konnten weite-
re Gemeinden einbezogen wer-
den. Die Stadt Höchstadt wurde
ausgezeichnet für die Anlage ei-
nes Dorfangers im Stadtteil
Schwennenbach, mit Erhaltung
und Nachpflanzung eines alten
Baumbestandes. In Vertretung
von Bürgermeisterin Hildegard
Wanner nahm zweiter Bürger-

meister Josef Sing die Urkunde
entgegen. Gleich zweimal konn-
te der Bissinger Bürgermeister
Michael Holzinger zur Entge-
gennahme von Prämien vortre-
ten. Die Marktgemeinde wurde
gewürdigt für die Anlage einer
Streuobstwiese, in Zusammen-
arbeit mit der Jagdgenossen-
schaft Oberliezheim und dem
Obst- und Gartenbauverein Bis-
singen. 

Der Schulverband Bissingen
hat eine Holzhackschnitzelanlage
zur Beheizung des Schulzen-
trums sowie alter und neuer
Sporthalle und der Schießanlage
des Schützenheimes eingebaut.
Eine spätere Anbindung des
kirchlichen Kindergartens ist ge-
plant. Ein Zyklonabscheider wur-
de zur Verringerung der staubför-
migen Emissionen eingebaut.
Dadurch ergibt sich eine Vermin-
derung des CO2-Ausstoßes um
etwa 220 Tonnen jährlich. Rund
50.000 bis 60.000 Liter Heizöl im
Jahr werden eingespart.

Einmalig im 
Regierungsbezirk

Bürgermeister Wilhelm Gumpp, 
Blindheim, konnte sich über die
Ehrung seiner Gemeinde freuen.
Auf gemeindeeigenen Grund-
stücken wurden im Rahmen des
Flurbereinigungsverfahrens
Blindheim II Feuchtbiotope ent-
lang der Riedgräben im Donau-
ried angelegt, wie Landrat Dr.
Dietrich feststellte „ein enorm
wichtiger Beitrag zu Natur- und
Landschaftspflege... das einzige
Verfahren im Regierungsbezirk
Schwaben, bei dem es gelungen
ist, ein durchgängiges, ökolo-
gisch wertvolles und wirksames
Grabensystem aufzubauen bzw.
zu erhalten“. Enorm gewesen sei
der Einsatz der Gemeinde und
von Bürgermeister Gumpp.

Das Bürger-Sonnen-Kraftwerk
Bächingen GbR, mit Geschäfts-
führer Ulrich Kastler, wurde ge-
ehrt für drei Fotovoltaik-Anlagen,
darunter ein großflächiges Projekt
auf dem Bauhofgebäude (mit
Einlagen von Bürgern finanziert
und die erste Anlage dieser Art im
Landkreis) und ein Projekt auf
dem Schulhausdach.

600.000 Euro investiert

Zu den herausgestellten Vorha-
ben zählen Anlagen des Bürger-
Sonnen-Kraftwerkes GbR Gun-
delfingen, mit dem Vorsitzenden
Karl Steidle. Auf der Fahrzeug-
halle des städtischen Bauhofes
wurde eine 38kW-Fotovoltaik-
Anlage installiert und eine weite-

Rekordteilnahme beim Umweltwettbewerb des Landkreises
Dillingen. V.r.: Dr. Ulrich Mäck, Geschäftsführer der Arge
Schwäbisches Donaumoos, Bächingens Bürgermeister Roland
Grandel, Landrat Dr. Anton Dietrich, Bächingens Altbürger-
meister und Ehrenbürger Wilhelm Rochau.                     Bild: jdt

re mit 53 kW-Leistung auf dem
Dach der Hauptschule. An letz-
terer wurde eine digitale Anzeige
installiert, die den Schülern
zeigt, wie viel Energie gerade er-
zeugt wird. Mit einem Aufwand
von rund 700 Arbeitsstunden
wurde die Montage von den Ver-
einsmitgliedern in Eigenleistung
vorgenommen. Für beide Anla-
gen waren Investitionen von
rund 600.000 Euro nötig, wobei
Darlehen aus dem 100.000-Dä-
cher-Programm der Kreditanstalt
für Wiederaufbau in Anspruch
genommen wurden. Hinzu ka-
men Einlagen der Vereinsmit-
glieder.

Für vorbildlichen Natur- und
Umweltschutz wurden u. a. ge-
ehrt die freiwillige Feuerwehr
Wittislingen, Obst- und Garten-
bauvereine, der Arten- und Bio-
topschutzverband „Wittislinger
Moor“, der Arbeitskreis Ökologie
Reistingen, die NABU-Ortsgrup-
pe Zöschingen und Privatleute.

Private 
Hackschnitzel-Heizungen

Für die Errichtung von privaten
Hackschnitzel-Heizungen, die
mit Holz aus heimischen Wäl-
dern betrieben werden, wurden
drei Bürger von Holzheim mit
Urkunde und Geldpreisen be-
dacht: Ulrich Bschorr, Adolf
Dürndorfer und Josef Reitenauer
junior. 21 Frauen und Männer
wurden mit Urkunden geehrt für
die Errichtung von Fotovoltaik-
und Solaranlagen.

Herzliche Dankesworte von
Bürgermeister Grandel und von
Dr. Ulrich Mäck galten Landrat
Dr. Dietrich für den beispielhaf-
ten Umweltwettbewerb. Stim-
mungsvoll umrahmt wurde die

Veranstaltung von dem Bächin-
ger Heimatduo (Wilhelm Rochau
und Willi Weber) und dem Kla-
rinettentrio des Musikvereins
Bächingen, mit Corina Iskat, Co-
rina Karsten und Birgit Scheu.

Anerkennung galt den Mitglie-
dern der Jury: Walter Fuchslu-ger,
Bettina Merkl-Zierer, Xaver
Häusler, Wilhelm Gumpp so-
wie Oberregierungsrätin Christa
Marx, Susanne Schenk und Wolf-
gang Schenk.                              ?

„Stiftung Weltkulturerbe
Stadt Bamberg“

Neue Wege bei der Förderung von Kultur und Denkmalpflege
beschreitet die Stadt Bamberg. Am 11. Dezember 2003, dem
zehnten Jahrestag der Aufnahme der Bamberger Altstadt in
die Liste des Welterbes der UNESCO, wurde die „Stiftung
Weltkulturerbe Stadt Bamberg“ in Leben gerufen, die mit ei-
nem stolzen Grundkapital von 8,2 Millionen Euro startet.

Aus den Zinserträgen sollen
zukünftig Maßnahmen zum Er-
halt des Stadtdenkmals und der
Kulturförderung finanziert wer-
den. „Wir schaffen mit dieser
Stiftung die Voraussetzung
dafür, dass trotz der Finanzkrise
das bewährte und erfolgreiche
Bamberger Modell zur Erhal-
tung denkmalgeschützter Bau-
substanz weitergeführt werden
kann und dass darüber hinaus
auch weitere Mittel für das le-
bendige und vielfältige Kultur-
leben in Bamberg bereit gestellt
werden können“, sagte Ober-
bürgermeister Herbert Lauer bei
der Feier zum zehnjährigen
Weltkulturerbe-Jubiläum im
E.T.A.-Hoffmann-Theater.

Neue Phase

Mit der Gründung der Welt-
kulturerbestiftung tritt die Kul-
turförderung in Bamberg in eine
neue Phase. Bis einschließlich
2003 förderte die Stadt Bamber-
ger Kultureinrichtungen, Vorha-
ben und Maßnahmen in erhebli-
chem Umfang mit Haushalts-
mitteln. 

„Bamberger Weg“

Besonders hervorzuheben
sind dabei der sogenannte Bam-
berger Weg in der Denkmalpfle-
ge, für den früher jährlich
500.000 Euro, jetzt auf Grund
der Haushaltssicherung nur
noch 200.000 Euro bereit ge-
stellt werden, und der Globalbe-
trag für Kulturförderung in
Höhe von 150.000 Euro. Nicht
unter diesen Begriff fällt der

Betrieb eigener Einrichtungen
wie des E.T.A. Hoffmann-Thea-
ters mit über 2 Mio. Euro jährli-
chem Zuschussbedarf, die Mu-
seen und Ausstellungen der
Stadt Bamberg (Zuschussbedarf
jährlich ca. 650.000 Euro) so-
wie die Bamberger Symphoni-
ker, die seitens der Stadt auf
Grund eines Staatsvertrages mit
1,2 Mio. Euro jährlich gefördert
werden.

Bedrohte Maßnahmen

Durch die massive Ver-
schlechterung der Haushaltssi-
tuation sind diese Fördermaß-
nahmen akut bedroht. Auf der
anderen Seite stellen gerade
kulturelle Einrichtungen und
Ereignisse und die Erhaltung
der historischen Altstadt einen
wichtigen Standortfaktor dar
und bestimmen die zentralörtli-
che Funktion Bambergs ganz
wesentlich. Durch die Bewer-
bung der Stadt Bamberg um den
Titel einer Kulturhauptstadt Eu-
ropas im Jahre 2010 hat dieser
Bereich zusätzlich eine neue
Dimension bekommen. 

Satzung und Finanzrahmen

Im Jahre 2002 war daher der
Gedanke entwickelt worden,
städtisches Geldvermögen, das
bisher durch Zinserträge die
Förderung von Kultur- und
Denkmalpflege möglich ge-
macht hatte und das nun rapide
verbraucht zu werden drohte, in
eine Stiftung einzubringen. Im
Laufe des ersten Halbjahres
2003 wurde gemeinsam mit der

Regierung von Oberfranken ei-
ne Satzung ausgearbeitet und
ein Finanzrahmen abgesteckt.
Im Juli 2003 entsprach der
Stadtrat dem Vorschlag von OB
Lauer, nicht weniger als 7,662
Mio. Euro städtischen Vermö-
gens und 620.000 Euro aus ei-
ner Erbschaft in eine Stiftung
einzulegen. Die Regierung von
Oberfranken machte die Stif-
tung mit Schreiben vom 6. No-
vember rechtsfähig und am 11.
Dezember überreichte Regie-
rungspräsident Hans Angerer
die Gründungsurkunde feierlich
an Oberbürgermeister Herbert
Lauer. Der Stiftungsvorstand,
der die laufenden Geschäfte
führt, setzt sich aus Vertretern
des Stadtrats und der Stadt
Bamberg zusammen. Ihm ist ein
Kuratorium zugeordnet, das mit
hochrangigen Persönlichkeiten
aus dem Kulturleben besetzt
wird. 

Erhoffte Initialwirkung

Von dieser neuen Form der
Förderung von Kultur- und
Denkmalpflege erhofft sich die
Stadt eine Initialwirkung, da sie
Spender, Zustifter und Sponso-
ren in weit größerem Maße mo-
bilisiert, als wenn die Stadt
Bamberg diese Aufgabe im
Rahmen ihres laufenden Haus-
halts weiterführt. DK

Kultur-Förderpreis
für Rudi Sopper

Bamberger Buchhändler, Verleger und Autor erhielt
Auszeichnung am 18. Dezember

Mit dem Kultur-Förderpreis 2003 der Stadt Bamberg wurde der
Bamberger Buchhändler, Verleger und Autor Rudi Sopper aus-
gezeichnet. Die mit 5100 Euro dotierte Auszeichnung gilt einem
überaus vielseitigen und einfallsreichen Mitgestalter des Bam-
berger Kulturlebens.

Rudi Sopper, geboren 1952
im niederbayrischen Lindach,
hat mit zahlreichen Initiativen
das literarische Leben in Bam-
berg nachhaltig gefördert. Seit
25 Jahren hat er über 200 Auto-
renlesungen veranstaltet, die
seit 1998 in der von ihm be-
gründeten und finanziell maß-
geblich mitgetragenen alljährli-
chen Veranstaltungsreihe „Herbst-
lese“ das Bamberger Kulturle-
ben bereichern.

Sopper ist zu verdanken, dass
man in Bamberg neben zahlrei-
chen einheimischen Autoren u.a.
auch Peter Härtling, Cees Note-
boom, Helmut Qualtinger, Bodo
Kirchhoff und viele andere sehen
und hören konnte. 

Hervorzuheben ist hierbei
die von ihm praktizierte enge
Kooperation mit anderen Bam-
berger Veranstaltern, denen
mit der „Herbstlese“ ein ge-

meinsames Dach geboten wird. 
Sopper unterstützt auch durch

Anzeigenschaltungen, Mitfinan-
zierung und Büchertische viele
literarische Veranstaltungen und
Publikationen (z.B. studentische
Zeitschriften wie das „Rezen-
söhnchen“) in Bamberg, und
zwar gänzlich unabhängig von
der Frage, ob sich diese Aktivitä-
ten „rechnen“ oder nicht.

Nicht weniger hervorhebens-
wert ist die Tätigkeit Rudi Sop-
pers als Verleger. Das Verlags-
programm der von ihm betriebe-
nen Verlagsbuchhandlung kann
als ein beeindruckendes Zeugnis
der Kulturstadt Bamberg be-
zeichnet werden.

Schließlich verdient auch der
Buchautor Rudi Sopper Lob
und Anerkennung: Er hat bis -
her, zusammen mit dem Illust-
rator Gerd Bauer, drei erfolgrei-
che Kinderbücher verfasst.     ?
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„Süßer die Kassen nie klin-
geln, als zu der Weihnachts-
zeit. Heller die Käufer nie sin-
gen, bald ist Bescherung ihr
Leut’.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, schreckt ja be-
kanntlich in seiner Spottlust
vor nichts zurück. Also keine
Angst, er übt nicht für die
Weihnachtsfeier der Globali-
sierungsgegner, sondern kom-
mentierte nur in seiner Art ei-
nen Artikel von Hajo Klein in
der Heimatzeitung, der sich für eine Öffnung
der Geschäfte an den Adventssonntagen ein-
setzt.

Er meint, die insgesamt eher mageren Einzel-
handelsumsätze in unserer Stadt wären besser
gewesen, wenn die Läden die letzten drei Sonn-
tage hätten aufmachen können. Nicht bedacht
hat er, dass die Unsicherheit über die künftige
wirtschaftliche Entwicklung, die Angst vor Ar-
beitslosigkeit und die sich verfestigende Er-

kenntnis der Leute, dass die sozialen Siche-
rungssysteme nicht mehr zu bezahlen sind, die
Konsumlust der Leute in den Keller schickt.

Vor allem ist er wieder mal voll am Thema
vorbei. Eine Sonntagsöffnung der Geschäfte
nur im Advent - ursprünglich vorgeschlagen
durch Vertreter von Parteien, die nicht gerade
zu den Bannerträgern der christlichen Ausrich-
tung des Gemeinwesens gehören - würde Weih-
nachten nur weiter in die Ecke des Katalysators
für eine wachstumsinduzierende Jahresendral-
lye drängen. Wir würden dann nicht mehr die
Ankunft des Herrn erwarten, sondern steigende
Börsenkurse für die Handelstitel. Ätzend.

Andererseits müssten gerade die Kommunal-
politiker ein Auge darauf haben, dass das La-
denschlussgesetz generell weggefegt wird.
Denn nur so wird langfristig eine Verödung der
Innenstädte verhindert werden können. Das
Spezialgeschäft am Marktplatz kann sich nicht
wie der große Discounter im Industriegebiet
durchgehende Öffnungszeiten von 7:30 bis
20:00 Uhr leisten. Da wäre ein Sonntagsservice
ganz attraktiv, wie wir an den Mantelsonntagen
in manchen Gegenden sehen, die sehr gut ange-
nommen werden und durch den Beginn nach
dem Hauptgottesdienst sicherlich keine Mit-

schuld an der Leerung unse-
rer Kirchen haben. Geöffnete
Läden am Sonntag und damit
verbunden mehr Leute in der
Stadt könnten auch Restau-
rantbesitzer ermutigen, sonn-
tags wieder zu öffnen. In wie
vielen Städten bekommt man
heutzutage am Sonntag nur
beim Chinesen, Italiener
oder Bahnhofsgrill etwas zu
Mittag!

Dass die Leute das wollen,
zeigen doch die Umsätze der Gemischtwarenlä-
den, die auch Benzin verkaufen und deshalb
noch als Tankstellen firmieren, um eine Lücke
im Ladenschlussgesetz zu nutzen. Und wenn ich
heute Bücher nicht nur über das Internet, son-
dern auch in der Buchhandlung kaufe, dann
nur, um meine Solidarität mit einer Branche zu
zeigen, die für die pfiffige Marketingidee von
mitternächtlichen Partys zur Feier von „Harry
Potter 5“ Bußgeldbescheide bekommen hat.
Sorgen haben wir.

Aber halt, mein Chef, der Bürgermeister, hat
Recht. Ich sollte mich zum Jahresende nicht
mehr aufregen. Jetzt haben wir uns 51 Wochen
in diesem Jahr Gedanken um unsere kleine
Welt, das Städtchen, und die große Welt um
uns herum gemacht. In der 52. haben wir es
uns verdient, einen Gang runterzuschalten, in-
ne zu halten und uns mal was Gutes zu tun. Et-
wa unsere traditionelle Weihnachtsfeier, die
wir nicht dem Spardiktat opfern, wenngleich
sich die Frau vom Bürgermeister eigentlich
mal ihre Zimtsterne sparen sollte, die die Kon-
sistenz von Betonpollern haben. Aber ich hab
ja meine Makronen dabei, auf die der Bürger -
meister so steht.

Ihnen allen frohe Festtage, gesegnete
Weihnachten und ein tolles Jahr 2004. Viel-
leicht denken Sie ab und zu an den Satz von
Jean Paul, den ich dem Bürgermeister aus
den Kalenderblättern für seine Weihnachts-
ansprache herausgesucht habe: „Die Men-
schen sollen einander bei den Händen fassen
und nicht nur gut sein, sondern auch froh.
Die Freude ist der Sommer, der die inneren
Früchte färbt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Den Ladenschluss
im Visier

Hilferuf des
bayerischen Grenzlands
Regionalkonferenz des Bayerischen Landkreistags fordert Fortführung

der Gemeinschaftsaufgabe 
„Hohe Subventionsunterschiede und Lohnkostendifferenzen wer-
den den wirtschaftlichen Wettbewerb in den Grenzlandkreisen
nach der EU-Osterweiterung massiv verzerren“, so der Präsident
des Bayerischen Landkreistags, Landrat Theo Zellner, Cham, bei
einer Regionalkonferenz in Kötzting. 

Die Bundesregierung wird mit
dem Jahr 2006 die Förderung der
regionalen Wirtschaftsstruktur
durch Bundesmittel in den west-
deutschen Bundesländern been-
den. Die Folge ist ein extremes
Fördergefälle an der derzeitigen
EU-Außengrenze. Zellner: „Da-
mit werden die grenznahen Re-
gionen im Zusammenhang mit
der Osterweiterung doppelt be-
straft, da uns mittelfristig ohnehin
die Abwanderung der Kaufkraft
droht.“

Maßgeschneidertes
Ertüchtigungsprogramm

Die Teilnehmer der Regional-
konferenz, die sich zum „Bündnis
für den ländlichen Raum“ zusam-
mengeschlossen haben, haben
daher nachfolgende Erklärung
verabschiedet. Zellner: „Insbe-
sondere fordern wir die unverän-
derte Fortführung der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur
zugunsten der grenznahen Regio-
nen Nord- und Ostbayerns“, eine
Fortführung der Ziel-II-Förde-
rung der Europäischen Union und
der Gemeinschaftsinitiative IN-
TERREG III sowie insgesamt ei-
ne verstärkte Lenkung öffentli-
cher Mittel in den grenznahen
ländlichen Raum.“ Besonders be-
grüßte der Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags das Ertüchti-
gungsprogramm des Freistaats
Bayern, das maßgeschneidert sei,
wirtschaftliche Verwerfungen der
Übergangszeit zu vermeiden. 

Schritt zur europäischen
„Wiedervereinigung“

Die Teilnehmer der Regional-
konferenz sehen in der EU-
Osterweiterung einen historisch
notwendigen Schritt zur „Wie-
dervereinigung“ Europas. Die
unmittelbar betroffenen Grenz-
regionen Niederbayern, Ober-
pfalz und Oberfranken werden
ihren Beitrag zu einem erfolg-
reichen Zusammenwachsen lei-
sten; allerdings müssen sie poli-
tisch und finanziell von der
Bundes- und Landesregierung
unterstützt werden. 

An der Regionalkonferenz
nahmen etwa 35 Abgeordnete
und Landräte sowie die drei Re-
gierungspräsidenten von Nie-
derbayern, Oberpfalz und Ober-
franken teil. 

Forderungen zur 
Bewältigung der EU-
Osterweiterung 

1. Die Teilnehmer der Regio-
nalkonferenz stehen zur EU-
Osterweiterung, zu der es keine
Alternative gibt. Die EU-Oster-
weiterung ist ein historisch not-
wendiger Schritt zur „Wiederver-
einigung“ Europas und die logi-
sche Konsequenz aus der älteren
und der jüngeren Geschichte. Die
unmittelbar betroffenen Regionen
Niederbayern, Oberpfalz und
Oberfranken werden ihren Beitrag
zu einem erfolgreichem Zusam-
menwachsen leisten. Ohne die po-
litische und finanzielle Unterstüt-
zung der Bundes- und Landesre-
gierung werden sie diesen Beitrag
allerdings nur eingeschränkt lei-
sten können. 

2. Mit einer Beendigung der re-
gionalen Wirtschaftsförderung
und wichtiger EU-Fördermaßnah-
men im Jahr 2006 entsteht zukünf-
tig ein extremes Fördergefälle an
der derzeitigen EU-Außengrenze.
Damit würden die grenznahen Re-
gionen im Zusammenhang mit der
Osterweiterung doppelt bestraft,
weil ihnen mittelfristig ohnehin ei-
ne Abwanderung der Kaufkraft
droht. Die Teilnehmer der Regio-
nalkonferenz fordern deshalb eine
unveränderte Fortführung der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschafts-
struktur zugunsten der grenznahen
Regionen Nord- und Ostbayerns“,
eine Fortführung der Ziel-II-För-
derung der Europäischen Union,
der Gemeinschaftsinitiative IN-
TERREG III sowie insgesamt ei-
ne verstärkte Lenkung öffentlicher
Mittel in den grenznahen ländli-
chen Raum auch nach 2006. Bei
der Fortführung der Gemein-
schaftsaufgabe ist das Kriterium
„Grenznahe Räume“ einzuführen. 

3. Der grenznahe ländliche
Raum ist durch die EU-Osterwei-
terung sehr stark betroffen, weil er
im Gegensatz zu den Verdich-
tungsgebieten unmittelbar der
Konkurrenz der Beitrittsstaaten
mit ihrem wesentlich niedrigeren
Preisniveau ausgesetzt sein wird.
Um wirtschaftliche Verwerfungen
für eine Übergangszeit zu vermei-
den, sind deshalb die vorgesehe-
nen befristeten Einschränkungen,
insbesondere eine befristete Aus-
setzung der Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit sowie eine sektorale Be-
schränkung der Dienstleistungs-

freiheit, unabdingbar. Betriebs-
und Arbeitnehmerqualifizierung
ist verstärkt anzugehen. Das Er-
tüchtigungsprogramm des Frei-
staates Bayern ist dafür maßge-
schneidert und muss fortgesetzt
werden. 

4. Neuesten Prognosen der de-
mografischen Entwicklung ist zu
entnehmen, dass die grenznahen
Regionen Nord- und Ostbayerns
zum großen Teil mit einem erheb-
lichen Bevölkerungsrückgang zu
rechnen haben. Die Teilnehmer
der Regionalkonferenz fordern
deshalb ein landesplanerisches
Maßnahmenbündel zur Stärkung
des ländlichen Raums. Notwen-
dig ist insbesondere eine Locke-
rung planerischer Restriktionen im
ländlichen Raum, insbesondere ei-
ne Öffnung des zentralörtlichen
Prinzips. Gefordert wird ferner der
verstärkte Ausbau der Infrastruk-
tur nach dem Erschließungsprin-
zip sowie die Verlagerung geeig-
neter öffentlicher Einrichtungen in
den grenznahen ländlichen Raum. 

5. Die Erweiterung der Eu-
ropäischen Union wird das Ver-
kehrsaufkommen im Grenzland
um ein Vielfaches erhöhen. Nach
dem Beitritt Tschechiens werden
Zunahmen des grenzüberschrei-
tenden Verkehrs von bis zu 200%
prognostiziert. Die Teilnehmer der
Regionalkonferenz fordern die
Schaffung eines „Verkehrsprojek-
tes EU-Osterweiterung“, mit dem
eine verbesserte Verkehrsinfra-
struktur auf Straße und Schiene
realisiert und so den erhöhten An-
forderungen an die Bewältigung
der Ost-West-Verkehrsströme
Rechnung getragen wird. 

6. Die Teilnehmer der Regio-
nalkonferenz vereinbaren ein
„Bündnis für den ländlichen
Raum“. Im Rahmen dieses Bünd-
nisses werden die Teilnehmer der
Regionalkonferenz die Entwick-
lung des grenznahen ländlichen
Raums beobachten und anlassbe-
zogen die notwendigen Maßnah-
men in die Wege leiten. Dabei for-
dern sie die Unterstützung von
Bund und Land, vor allem auch im
Rahmen der neuen Aufgabe „Lan-
desentwicklung“ im bayerischen
Wirtschaftsministerium. 

7. Die Bundesregierung
wird aufgefordert, ihr Verspre-
chen nach besonderen Hilfen
für das ostbayerische Grenz-
land im Zusammenhang mit
der EU-Osterweiterung ein-
zulösen. Im Besonderen for-
dern die Teilnehmer der Re-
gionalkonferenz ein zeitlich
befristetes Grenzgürtelpro-
gramm, wie es bei der Süder-
weiterung aufgelegt wurde. ?

Resolutionen des KPV-Bezirksvorstands Schwaben:

Für Entlastung der Bezirke
bei der Sozialhilfe 

Die Mitglieder der Bezirksvorstands der Kommunalpolitischen
Vereinigung (KPV) Schwaben haben in ihrer jüngsten Sitzung in
Wehringen zwei Resolutionen verabschiedet, die sich mit den
Themen „Kommunaler Finanzausgleich 2004“ und „Behörden -
reform in Bayern“ befassen. 

Zum Thema Finanzen fordert
der Bezirksvorstand der KPV
Schwaben eine deutlich spürbare
Entlastung der Bezirke in der
überörtlichen Sozialhilfe. Allein
der Sozialhilfeausgleich für die
Bezirke habe sich innerhalb von
zehn Jahren mehr als verdrei-
facht. So seien die Ausgaben der
Bezirke in diesem Bereich im
Zeitraum von 1992 bis 2003 von
492 Millionen Euro auf 1500
Millionen Euro gestiegen. Der
Ausgleich durch den Staat könne
nur über eine Erhöhung der Aus-
gleichsmasse des Artikels 15 Fi-
nanzausgleichsgesetz (FAG) er-
folgen.

Mindestens 210 Millionen Eu-
ro zusätzliche Mittel in der
überörtlichen Sozialhilfe seien
erforderlich. „Findet diese Entla-
stung nicht statt, sind die Bezirke
und die Landkreise gezwungen,
eine massive Steigerung der Be-
zirks- sowie der Kreisumlagen zu
beschließen“, heißt es wörtlich in
der Resolution, die von Landrat
Erich Josef Geßner, Vorsitzender
der KPV Schwaben unterzeich-
net wurde. Eine solche Umla-
generhöhung sei für die kreisan-
gehörigen Kommunen nicht
mehr zu schultern. Während auf
der einen Seite die Steuereinnah-
men weiterhin sinken, würden

der kommunalen Ebene auf der
anderen Seite nach wie vor zu-
sätzliche Aufgaben zugemutet.
Der KPV-Bezirksvorstand be-
fürchtet, dass aus diesem Grund
im Jahr 2004 zahlreiche Kom-
munen keine genehmigungsfähi-
gen Haushaltssatzungen mehr
vorlegen könnten.

Zwang zur
Hebesatzerhöhung

Die zurückgehende Umlage-
kraft zwinge die Bezirke und
Landkreise geradezu, ihre Hebe-
sätze zu erhöhen, wird in dem
Schreiben hervorgehoben, das
auch an den Landesvorsitzenden
der Kommunalpolitischen Verei-
nigung der CSU in Bayern,
Landrat Luitpold Braun in Weil-
heim ging. Dieser wurde gebe-
ten, die Forderung zur Sache des
gesamten KPV-Landesverbandes
zu machen und gegenüber Bay-
erns Finanzminister Professor Dr.
Kurt Faltlhauser massiv zu ver-
treten.

Die zweite Resolution ging an
Staatskanzleichef Erwin Huber.
Zum Thema Verwaltungs- und
Behördenreform hat sich der
KPV-Bezirksvorstand Schwaben
einstimmig dafür ausgesprochen,
dass die Aufgaben und das Perso-

nal der vorhandenen Sonder-
behörden entweder den Regie-
rungen als Mittelbehörden oder
den Landratsämtern zugewiesen
werden sollen. „Nur durch
schnellere Verwaltungsverfahren,
einfachere Standards sowie über
schlankere Strukturen können fi-
nanzielle Spielräume wieder ge-
wonnen und Möglichkeiten für
schnelle und flexible Entschei-
dungen vor Ort geschaffen wer-
den“, wird betont.

Der Ansatz der Bayerischen
Staatsregierung, den dreistufigen
Aufbau der Inneren Verwaltung
zum prägenden Strukturelement
zu machen, werde von der KPV
Schwaben ausdrücklich begrüßt.
Für die Bündelung der bisherigen
Fach- und Sonderbehörden auf
der Ebene der Landratsämter eig-
nen sich nach Ansicht der KPV
insbesondere Aufgaben der
Straßenbauämter bei den Kreis-
straßen, große Teile der Gewer-
beaufsicht, die Aufgaben der
Landwirtschaftsämter, die ho-
heitlichen und betrieblichen Auf-
gaben der Forstämter sowie die
Schulämter.

Nach Ansicht der KPV Schwa-
ben haben die Landratsämter in
der Vergangenheit deutlich unter
Beweis gestellt, welche Vorteile
sich durch die Konzentration der
Aufgaben von Veterinärwesen
und Gesundheitsdienst oder gar
der Einrichtung des Kompetenz-
zentrums „Verbraucherschutz“
ergeben können.                       ?

Höhepunkt der 1250-Jahrfeier von Moorenweis:

„Die schwarzen Nonnen von Weißenzell“
Kulturelles Highlight im Rahmen der Feierlichkeiten zu 1250
Jahre Moorenweis war das Festspiel „Die schwarzen Nonnen
von Weißenzell“, das seine Premiere Mitte November in der
Mehrzweckhalle feierte. Unter Federführung der Theater-
gruppe Moorenweis wurden seit Juli die vier Akte des von
Franz Seraph Wagner eigens verfassten Stückes vorbereitet. 

Für die Verantwortlichen
stellte sich die Frage, was in der
Geschichte des oberbayerischen
Moorenweis ins „historische
Rampenlicht“ getreten ist.
Schnell erinnerte man sich an 
das Gedenkspiel „Die schwarzen
Nonnen von Weißenzell“.

Schauplatz ist jenes ehemalige
Frauenkloster zwischen Mooren-
weis und Dünzelbach gelegen, an
dem heute die Kapelle St. Marga-
reth, nahe der Maisach auf einem
Hügel stehend, zu bewundern ist.

Die überschaubare Geschich-
te der Gemeinde ist weithin
vom Christentum geprägt. Da-
bei hatte die mittelalterliche
Klostergründung ein großes Ge-
wicht. Was vor rund 1200 Jah-

ren geschah, wurde nicht im
Einzelnen dokumentiert. Des-
halb erlebten die Besucher des
Spieles Szenen, wie sie sich in
der Geschichte von Weißenzell
und Umgebung zugetragen ha-
ben könnten.

Lehrstück für die Gegenwart

Die vier Akte handelten von
der Klostergründung und den
Nonnen von Weißenzell, dem
Besuch von Bischof Ulrich und
Graf Rasso und von der Zeit
nach dem 30-jährigen Krieg.
Die Besucher konnten sich
überzeugen von der menschli-
chen Größe der Vorfahren, die
auch in schwerer Zeit zusam-

men hielten. Insofern kann die
Geschichte zum Lehrstück für
die Gegenwart werden.

Unter der Regie von Burk-
hardt Greif, Franz Popfinger
und Fred Mahl wurde mit etwa
120 Laienschauspielern und
Kindern aus fast allen Ortstei-
len der Gemeinde und der
Theatergruppe dieses Stück
inszeniert. 

In mühevoller Kleinarbeit
wurden fast alle Kostüme zu-
sammengestellt bzw. unter
fachkundiger Anleitung ange-
fertigt. Für die musikalische
Gestaltung sorgte die Liederta-
fel Moorenweis und ein eigens
hierfür zusammengestelltes Or-
chester. Unter der bewährten
Leitung von Norbert Steinhardt
wurden eigens Lieder, Choräle
und Instrumentalstücke einstu-
diert. Sogar ein Chorsatz wur-
de extra von Steinhardt kompo-
niert. DK
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Vorschau auf GZ 1/2
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 1/2, die am 15. Januar
2004 erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
? Umweltschutz
? Abfallwirtschaft
? Fachliteratur für Kommunen
? Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung liegt ein
Prospekt von der Firma BayWa, München bei. Wir bitten
um freundliche Beachtung. ?

Rosenheimer Fachtagung:

Familie eine Zukunft geben
Im Rosenheimer Bildungszentrum St. Nikolaus fand jüngst ein
Familienforum unter dem Motto „Familie eine Zukunft geben
- Erfahrungen, Visionen, Strategien finden für Familie-Leben
in Rosenheim“ unter der Schirmherrschaft von Oberbürger-
meisterin Gabriele Bauer statt. Eingeladen hatten die Gleich-
stellungsstelle der Stadt, das Katholische und das Evangelische
Bildungswerk. Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus verschie-
denen Organisationen und Einrichtungen diskutierten ihre
Vorstellungen, wie die Situation von Familien in Rosenheim
zukunftsgerecht gestaltet werden könnte.

Ziel der Veranstaltung war
es, Fachleuten, die in ihrer täg-
lichen Arbeit in unterschiedli-
cher Art und Weise mit Famili-
en in Berührung kommen, ei-
nen Rahmen zu bieten, um ins
Gespräch zu kommen. Der
Meinungsaustausch darüber,
was Familien in Rosenheim
benötigen, stand dabei im Vor-
dergrund. Die Ergebnisse wer-
den OB Bauer als Impulse für
familienpolitische Entschei-
dungen in der Stadt vorgestellt.

Die Gleichstellungsbeauf-
tragte der Stadt Rosenheim,

Renate Heilmann, stellte in ei-
nem kurzen Sachstandsbericht
Trends vor, die in den vergan-
genen 50 Jahren das gesell-
schaftliche Leben in der Bun-
desrepublik und auch in Ro-
senheim maßgeblich beein-
flussten. Dazu gehören höhere
Lebenserwartung, Geburten-
rückgang, Neuorganisation der
Familien durch die verstärkte
Berufstätigkeit von Frauen, so-
wie massive Veränderungen in
der Arbeitswelt. 

Diese Aussagen bestätigten
auch die Teilnehmenden des

Familienforums und Mitarbei-
ter des Amts für Kinder, Ju-
gendliche und Familien der
Stadt Rosenheim. 

Attraktive Stadt

Die starken Veränderungen
in der Bevölkerungsstatistik
sind in Rosenheim deutlich er-
kennbar. So überwiegen be-
reits heute die Erwachsenen
über 65 die Gruppe der Kinder
unter 14 Jahren. Bundesweit
ist dieses Verhältnis noch 1 zu
1. Dramatisch wird es in den
kommenden Jahren. 2028 hat
sich dieses Verhältnis zu Las-
ten der Kinder auf 1 zu 2 ver-
schoben. Im Rosenheimer
Stadtbild werden die Senioren
vorherrschen. Zu den zentralen
Zukunftsfragen wird also gehö-
ren, die Stadt für Familien mit
Kindern attraktiv zu machen. 

Wertzuwachs
und Imagegewinn

Mehr Kinder werden nur
dann auf die Welt kommen,
wenn das „System Familie“ in
all seinen unterschiedlichen
Erscheinungsformen einen
Wertzuwachs und Imagege-
winn erhält, so der allgemeine
Tenor. Dieses Umdenken kann

jedoch nicht von oben verord-
net werden, sondern bedarf des
täglichen Engagements aller
Menschen, die mit Kindern
und Jugendlichen umgehen.

„Grün für Familien“

Neben diesen grundsätzli-
chen Überlegungen wurden
unter der sachkundigen Mode-
ration von Brigitte Krecan-
Kirchbichler auch klare Forde-
rungen formuliert, die auf poli-
tischem Weg durchgesetzt
werden müssen. Der Lebens-
raum für Kinder Rosenheim
sollte verbessert werden, in
dem beispielsweise die Errich-
tung von Kinderspielplätzen
bei größeren Bauvorhaben
nicht mehr so einfach gestri-
chen oder abgelöst werden
kann. Die Landesgartenschau
sollte in jedem Fall durchge-
führt werden unter besonde-
rer Berücksichtigung der Be-
lange von Familien - Stichwort
„Grün für Familien“.

Familienseite angeregt

Angeregt wurde auch eine
Familienseite für Vereine und
Organisationen in der Presse,
um so dem vorhandenen In-
formationsbedürfnis nachzu-
kommen. Abschließend wurde
der Wunsch geäußert, diese
Familienfachtagung für die
Stadt Rosenheim zu wieder-
holen.                                    DK

2. EuRegio-Musikschulfest
in Kloster Seeon

Das erste EuRegio-Musikschulfest fand vor drei Jahren in Klo-
ster Seeon statt. Der großartige Erfolg des Musikschulfestes
veranlasste die Akteure, dieses Fest im Drei-Jahres-Rhythmus
zu veranstalten. Vor kurzem war es wieder soweit: Salzburger
und bayerische Musikschüler und Musikschülerinnen stellten
in dem reizvollen Ambiente des Klosters ihr Können unter Be-
weis und musizierten miteinander gemäß dem Motto „Musik
verbindet“.

Das Musikschulfest begann
mit einem Festkonzert, das von
je einem Orchester aus dem
Land Salzburg, dem Landkreis
Berchtesgadener Land und
dem Landkreis Traunstein ge-
staltet wurde. Der krönende
Abschluss des Abends war der
gemeinsame Vortrag eines
Werkes von Carlo Riciotti
durch alle drei Orchester. Tags
darauf konnten die Besucher
die Vielfalt der musikalischen
Ausbildungsmöglichkeiten er-
leben.

Auf drei verschiedenen Büh-
nen des ehemaligen Klosters
fand ein freies Musizieren statt.
Dabei reichte der Bogen von
der Klassik über die Volksmu-
sik bis hin zu Jazz und Pop. Fa-

milien und Musikinteressierte
konnten bei freiem Eintritt die-
sen Musikgenuss erleben und
von Bühne zu Bühne wandern.
Außerdem wurden aus dem
Bereich Musikalische Früher-
ziehung Möglichkeiten zum
Singen, Orff-Musizieren und
Perkussion zum Ausprobieren
und Mitmachen angeboten.

Ein gemeinsames Musizie-
ren aller Solisten und Ensem-
bles zum Tagesabschluss stell-
te nochmals den Austausch und
die Zusammenarbeit der Mu-
sikschulen und insbesondere
das Kennenlernen der Musik-
schüler und Musikschülerinnen
untereinander sowie die Freude
am Musizieren eindrucksvoll
unter Beweis. KI


